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Anlage 1.

Düsseldorf, den 2«. August 1875.

Referat
dcö

Mov.-Merwaltungs-Maths an den 24. WeinischcnMovinzüll-^andtag
betreffend

den Entwurf eines Reglements über die Leitung uud Verwaltung des Landarmenhanscs zn Trier.

Referent: Freiherr v on Solem ach er-A ut wei ler.

Nachdem bereits durch deu Beschluß des 21. Rheinischen Proviuzial Landtages von, 2l.
September l8?2 das Reglement über die Leitung und Verwaltung der Arbeilsauslalt uud des
damit verbundenen Landarmcnhanses zn Ärauweiler die Zustimmung des hohen Laudtags gefunden,
und die gedachte Anstalt demuächst uach erfolgter Oeuehmiguug des Herrn Ministers des Innern,
vom 1. Januar I87"> ab ans den Proviuzial-VerwaltungSrath uud seiuc Orgauc übergegauge,l
war, wurde im Dezember V. I. von dem gedachten Herrn Münster des Inuern anch die Ueber-
lcituug des Laudanueuhausrs z» Trier in die ständische Verwaltuug angeregt.

Die Benützung des Laudarmenhanses zu Trier für die Zwecke der Rheinische« Provinzial-
Verwaltnng, insbesondere des Rheinischen Landarmenverbandes war bisher nach Maßgabe der
Bestimmnng im ersten Alinea des 8- >'> der Verordnung über die Einrichtung uud Verwaltung des
Lcmdarmcnwcsens in der Rhciuproviu; vom 2. Otiober 1871 (O.-S. S. 47?) durch besouderc
Vcreiubaruug mit der Verwaltuugseommission geregelt.

In diesem bestehenden Verhältnisse fand die erste wesentliche Abänderung iu Folge der
Beschlußfassung des 22. Rheinischen Provinzial-Lcmdtags vom :;. Juni 1874 statt, der zufolge die
Ueberführnng der fcimmtlichen Eorrigendeu aus dem »cegieruugsbezirle Trier iu die Proviuzial-
Arbcits Anstalt zn Ärauweiler beschlossen wurde uud demnächst anch stattfand. — Gleichwohl erschien
die so von den Eorrigendeu evaenirte Anstalt in Trier für die Zwecke des großen Rheinischen
Laudarmenverbaudes nicht wohl zn entbehren, der fortgesetzt eine ziemlich hohe Bevölternngsziffcr
an Häuslingen iu den verschiedeneuStationen der Anstalt unterhält, uud wir mußtcu die Anregung
des Herrn Ministers auf Ueberleitnng der Anstalt iu nnsere Verwaltnng nur zweckmäßig uud
«ecignct finden, die gemciusame, gleichheitlicheBehandlung der beiden Austalteu im Interesse unserer
Verwaltung mehr zu sichern.

Schwierigkeiten, welche der Aufstellung eines Ueberleitungs-Reglemcnts im Anfange eut-
Ncgcntraten, winden anf (^rund eiues bei unserer üeutralstclle zusammengestellten zur Eiufichtuahiuc
für die Herren Mitglieder des Landtages offen liegenden Promcmorias und in Folge einer zwischen
der Verwaltungsbehörde in Trier und unserm Obcrbcamteu, Provinzialrath Forst er, demnächst
stattgefundcnen Konferenz beseitigt uud es tonnte daraufhiu von uns zur Berathung und Anfstellnng
eines bezüglichen Reglements-Entwurfs übergegaugeu werden, welcher dem Herrn Oberpräsidentc»
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unterm 1<>./7. c. zur Einholung der Zustimmung dos Herru Ministers des Innern vorgelegt
worden ist, um denselben demnächst zur Beschlußfassung des hohen Landtags zu briugeu.

Mit ciuigcn wenigen Modificationeu auf die wir noch besonderszurücktommeu, hat der
,, Entwurf die Zustimmung der Ressortminister gefunden nnd wir sind ermächtigt,denselben hiermit

dem hohen Landtage zur Genehmigungzu unterbreiten.
Im Wesentliche» schließt sich der anliegende Entwurf dem Wortlaute nach dem bereits

genehmigten Reglement für die Brauweiler-Anstalt au. Wir habeu demselben daher nur wenige«
Bemertuugen beizufügen, die hauptsächlich nur die hcrvortreteudeuVerschiedenheitenauskläreu uud
die Soudcrverhältuisseder Trierer-Anstalt hervorhebensollcu.

Der im H. 1 vorgeschlagene Ucbergangsterminist unter Zustimmungdes Herrn Negieruugs
Präsidenten in Trier als geeigneter Zeitpunkt aufgenommen und in t>- 2 des Reglements eine
besondereDisposition wegen der ferneren Aufnahme von Privat-Pfleglingeu in die verschiedeneu
Stationen der Anstalt (Hospital, Heilanstalt, Irrenanstalt) auf dcu desfatlsigeuAutrag der Regie¬
rungsbehörde in Trier getroffen.

Da keine Eorrigendcn mehr in die Anstalt anfgenommeu werden, glaubte man, eine
etwaige spätere Abänderung der Hansordnuug nicht mehr von der Genehmigungdes Herrn Ministers
des Innern abhängig machen zu sollen, die Herren Ressortminister wünschten aber die Aufnahme
der im 2. Alinea des 8- ^ getroffene»Bestimmung, weil die Staats-Negicruug nicht darauf vcr-
zichteu könne, die Gruudfätze zu prüfen und zu genehmigen,welche für die Aufnahme, die Behand¬
lung und Entlassung, sowie für den Unterricht der Landarmen lc. maßgebend sein sollen. Der
Zusatz, der dem tz. 120 der Provinzial-Ordnung vom 29. Huni d. I. — G.-S. S. 335 -^
entspricht, erschien unbedenklich, ebenso die Aufnahme eines zweiten Alineas im H. 11 des Reglements,
welches die Königl. Staat« Regierung wünschte, um den Uebcrtritt der bisherigen Anstaltsbeamtcu
in die provin;ialständischcVerwaltung zu erleichterenund etwaigen Streitigkeiten vorzubeugen.

Die Bestimmung ist dem ß. 32 des Pensionsgesetzesvom 2?. März 1872 — O.-S.
S. 268 — nachgebildet.

Endlich hatten die Herren Nessortministernoch die Aufnahme eines „ß. 13 Uebergangs-
bestimmung"znr Erwägung gestellt,mit Borschlag des folgenden Wortlautes:

„Die mit dem Landarmeuhause bisher verbunden gewesenen Anstalten (Pflege-, Kranken-,
Heil- uud Irren-Anstalt) bleiben bis zur weiterenBeschlußfassungdes ProvinzialLandtags bestehen-

Die Aufhebung der Pflege- und der Krantenhcilanstalt darf frühestens nach Ablauf von
<> Mouatcu uach dem bezüglichen Beschlussedes Provinzial Landtags, die Aufhebungder Irren-
Anstalt frühestens mit Eröffnung der nach dem Reglement von, 4./20. November 1872 für die
Geisteskrankenans dem Regierungsbezirke Trier bestimmten vrovinzialständischcnIrren-Anstalt
erfolgen.

Für die Verwaltung dieser Austalteu gelten die Borschriften diefes Neglements mit der
Maßgabe

1) daß die Wahl des dirigirenden Arztes der Irrenanstalt Seitens des Provinzial-Ver-
waltungsraths der königlichenGenehmigung auf Vorfchlag des Ministers für die geistlichen,
Unterrichts- und McdizinabAngelegenheitenunterliegt;

2) daß, wenn bei der Verwaltung der Kranken-, Heil- und der Irren-Anstalt zwischen
dem Director einerseitsund dem dirigirenden Arzte andrerseits Meinungsverschiedenheitenentstehen,
bis zur Entscheidungdurch den Provinzial-Verwaltnngsrath die Auorduungen des Arztes gelte»,
soweit sie sich ans die Gefundhcitspflegeder Anstalt oder eineö Kranken beziehen."



Die Aufnahme einer solchen Schlußbestimmunghaben wir ablehnen zu müssen geglaubt,
denn es ist eine irrige Annahme, wenn Seitens der Herren Nessortministergeglaubt wird, ueben
dem Landarmenhansczu Trier beständen damit verbundenePflege-, Kranken-, Heil- und Irreu-
Anstalten.

Es sind dies vielmehr die einzelnen Stationen der Anstalt selbst, au deren Aufhebung
gar nicht gedacht werden taun, da eiue solche die Aufhebung der ganzen Anstalt selbst involviren
Würde, deren Verwaltung wir ja eben auf Grund des Reglements übernehmenwollen.

Aus dem Gesagtenfolgt schon, daß es sich um eine Irrenanstalt im Sinne des Reglemeuts
vom 4./20. November 1872 in Trier nicht handelt.

Das Laudarmcnhausin Trier besitzt Einrichtungen,die die Etabliruug einer Irren-Station
ermöglichthaben, der Arzt der Anstalt aber nimmt ganz dieselbe Stellung ein, wie der Arzt der
Branweiler-Anstalt nnd es taun nicht angänglich erscheinen, für die Trierer Anstalt eine so auf¬
fällige, durch Nichts begründete Bestimmung ;u treffen, die die für Brauwcilcr vorgczeichneteuNorme»
ganz verläßt.

Zudem wird die bevorstehende Etabliruug der Provinzial-Irrcu-Heil- und Pflege-Anstalt
in Merzig die Sachlage bezüglichder Irren-Station im Laudarmcuhause zn Trier wesentlich
umgestalten, deren vollständige Auflösung aber anch selbst beim Eiutritte dieses Zeitpunktes
nicht beabsichtigtwird.

Der promnMl-UerwnltMlgs-Nalli:
Wilhelm, Fürst zu Wied.

Freiherr von Solemacher, Referent.

Anlage 2.

Reglement
über

die Leitung und Verwaltung des ^andannenyauses zu Irier.

Zur Ordnuug der Leitung und Verwaltung des Landarmenhauseszu Trier wird auf
Grund des 8- IN des Allerhöchstgenehmigten Regulativs für die Organisation der Verwaltung
bes provinzialständischen Vermögens uud der provinzialstäudischenAnstalten in der Rheinprovinz
vom 27. September l871 (Gesetz-Sammluug Seite 4<>9) nnd der ßtz. 3 und 4 der Allerhöchsten
Verordnung über die Einrichtung uud Verwaltuug des Landarmenwesensder Nheinprovinzvom
2. Oktober 1871 (Gesetz-SammlungSeite 47?) folgendesReglement erlassen:

Die Verwaltung des Landarmenhauseszu Trier geht vom I. Januar 18?l! ab auf den
'Um Zwecke der Verwaltung des provinzialständischenVermögens und der provinzialständischen
Anstaltenbestellten Provinzial-Verwaltmigsrath und seine Organe nach Maßgabe des durch Aller¬
höchsten Erlaß vom 27. September I8?l (Gesetz Sammlung Seite 4«N) genehmigtenRegulativs
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für die Organisation der Verwaltung des proviuzialstäudischcu Vermögens und der proviuzial-
ständischen Anstalten in der Rheiuproviu; über.

Die bisherige Verwaltnngs-Eominissiou der genannten Anstalt wird von dem genannten
Zeitpunkte ab aufgehoben und ebenso das bestehende Regulativ über die Leitung und Verwaltung
dieser Anstalt vom 28, September 1860.

An Stelle dieses aufgehobenen Regulativs treten folgende Bestimmnugeu:

8- 2.

Die vorhandenen Räume des Landarmenhanses dieucn, wie bisher, zur Aufnahme von
Landarmen uud foweit es der Raum gestattet, zur Aufuahme und Pflege von Ortsarmen gegen
Entschädigung! auch fiudeu P r i v a t - Pfleglinge gegen Entgelt Aufnahme, soweit der Raum uicht
durch Pflegliugc des Landarmenvcrbandes und der Ortsarmcnverbände besetzt ist.

Die Aufnahme vou Ortsarmen resp. Privatpflegliugeu in das Landarmenhaus erfolgt
nach der Priorität der Anmeldung Im Uebrigen wird nach Möglichkeit auf die Äevöllernngs-
Verhältnisse der Kreise Rücksicht genommen.

Die eontiugeutirten Freistellen fallen mit den hierfür erhobenen bcfonderen Umlagen weg.

8- 3.

Die Verwaltung der Anstalt erfolgt für Rechnnng des Landarmenverbands der Rhein-
Provinz nnter Aufstellung besonderer Austalts-Etats für eiue ^jährige Etatsperiode.

8- 4.

Die allgemeine Leitung und Verwaltung des Laudarmenhauses wird von dem Provinzial-
Verwaltnngsrathc nud seinen Organen in Gemäßheit der für diefelbcn erlassenen Geschäfts-
Ordnuug geführt.

l?. 5.

Zu den Befugnissen des Proviuzial-Vcrwaltungsraths gehören iusbesoudcre:
1. Die Austellung der Beainten, sowie alle Verändcnmgeu in dem Anstaltspersonale

nach Anhörung des Anstalts-Directors, Veränderungen und Ergäuzuugru in den
Dienstmstructioueu, Beurlaubungen von Beamten, soweit sie nicht für vorüber¬
gehende Fälle durch die Dieust-Instruction für die Beamten geregelt oder dem
Austalts-Dircctor überlassen sind, die Bewilliguug von Remunerationen und
Unterstützungen an Beamte uud die Peusiouiruug derselben nach den aufgestellten
Pcnsionsgrnndsätzcn, endlich die Geuchmiguug und Feststellung aller Liqui¬
dationen der oberen Anstaltsbcamten gegeu die Austalts - Verwaltung, sowie der
Letzteren gegen die Ersteren.

2. Die Anfstellnng der Verwaltuugs-Etats uud der Verwaltuugs-Äerichte, sowie die
Prüfung und Abuahiuc der Jahres-Rechuuugen, der Umtausch von Grund¬
stücken, die Ausleihung und Kündigung von Kapitalien, Eessionen, Pfand-
entsagnngen, Austelluug von Prozessen, der Abschluß vou Vergleiche«, die Bc^
stimmuug iibcr die Art der Beschaffung von Verpflcgungsbedürfuisseu, Gench'
migung vou Verträgen über dauernde Verpflichtungen der Anstalt, ül'"'
Verpachtungen von Grundstücken und über einmalige Lieferuugen und Leistungen,
welche s>0<> Mart übersteige», Geuehmiguug der Pläne uud Kosteuanschläge all"'
Reubaute», sowie aller Reparaturen über :!<><> Mark, endlich die Feststellung vcs
jährlich aufzustelleudeu Plaues über die Eultur der Austaltsläudereieu.
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,^, Neue Anordnnugeu >md Reformen in der AustaltsVerU'altuug, die Aufnahme
mW Entlassung von Landarmen, Ortsarmen und Privalpfleglingen, Prüfung
der Liquidationenfür die Verpslegnilg der letzteren, ^eststellnng des Peusuui
Tarifes für die Häuslinge, Prüfung der periodischeinzureichenden Verzeichnisse
der verhängten Strafen, sowie der von dem Direetor vorzunehmenden periodischen
Anstalts-, Kasse», uud Ockonomie-VcrwaltnugöRevisionen, worüber Protokolle
aufznurhinen siud.

Die spezielle Leitung und Verwalung der Anstalt innerhalb der Grenzen des Etats und
des gegenwärtigenReglements, nnter der durch die DieustinstrnctiouengeordnetenMitwirkung der
übrigen Anstaltsbeamten, bleibt, wie bisher, dem Anstalts-Director anvertraut.

Der Austalts-Director wird vom Provinzial-Verwaltnngsrathe ernannt und von dem
LandtagsMarschall oder dessen Stellvertreter in sein Amt eingeführt und vereidigt.

8- ?.
Das übrige Anstalts-Prrsoual besteht:

ü. aus den höheren Beamten, nämlich dem Nendantcn, dem Oekonomen, den ssans-
geistlichen, dem Arzte und dem Sckrctair;

I>, aus den niedern Angestellten, den Aufschern.Wärtern, Pförtnern, Werkmeistern:c.
Bei der Anstellung der »iederu Angestellten finden die Bestimmungen des Reglements

über die Eivilversorgungder Militairpersouen vom 20. Iuui 186? Auwenduug.
8. 8.

Die besteheudeu Dienstinstructionen für die einzelnenBeamten bleiben bis ans Weiteres
m Kraft und ebenso die Vorschriftenüber die Hausordnung. Abänderungen der bestehenden Vor-
schriften unterliegen, soweit sie sich auf die Aufnahme, die Behandlung und die Entlassung der
Hänsliuge, sowie auf den Unterricht derselben beziehe», der Genehinignugder zuständigenMünster

§. 9.

Der Austalts-Director ist als erster Beamte der Attstalt uud nächster Vorgesetztedes
sämmtlichenBeamtcnpersouals derselben für die ordnungsmäßige Verwaltung der Anstalt ver¬
antwortlich uud verpflichtet, nach jeder Richtung das Interesse der Anstalt zn wahren und auch
innerhalb der dem Provinzial-Verwaltnngsrathe zustehendenEompeteuz vorläufige Auordnnuaeu
vorbehaltlichder sofortigenAnzeige an den Provinzial-Verwaltnugsrath zu treffen.

8- 10.

Hinsichtlichder Dienstvergehen der Anstaltsbeamten nnd deren Bestrafung findet das
Gesetz über die Dienstvergehender nicht richterlichenBeamten vom 21. Inli 1852 (Gesetz Samm-
lung, Seite 405) Anweudnng. Zn den Dicnstvorgcsetztcu,welche zn Warnungen und Verweise»
sowie zur vorläuflgeu Uutersaguug der Ausübung der Amtsverrichtungenberechtigtsind sH6. 18
und 54 des Gesetzes vom 21. Juli 1852) gehört außer dem La»dtags-Marschall und dessen Stell¬
vertreter anch der Anstalts-Director.

Bis znr gesetzlichenRegelung der Disciplinar Befugnisse der ständische» Bchördcn ist den
Anstaltöbcamtcudie vertragsmäßige Verpflichtung aufzuerlegen,sich für den Fall der Verletzung
ihrer Amtspflichtendie Festsetzung von Geldbußenbis zu :>0 Mark Seitens des Landtags Marschalls
und dessen Stellvertreters und bis zn 0 Mark Seitens des Austalts-Directors und die Einbehal¬
tung solcher Geldbußen aus ihrem Gehalte gefallen zu lassen.

11
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Dir Besolduugeuder Beamten werden unbeschadet der Rechte der gegenwärtigfnngirenden
Personen, durch den Besoldnugs^Etatbestimmt.

Für die Pensionirung'ist das besondere Pensions - Reglement für die provinzialständischen
Beamten vom 27, Mär; 1«72 maßgebend. Ist die nach Maßgabe dieses Reglements bemessene
Pension geringer als die Pension, welche dem Beamten hätte gemährt werde» müssen, wenn er
am AI. Dezember 1^7."» »ach den bis dahin für ihn geltenden Bestimmungen prnsionirl worden
wäre, so wird diese letztere Pension au Stelle der ersteren bewilligt.

8- 12.
Mindestens einmal im Jahre hat der Provinzial - Verwaltnngsrath eine außerordentliche

Revision der Anstalt zu veranlassen. Dem Ober-Präsidenleu der Rheius'roviuz ist hiervon zeilig
Anzeige zu machen. Derselbe ist befngt, an der Revision entwederselbst oder durch einen zu seiner
Vertretung abzuordnendenStaatsbeamten Theil zu nehmen.

Anlagt Promemoria
betreffend die Ueuerleitmissdes ^midlN'mcuhnlises z» Trier i» die ständische Aerwaltmig.

Iu der Verordnung über die Ciurichtuug nnd Verwaltung de? Landarmenwefeusin der
Rheinprovinz vom 2. Oclober !«7I iO. S. S. -t?7) ist im i^. ?> bestimmt:

„Ueber den llmsang nud die Beuntzuug des für den RegierungsbezirkTrier bestehenden
Landarmenhanses iu Trier für die Zwecke des Provinzial Laudarmenwesenswird für
den Fall, daß dieferhalb eine Vereinigung zwischen der Verwaltnug des Landarmen'
Hanfes und dem Provinzial Verwaltnngsrathr nicht erzielt wird, die Entscheidungdem
Proviuzial Laudtage vorbehalten.

Derselbe hat in gleicher Weise in Betreff der Benntzuug der für die Ncgieruugs
bezirte Aachen, Koblenz,Cöln und Düffeldorf errichtete» Arbeitsaustalt in Vranweiler
znr Erfüllung der dem Provinzial Laudarmeuverbaude obliegenden Anfgaben zn be-
schließen. Bis zur Aeschlußfussnng des Provinzial Landtages hat hierüber der Ober-
Präsident, vorbehaltlichdes Reenrses an den Minister des Innern zn bestimmen."

Der H. <l !. o. disponirt dann weiter wie folgt:
„Zur Ordnung der Verwaltung und der innern Einrichtung der im ß. 3 gedachten
Anstalten werden von dem Provinzial Landtage mit Genelmugnng des Ministers des
Inner» die erforderlichenReglements erlaffen. Bei den besthenden Reglements bebält
es bis zu deren Aeuderuug auf dem bezeichneten Wege fein Beweudeu."

In deu RegieruugsMolive» zu dem VerordnnngsEnlwnrfe, wie solche dem 20. Rheinischen
Provinzial Vandlage s. Z. ,nitgell,ei!t worden sind, heißt es mit Rücksichtauf die vorbezogenen
tz8- 3 und 4 wörtlich (XX. Landtag S. 21):
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„Von den beiden, in der Provinz vorhandenen, zur Aufnahme von Eorrigeuden und
landarmen bestimmten Anstalten, de,» Vandarmeuhanse ;>l Trier und der Provinzial-
Arbeilsanstalt zu Brauweiler, ist die erstere Anstalt zugleich auch andere» Zwecken
gewidmet; dieselbe enthält nämlich nicht uur eine Arbeitsanstalt, sondern auch ein Hos¬
pital für Hülflose, eine ilranteuheilanstalt, und eine» Irrenaufbewahrungsort."

Da nun in die Rechte und Pflich.teu des Land arme»vcrb audes des
Rcgieruugsb ezirts Trier der Prov i uzial-Landar in eu v erl'a ud tritt, uiil-
hin d e r l e tz t e r e b e f u g t i st, das V a ,i d a r ui e u haus in Trie r z ur Erfüll u n g
der ihm obliegende» Aufgaben iu deniselbeu Maße, wie solches bisher
Seitens d e s ^>, e g i e r u u g s b e z i r l s Tri e r ges ch e h eu ist, z u b e » » tz e u, so schien es
augemesse», für de» Fall, daß Wege» der Be»»tzu»g zwischen der
und der Verwaltung des Landarmcuhauses Differenzen cutstehen möchten, eine Vcstimmuug wegen
der Entscheidung über derartige Differenzen aufznuehmeu."

Hiernach war Seitens der Königlichen Staats-Regieruug ei» gleichmäßiges Aufgehen der
Austalte» in Brauweiler und Trier in den Rheinische» Laudarmenverband »ach Zusammenlegung
der früher bestaudencn fünf Bezirts-Laudarmeuverbäude augeuscheinlieh vo» voruherei» beabsichtigt;
a»ch ist vom Herru Minister des Iner» durch Reseript vom 13. Oetober 1871 i» Folge der
uutcrm 27. September 1871 Allerhuöchsten OrtS erfolgten Genehmiguug des Regulativs für die
Organisation der Verwaltung des provinzialständischen Vermögens und der provinzialständischen
Anstalle,l in der Rheinprovinz (O,'S. S. !«i!>) noch besondere Anreguug erfolgt, daß dcrPeovinzial-
Verwalluugsralh gleich uach seiner Eoustitnirnng wegen der Benutzung des Laudarmcnhauses zu
Trier uud der Arbeitsaustalt zu Brauweiler für die Zwecke des Provinzial-Landarmeuwesens die
erforderlichen Arrangements treffe.

Nie in dem bezüglichen Schreiben au den Herrn Ober-Präsidenten vom 13. Juni 1872
Nro. 1»>»',,'i bei Vorlage des Neglemenls-Entwnrfs für Brauweiler gesagt ist, (Bramveiler Tit. I.
Rro. 26 lret.)

„ist von Vorbereitung eines gleiche» Reglements zur anderweiteu Ordnung der Verwal¬
tung uud der iuuereu Eiurichtuug des Laudarmeuhanses in Trier in Gemäßheit des
^. ! der Allerhöchste» Verorduuug über die Einrichtung und Verwaltuug des Land-
arnieuN'eseuc, in der Rheiuproviuz vom 2. Oetober 1871 einstweilen mit Rücksicht auf
die durch die Erfahrung der nächsten Zeit noch aufzutläreudc Frcuze, ob das Landarmen-
Hans zu Trier für die Zwecke des Provinzial Landarmenwesens, uud iusbesondcre für
die Uuterbriugnug der Eorrigenden mit Rücksicht auf die Raumverhältuissc uud die
Bevölkerung der Anstalt in Branweiler nicht gänzlich entbehrt werden töuue, abge
sehen worden und damals uur über die Benutzung der Arbeitsaustalt uud des damit
verbundenen Landarmenhauses in Trier für die Zwecke des Proviuzial Landarmen»
Verbandes mit dem Vorsitzenden der zeitigen VerwaltuugsEommissiou des Landarmeu-
Hauses eine Vereinbarung vorläufig uuter'm 19. Dezember 1871 dahin getroffen wor¬
den, daß die Anstalt verpflichtet wurde, die Verpflegung der sämmtliche» Laudarmcu
des Regierungsbezirks Trier, welche von der provinzialstäudischen LaudarmewVcrwal-
lnng iu das Haus eiugewiesen werden möchten, zu überuehmeu;
daß die Verpflcguugstosteu pro Kopf, wie fie fich nach dem Rechnnugsabfchlusse eines
jeden Verwaltuugs-Iahres stellen, zu vergüten seien uud zur Bestreitung der Kosten
im Laufe des Jahres der Kostcubetrag des vorhergehende!, wahres ,>nlrrwiiwr prn,enn-
mei-llnän an die Austnltskasfe gezahlt werde;
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daß ebenso die nach 8 38 des Preuß. Ausführungsgesrtzes vom 8. März 1871 zum
Bnndesgesetze über den Unterstütznngswohnsitz dem ^andaruicnverbandc auferlegten Unter
bringnugstosten der Corrigenbeu, welche auf Grund des ß. Ülil ^iro, 3 bis 8 des
Strafgesetzbuchs für den Norddeutscheu Buud verurtheilt uud »ach verbüßter Haft
durch Beschluß der Regierung iu Trier iu das Arbeitshaus ciugewieseu werde», nach
den wirklichen Verpfleguugskosten des betreffenden Jahrgangs, insoweit sie nicht durch
den Arbeitsverdienst gedeckt sind, liquidirt würden, nnd daß auch hier zur Bestreitung
der kosten des laufenden Jahres jene des vorhergehudeu Jahres cuiartuliter nrn^ini-
inorllnäo zur Anstaltstasfe einzuzahlen seieu."

Dieses Abkommen wurde durch Beschluß veö 22. Nheiuischcu Proviuzial Landtages vom
3. Iuui 1871 dadurch ersetzt,

„daß die durch Beschluß der Königlichen Regierung zn Trier zur Verbüsiuug eiuer
Rachhaft iu eiu Arbeitshaus eingewiesenen Individuen für die Folge iu der Proviuzial
Arbeitsaustalt zu Arauwcilcr aufgeuommeu werde» solleu und daß das ^audarmeuhaus
iu Trier künftig nnr »ichr für die Zwecke des Rheinische» ^aildarmcmVcrbaudes ;nr
llnterbri»g»»g vo» la»dar,»c» Personen nicht blos ans dem Regierungsbezirk Trier,
sondern auch aus dcu angreuzeudeu Bezirke», welche sich für die 3 dem Vandarme»
Hause verbleibende» Stationen eignen, gegen eine» D»rchsch»ittspftegesatz bcuntzt werde,
der sich für die Personen aus dem Regierungsbezirk Trier uach Abzug der eigene» Ei»
uahmeu des ^andarmenhanscs berechnet, der aber ohne Abzug dieser eigene» Eimiahmen
ern,ittelt wird, sofer» es sich m» Personen handelt, die aus andern Regierungsbezirken
Seitens der Vandarmenverwaltnng eiugewieseu werdeu."

^liachdem iu solcher Weise schou eiue sehr erhebliche auderweite Gestaltuug der inneren
Organisalio» u»d Bestiunuung des ^aiwarmenlsauscs zu Trier durch dc» Provinzial-Vandtag statt-
ges»»de», regt der Herr Münster des Inner» »»term 2", Deeenibcr v, I, wiederholt die Ueber¬
nahme des Landarmenhanses in Trier i» die provinzialständische Verwaltung au (8- 10 des Orgam-
sations Regulativs vom 27. September 1871).

Da die Erfahrung bereits gezeigt, daß der große Rheinische ^audarmeuverband neben der
Provinzialarbeits-Austalt in Brauweiler des Vandarmcuhauses in Trier bedürfe» wird, lag es nahe,
sich iu der Autwort der Sciteus der Köuiglicheu Staats-Ncgieruug tuudgcgebcueu Absicht uichl
abgeueigt zu zeige», iusbcsoudere da zu betoueu blieb, daß die Ucbcrleituug des Vaudarmeuhauscs
iu Trier in die provinzialständische Verwaltung nur dazu beitrage» würde, die gemeinsame
glcichheitliche Behandlung der beiden Austalteu im Interesse des Rheins
s ch e n ^! a udar »ienv erband es si ch e r z u stelle u.

Durch Erlaß vom 2:'.. Februar er, bcharrt der Herr Münster des Iuueru dabei, daß
der Zeitpunkt gekommen, »», das ^audarmeuhaus zn Trier in die provinzialständische Verwaltung
überzuleiten; dabei ist den anscheinend von dein Herrn Oberpräsideuteu oder der Königlichen
Regierung iu Trier geltend gemachte» Bedeuten gegenüber hervorgehoben, daß, wenn auch das ge-
dachte ^audarmenhaus als Hospital für Hülflofe, als Krauten-, Heil- nnd als Irren-Aufbcwahruugs'
Anstalt ;ur Erfüllung von Zwecken diene, welche außerhalb der Aufgabe» des La»oarmenverbandes
der Nheinprovinz liegen, doch in diesem Umstaudc ei» durchgreifendes Hinderniß gegen die Ueber¬
führung uicht zu erblicke» sei. Es ist aber dabei auch scho» eonstatirt, daß aus den Ministerial-
acten nicht zu ersehen sei, in welchem Verhältnisse uud auf welchen rechtlichen Grundlagen die
einzelnen Stationen des sandarmenhauseö zu Trier außer von dem ^andarmenverbjinde auch von
anderen Eorporationcn oder Privatpersonen benutzt würden, sowie welche Verhältnisse vorlägen, '»«
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die Bcibehalung der schon seil Jahrzehnten Seitens der Provinzialstäude angefochtenen drei Statio-
nen als nothwendig oder zweckmäßigerscheinen zn lassen, Selbst für den ^all^ das; eine eingehendere
Prüfung ergeben sollte, wie eine Beschränkung der Zwecke des Landarmenhauses zur Zeit nicht
thunlich oder gerathen sei, hielt der Herr Minister des Inueru Verhandlungen mit dem Proviuzial-
Verwalluugsrathc darüber für angemessen, ob er zur Uebernahme der Anstalt ohne Beeinträchli-
gnng ihrer weitergehenden Bestimmung bereit sei.

Das Gutachten des Regierungs-Präsidenten von Wolff in Trier vom 8, März er. und
der Bericht der Verwaltuugs.Commissiou des Laudarmeuhauses vom 6. Mär; er,, welche hierüber
eingezogen und dem Provinzial-Verwaltuugsrathe mitgetheilt sind, nehme» ein besonderes Eigeu-
thumsrecht und besondere Benutzungsrechte des Departemeuts Trier au dem Vandarmeuhause in
Anspruch und beautragen deren Sicherstellnng bei», Ucbergange der Anstalt an die Provinziat
Verwaltung,

Es entsteht daher zunächst die Frage, in wie weit dies nach der historischen Entwickelung
der Anstalt an sich berechtigt ist, und ob bei diesem Standpnnete überhaupt ein wesentlich günstigeres
Resultat für den Regierungsbezirk erreicht werden tan». . .

Nach den Darlegungen in der Eirl»lar-Verfüg»»g der Königlichen Regiern,,g zu Trier
vom 19. Oetober 1864, über die geschichtlicheEntstehung des La»darmenhanses hat sich die gegen,
wärtige Einrichtnng desselbcu ans dein ehcmaltigen 'französischen Bettler-Depot für das Saar
Departement entwickelt.

Durch Kaiserliches Deeret vom 5. Juli 180« wurde die Ausrottung der Bettelei im ganzen
damaligen französischen Kaiserreiche befohlen und zu diese,:, Zwecke, sowie zur Vindernng der
menschlichen Noth, als der vorzüglichsten Veranlassung zur Bettelei, die Errichtung von Anstalten
in jedem Departement unter der Benennung „ä'urwt« ckü iu«in1ioit6- mittest besonderer Decrclc
vorbehalten. Durch eiu weiteres Kaiserliches Deeret vom 0, Oetober 1810 (Bulletin vom Jahre
1819 Nro. 320) wurde das vormalige Augustiner Kloster zn Trier zum Aufbewahrungsorte für
die Bettler des Saar^Departemeuts vom Staate hergegeben. Das Deeret von, '.». Oetober 1810
ist sonach der Stiftnngsbrief des Lcmdarmenhauses.

Die Ein richtungskostcn der nenen Anstalt wurden theils ans Departements,
theils aus Staats-Fonds bestritteu. Um die Unterhaltungskosten zu deckeu, legte das Deeret dem
Departement und den einzelnen Gemeinden desselben eine im Marimum firnte besondere Steuer¬
last auf.

Zu demselbeu Dccrct Art, 7, wurde zugleich das Ministerial-Verwaltuugs'Reglemeut vom
27. Oetober 1808 als einstweiliges HausReglement aufgestellt.

Außer der durchgreifenden Trennung der Geschlechter war iu diesem Reglemeut auch die
Scheiduug der arbeitsfähige» Bettler von deu kraulen, schwächlichen und ?0jährigcu iu getrennte
Voeale vorgesehen, also eiu Eorrectioush aus uebeu einem Land arm e»ha »se intendirt
ganz so, wie für das Roer-Dep artem ent durch Kaiserliches Deeret vom 16.
Novcmb er 1809 eine gleiche Anstalt in der vormaligen Vcuedictiuer Abtei
zu Brauweiler eingerichtet wurde.

Die Königliche Regierung eonstatirt in der Eircular-Verfüguug «om 19. Oetober 1864
selbst, daß mau iu der damalige» Zeit i» der Anstalt in der Prags leine» anderen durchgreifenden
Unterschied kannte, als den zwischen Gesunden nud Kranken.

Mit der preußischen Besitzergreifung des Saar-Departements nahm die Anstalt den
Namen „Laudarmenhauö" au, »ud Anfaugs der 1820er Jahre übernahm »ach Auflösung des
Aufsichtsraths des «audar,nc»ha»scö die KöniglicheRegierung in Trier die Lcitimg nnd Oberaufsicht



der Anstalt. In dieser Zeitperiode bildete sich die zur Zeit bestehende Gliederung der Anstalt in
oie verschiedenen Stationen aus, und das Wesen des Insliluts erfuhr insofern allmählig eine
Wandelnug, als, abgesehen von der Arbeilsaustalt, die übrigen Abtheilungen des Hanfes auch
solchen Armen zugänglich gemacht wurden, die nicht Bettler waren.

Wenn die königliche Regierung zu Trier in der Verfügung vom 1l», Oelober l8l>1
hieraus dedueirt, daß hiermit ras V.andarmcnhans den ausschließlicheuEharatter eines Betllerhauscs
verloren uud seitdem als eine Bczirtsanstalt für AruienzN'eckeund für sicherheis-, sittcu- und sauiläls^
polizeiliche Zwecke zn betrachten sei, nud sich hierfür auf die Verhandlungen des Hl. Rheinischen
Provinzial Landtages beruft, so giebt sie diese Vcrhandlnugeu nicht genan wieder.

Schon Im II. Rheinischen Provinzial-Landtage lS. 1l> der gedrückten Verhandlungen)
hatte der Abgeordnete der Stadt Trier den Wunsch zn ertennen gegeben,, das Vaudarmenhaus zu
Trier möge so, wie die Anstalt zu Brauweiler, seiner ursprünglichen Bestimmung zurückgegeben
werde» uud die in Betreff des Vaudarmcuhanses in Branweiler damals in Vorschlag gebraehlc
Anordnung, mit Vorbehalt jeuer Modificationcu, welche besondere örtliche Verhältnisse erheischen,
auf das Vandarmcnhaus in Trier anwendbar erklärt werden.

Die Stände^ Versammlung Hai riefen Wunsch der Allerhöchsten Prüfung Sr. Majestät
des Königs vorlegen zn dürfen geglaubt und iu dein Allerhöchsten LanrtagsAbschiede vom 1^>. vUili
182!» (S. 3? !, <:.) erfolgte darauf wörtlich die Entschließung Zr. Majestät, wie folgt:

„Wenn schließlich uoch der Wuusch ansgesprocheu worden, daß auch das Vanrarmen^
Haus zu Trier seiucr urspriinglicheu Bestiiumung zurückgegeben und die wegen Brau^
Weiler getroffeneu Einrichtungen, unter Vorbchall der nach reu örtlichen Verhältnissen
erforderlichen Modifieatiouen anch bei demfelben zur - Anwendung gebracht werde»
möchten, so steht zwar der Oewährnug dieses Antrages lein Bedenken entgegen; Wir
müssen aber den weitereu Beschluß noch vorbehalten, bis wegen der zn berücksichtigen^
den besonderen Verhältnisse nähere Untersnchnng durch das hierzu beauftragte Miuisterinm
des Inner» wird veranlaßt und das diesfällige Ergebniß angezeigt worden fein."

Der III. Rheinische Provinzial-^andtag beschäftigte sich demnächst wieder mit der in'age,
und das Resultat der Verhaudlungeu ist iu dem Allerhöchsten ^andtags-Abschicde vom 3t). Oelober
1832 <S. 33 l. c.) am besten ersichtlich, worin es »uli Rr. 6 wörtlich heißt:

Die wegen der künftigen Einrichtung des ^andarmenhanscö z» Trier geschehenen Anträge:
«) daß dasselbe seiner ursprünglichen Bestimmuug für arbeitsscheue, oder arbeitsunfähige

Bettler, jeooch ohne Aufhebung der feit 181U von Unfcrer Regierung zu Trier ge¬
troffenen, von Unseren getreuen Ständen als angemessen anerkannten Einrichtungen
zurückgegeben;

!>) daß hinsichtlich der Aufgreifuug der iu dies Hans abzuliefernden Gewohnheitsbelller
nach der für die Anstalt zn Brauweiler ertheillen Bestimmuug verfahren;

o) den Ständen eine Mitaufficht über die Verwaltung der Anstalt zugestanden nud rcs^
halb eine gemischte,aus Regierungsbeamtcn uud ^andtagsdepntirtcn bestehendeEommission
niedergesetzt;

l!) die Theilnahme an der Anstalt, in Hinsicht der dahin abzuliefernden Individueu so¬
wohl, als der kosten, nach der Bevöllernng der ilreise festgestellt werden möge; habe«
wir durchaus genehmigt, die Wahl der ständischen Deputaten zn der niederzusetzenden
Eommission bestätigt, auch Unsere Minister des Iuucrn und der Polizei beauftragt,
wegen Eruenunng der Regiernngs'Mitglieder, fowie fönst zur Ansführuug der Sache
das Weitere auznordueu."
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Hiernach hat sich das zur Zeit „och bestehende Verhältniß herausgebildet nnd dies >var,
abgesehenden den Abtheilungen in rechtlicher Beziehung wesentlichnicht anders, als das Ver¬
hältniß den Branweiler.

Bezüglich der Anfbringnng der Unterhaltungskostendes Landarmcnhauscs zu Trier war
in, Art. 3 des Deeretö vom 9. Octobcr 1810 bestimmt, daß an Unterhaltnugskosteufür die
Departementalaustalt aus Departeincntalfonds jährlich 2i»,000 frs. und aus veu Mittel» der Oe-
mciuden des Departements 57,909 frs. gezahlt werden sollen. Diese Snmmen haben zwar später
Modificationen erfahren, znmal der PreußischeRecueruugszirt Trier mit dem ehemaligenSaar-
Departement nicht eongruirte, nnd insbesondere das Fürsteuthnm Lichtenfels(der jetzige Kreis St.
Wendel) dem RegierungsbezirkeTrier zuwuchs.

Die im Deeret vom 9. October 1810 stipulirtc Dcpartemcntal-Last übernahui seit 1820
der Staat nnd zwar mit der modifieirtenSumme (statt 20,000 frs.» von 508? Thlr. 15 Sgr.,
hat aber, »vorauf uuteu uäher znrückgetommen ,vird, in der ueuesten Zeit die desfallsigeLeistung
eingestellt. '

Statt der den Gemeinden ursprünglich anferlegtcu Iahrcssteuer von 57,000 frs. ist im
Laufe der Zeit auf das zulässige Marin»»» von jährlich 14,258 Thlr. 9 Sgr. 7 Pf. gr^
gangen worden, welches auch in den Jahren 1870/2 zur Erhebung gelangte
(cfr. Verwaltungsbericht vom 29. April 1873V (Hegen diese Beiträge, welche die
Regierung in Trier in dem Rundschreiben vom 19. October 1804 als Veistnn
gen bezeichnet, die nicht vou einem Aet der Bewilligung Seitens der Ge-
meindcn, der Kreisständc oder der Provinz ial-Vcrtrctun g abhängig seien,
sondern die Ratnr einer durch Gesetz auferlegte» Steuer für einen-Sp eei a l
zweck besäßen, (?) sind den Kreisen des Bezirks znr Zeit 230 Freistellen im
«a nd armcnh a use gewährt, nnd zwar nach dem letzten vorliegendenVerwaltungsbcrichte in
folgender Vertheilung.

Namen der Kreise.

Freistellen.
Nr.

Hospital,
Heil-

Anstalt.
Irren«
Anstalt.

Sunnna,
Bemertunnen.

l.
2
3
4
^
0
7
8
9

10
N
12
13

Berneastel ....
Aitbnrg ....
Dann . . . . .
Merzig. . . . .'
Ottweiler ....
Prüm .....
Saarbrücken . . -
Saarburg ....
Saarlouis ....
Trier (Land) . . .

„ (Stadt). . .
St. Wendel . . .
Wittlich ....

Summa

<>
7
5
0
9
N

15
5

11
n

5
7
7

2
2
1
1
2
1

1
2
2
I

1

9
9
5
7
9
7

15
ll

10
13

5
8
7

1?
18
11
14
20
14
32
12
23
20
11
1?
15

Diese etatsmäßigen Freistellen
betragen 53"/« der jetzigen Be¬
völkerung des LandarinenhauseS
und waren nach dem letzten Ver
waltungsberichtevon den Kreisen
des Regierungsbezirksinsgesammt
vollständigausgenutzt. Eine Ans-
glrichung der Mehr- und Minder
nntzungru findet alljährlich zwischen
den Kreisen des Regierungsbezirks
durch aufgestellteKompensation^
berechnungenstatt.

100 20 110 230
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230 Freistelleil verglichen mit der GemeindeUmlage von I !,258 Thlr. !> Sgr 7 Pfg,
ergiebl eiileil Beitrag vo» abgerundet 02 Thlr. pro freistelle, welcher sich aber jetzt »ach Wegfall
des seither gewährten Staatsz»sch»sses nm ca. 27> Thlr». erhöhen wird.

Die Steuer von 14,258 Thlrn, 9 Sgr. 7 Pfg. wnrde früher nach Maßgabe der directen
Zlaatssteneru auf die sämmtlichen Gemeinden des Bezirks umgelegt. Dies Verhältniß wnrde
geändert durch die Aestiinmnng »ud <1. des vorerwähnten Allerhöchsten Landtags-Abschiedsvom
30. Oetober 1832, welcher festsetzte:

„daß die Theilnahme an der Anstalt in Hinsicht der dahin abzulieferndenIndividuen
sowohl, als der Kosten,nach der Bevölkerung der Kreise festgestellt werde."

Die Verthcilnng der vorgcdachtcnBeiträge sowohl, als anch der vorgcdachten230 Frei'
stellen auf die Kreise hat seit der Zeit nach der Bevölkerung stattgefunden, die Untervertheilung
innerhalb der Kreise auf die Gemeiiiden ist aber nach w>c vor »ach dem Steuerfuße bewirkt
worden. (Rundschreibender Negiernug zu Trier vom 19. Oetober 1864). Die einzelnenKreise
des RegierungsbezirksTrier hatten also das Recht, gegen Zahlung der contingentirten
Beiträge ihr Lontingent an Freistellen in dem Land armenhause zu Trier
zu besetzen; erreichte» fie mit den innegehabten Freistellen ihr Coutiugeut
nicht, so wurde ihnen die Mindernutzung im nächstfolgenden Jahre von dem
Kreise vergütet, der Freistelleu über sein Kontingent inne hatte. Freistellen
über die ctatsmäßig normirte Zahl von 230 gab es in den verschiedenen Stationen des Landarmen¬
hauses überhaupt uichi. Waren die 230 Freistellen besetzt und es trat in irgend einein Kreise
selbst in einem solchen, dessen Contingentzahldurch eigne Hciuslinge nicht besetzt war, das Bedürf¬
niß znr Aufnahme eines unvermögendenArmen in das Landarmeuhaus hervor, bann konnte zwar
die Aufnahme erfolgen, aber nnr gegen Zahlung des vollen Pflcgesatzesseitens der betreffenden
Gemeinde oder besser Seitens des betreffenden Ortsarmenverbandes. (Rundschreiben der Re¬
gierung zn Trier vom 19. Oetober 1804.) Man hat also bei folchen Mehrnutzungen
in fehr richtiger Weife den Vertheilungs-Modus nach allen (Gemeinden des ganzen Krei-
fes verlassen nnd nnr den Ortsarmenverbaud in Mitleidenschaft gezogen, den es betraf
nnd zwar ist dies anscheinenderst in Folge der Verfügung der KöniglichenRegierung zu Trier
vom 19. Oetober 1804 geschehen, welche zugiebt, daß früher in den Kreisendie Mehrbeuutznng,
welche doch gesetzlich nur den einzelnen Ortsariuenverband treffen tonnte, ebenso »»»gelegt worden
ist, wie die etatmäßige Ansnutzuug des Contiugents, atfo auf alle Gemeinden deß Kreises.

„So lange die das Landarmenhaus beschickenden (Gemeinden eines Kreises dessen stiftnngs-
mäßigen Autheil an den Freistellen der Anstalt für Armenzwecke ansnutzen, sagt die Regicrungs-
Verfügung vom l9. Oetober l804 wörtlich, so lange bleiben nach tz. 1. des Armenpflegcgesetzes
vom 31. December 1842 die allgemeinen gesetzlichenBestimninngen über die Verpflichtung zur
Armenfürsorgeaußer Anweudung. Sie greifen aber Platz, fobald jene Grenze überschrittenwird.
Ganz ebenso verhält es sich mit der Benutzung des Landarmenhausesfür polizeiliche Zwecke. 3»
gleicher Weise fnbfidiarisch tritt hier die allgemeineVorschritt in dem Gesetze vom 11. März Itt^
in Kraft, wonach die Koste» der örtlichen Polizei-Verwaltung den Gemeinden zur Last fallen.

Für die Mehruutzuug im einzelnen Falle und zwar mit dem Betrage der wirklich
erwachsenden Pflegetosteil mußte also die betroffene Gemeinde eintreten und konnte, wenn es sich nM
Ortsanueupflcge handelte, eine Beihülfe beim Landarmenverbandeim Falle nachgewiesenen eigenen
Unvermögens nachsuchen.

Die Entstehungsgeschichte des Vaudarmenhauseszu Trier ist »ach deu vorstehende»Dar¬
legungen leine andere, wie diejenigeder Anstalt zn Brauweilcr und eö kann nicht zugegeben werden,



das, das Landarmenhans zn Trier Eigenthum des Negiernugsbezirks Trier geworden sei. Dagegen
spreche» auch die Bestimmnnge» des Regulativs von, 1l>. Januar !^>,', üöer die iMerimistische
Behandlung des Vaxdarmenwesens iu der Rhri»provi»z uud der Verordilimg vom ! 1. Inni 1«.'/.»
über die Eiurichtuug uud Venvaltuug des Laudarmeuwesens iu der Rhei»provi»z. Für die be¬
sonderen Beiträge, welche die Kreise des Regierungsbezirks Trier für das Laiidarnienhaus zahlten,
genossen dieselben auch besondere Privilegien, nämlich die Besetzung der ereirten, nach der Seclenzahl
vertheilte» ^0 freistelle», d, h, mit audereu Worten: man hat eine Anoinalie geschaffen »»d
theilweise die Verpflichtungen der Ortsarmenvcrbände a»f Kreisverbände übertrage,,.

Dein Gesetze vom «. März 1«?1 gegenüber erscheint es i,n höchsten Grade bedenklich,
eine solche Anomalie fortbestehe» zu lasse», die für die Ortsarmeiwerbcmde des Rcgicrimgsbezirts
Trier »ach der Zusammenlegimg der 5 früheren Va»darmeu-Verbä»de zudem eine» materiellen
Vortheil nicht bietet. Denn im Grunde genommen erledige» die Gemeinden Armenfnrsorgczweete
für den Betrag der Umlage, bevor die Ortsarmenverbände u»d !n «ul^i,1i<> der Vandarmen-Ver-
l'aud eintritt. Dem u,ohlversta»de»e» Interesse des Negiernngsbezirls Trier einspricht sonach die
Uebernahme des Vandarmenhanses i» Trier i» die provinzialständische Verwaltung auf gauz gleiche»
Gnmdlage», wie solche der Ueberleitung der Brauweiler A»stalt z» Owmde gelegl sind. Die
Tonderstell»»g des RegierimgSbczirts Trier z» de»i Vandarmeichanse dürfte daher selbstverständlich
unter Wegfall der bisher gezahlten Krcisbeiträge, am besten aufhöre» müsse» »»d das gesetzliche
PriueiP, wo»ach jeder Ortsarmruverband für feiiie Ortsaruieu z» sorge» hat, wieder her;»stelle»
sein. Sind unvermögende Ortsarmen-Verbände Vorhände», die keiue hinreichende» Mittel besitzen,
um event, die Kosten für eine» Hänsling im Va»darme»ha»se zahle» zu tö»»eu, dann wird ans
Grund des 8- ^6 des bezogene» Gesetzes der Laudarmenverband einzutreten habe» und uach Lage
der Verhältnisse freistelle» bewillige». Die Eontingentirnng vo» freistelle» besteht i» Sieglmrg,
in Ara»weiler, i» der HebannneuLehranstalt in Köln, i» der Blindenanstalt in Diire», in den
Gemischen Taubstummen Anstalten nicht, überhaupt in teiner Provinzial-Anstalt mehr; den Grund¬
sätzen der Armengcsetzgebnng (^, 31 des Ansführnngsgesetzes vom K Januar 1871) ist hierin sogar
gefolgt nnd >veu» mich formell ei» Aufgehen dieser Anstalten iu dem Laudarmenverbandc nicht
stattgefunden hat, der Kostenbetrag der öffentlichen Pflege, welche die fürsorge für die Insasse»
dieser A»stalte» erheischt, als gemeinschaftliche Vast der Provinz behaudelt.

Das Vandarmenhans in Trier dürfte daher ganz in derselben Weise z» übernehmen sein,
wie die Anstalt in Branwciler, in welche die Eorrigenden ans dein Bezirke Trier scho» übergeführt
sind. Die Anstalt würde, ebenso wie die Anstalt in Nrauweiler, einen besonderen Etat behalten,
ihre Bcdürfnißzuschüsse vom Rheinische» Vandarnmwerbande beziehe» uud der Anstalts-Etat eiueu
Unter-Etat zum HattPtEtat der Va»darme»verwaltnng bilde» tömie».

Bei de»Herren Ressortministern wird der Anstalt in Trier die von den dortigen Behörden
beanspruchte Sonderstellung auch uicht ncnerdiugs zuerkannt. Durch Vcrfügnug vom 31. März er.
'st derselben der seither gewährte Staatsznschnß entzogen und zwar, wie der Herr Oberpräsident
"Uteri» 7. April er ausdrücklich erklärt hat, ganz aus denselben Gründen, welche die Weiterzah-
l»"g des bisherigen Staatsznsehusses an die Anstalt in Brauweiler unzulässig erscheinen ließen.

Die Entziehung des Staatszuschusses wird die Verwaltung des Landarmenhauscs zn Trier
ohnehin z>? anderweite» Veschlnßfaffnngen zwinge», sie wird daher anch zn erwägen habe», ob a»f
der diesseits geböte,«'» Gnmdlage die Ueberlritung der Anstalt m d>e proviuzialständische Verwal¬
tung möglich'ist, oh»e daß die Vorbehalte iu den, Berichte des Herrn Negiernngs-Präsideuten vom
8> März er. anfreebt erhalten werden.

12
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Daß die Unterbringung von Orlöarmeu im Landarmcnhansegegen die nach dein Durch¬
schnitte der Selbsttosten zn ermittelndeKosteuentschädigung forlgesetzt stattfinden tanu, bedarf leiner
besonderen Erwähnung. Der ß. 34 des preußischenAusführuugsgesetzeszum Gesetz über den
Untcrstützungswohnsitz verpflichtetfogar ausdrücklich die Landarmenvcrwaltunghierzu, soweit eö der
Raum überhaupt gestattet. Nachtheile für die Gemeindendes Bezirks in dieser Beziehuug tonnen
somit nicht entstehen.

Ob endlich die noch bestehenden 3 Abtheilungenbeizubehaltensiud, ist lediglich ciue Be-
dürfniß und Zweckmäßigkeitsfragc,die nur hiernach entschieden werden taun. Au sich steht der
Beibehaltung in Berücksichtigung der bcsoudereu Verhältuisse und des Wunschesdes Bezirks Trier
nichts im Wege. Zur Zeit dürfte es übrigeu fchwer seiu, in dieser Beziehung ein ganz sicheres
Urtheil zu gcwiuueu, da beispielsweiseder Fortbestand der Irrcupflegestatiou wesentlich von der
Fertigstellung nnd den spätern Verhältnissen der ncncn Irren-Anstalt in Merzig abhängt. Bleibt
es bei der bis jetzt beabsichtigten Verwaltung der nenen Anstalten für bcsoudere Rechuuug der
Regierungsbezirke,so dürfte es schon jetzt als unpraetischzu bezeichnen sein, die Irrenstation beizu¬
behalten, falls das neue Haus, abgesehen von seiner Principalen Bestimmung, als Heilanstalt zu
dienen, nach den Ramnoerhältnissenim Stande ist, auch alle Pflegliuge aufzunehmen; denn die
Beibehaltung der besondern Pflegestatiou würde alsdann nur die Wegekostenin der Anstalt Merzig
zum allgemeinenNachtheile deö RegierungsbezirksTrier vertheureu.

Hiernach erscheinteS angemessen, daß das Landarmenhaus iu Trier auf der Grundlage
des für die Austalt Brauwciler erlasseneu Reglements, welchesunterm 22. Oetob er 1872 durch
den Minister des Innern genehmigt ist, unter den in der Anlage bezeichneten, sich von selbst erge¬
benden Aeuderuugeu,iu die proviuzialstäudischeVerwaltuug übergeführt wird.

Anlage 4. Düsseldorf, den 28. Anglist 1875.

Antrag
des Provinziol-Bcrwaltnngs-Raths auf Bewilligung einer Summe von 3N00 Mark ans den Z>"^
überfchüfsender Proviuzial HülfSkassean den Professor I),-. au s'm Werth zur Heransgabe des

vierten nnd fünften Bandes seines Werkes „Kuustdeutmälerdes christlichen Mittelalters."

Referent: AbgeordneterHorst.

Im Jahre 1857 hat Professor l)r. a n s'm Werth zu Bon» iu dem offeu gelegten
Werte „Knnsldenlmälerdes christliche»Mittelalters in den Rhcinlanden" insofern eine Monmncntal-
Statistit herauszugebenbegonnen,als darin, an der Elevischen Grenze anfangend, sämmtliche ih>"
bekannt gewordenenDenkmäler der Smlvtur des Mittelalterö abgebildet und behandelt sind. Da«
Werk wird als Quellenwerk allen Handbüchern zn Grunde gelegt; die damit verbundenen großen
Kosten haben ihm indessen eine energische Förderung der weiteren Heransgabc nicht gestattet.

Erschienen sind bis zum Jahre 1808 drei Bände. Der 4. und 5. Band, welche dir
Wandmalereien des Mittelalters in den RheinischenKirchen behandeln, namentlich diejenigen zu
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Vrauwcilcr, Schwarz-Rheindorf, Hanimersdorf u, s. w. würden längst erschienensein, wenn die
vorhandenen Mittel zur Herstellung ausgereicht hätten. Professor l)r. aus'm Werth glaubt
indessen,dieselben sofort herausgeben zu to'uuen, weuu ihm die erforderlichenMittel zugewiesen
würden.

Die Widmung dieses Werkes hat Se, Majestät der Kaiser anzunehmengeruht. Da das
herzustellendeRheinische Kunstdenkmäler-Inueutar gleich allen andern über das monumentale
Rheinland HandeludenBüchern auf sein Werk bei jedem darin abgebildetenMonument verweisen
wird, so ist es natürlichwünschenswerth, daß sein Werk rascher weiter erscheint, und als eine möglichst
vollständigeAtlas-Ergänzung der Rheinischen Denkmäler-Statistiksich gestaltet.

Aus diesem Grunde beantragt der Provinzial-Vcrwaltuugsrath dem Professor Dr. a u s'm
Werth auf sein Anstichenzur Herausgabe des gedachten Werkes aus den Zinsüberschüsseuder
Proviuzial-Hülfslassceinen Beitrag von 3000 Mark znr Disposition zu stellen.

Der provinMl VerwllltungsNath:
Wilhelm, Fürst zu Wieb.

i^
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""" Uebersicht
der Einuahmen und Ausgabe« der prouiuzinlstälidlschcu Vcrwaltuuss pro 1«?tl

ucbst zusützlicheu Ercditeu für das Jahr 1K?5i.

Mari. Pf^
Ginnahmen. '

^. Pruviuzialfolids.

1, Iahresrente aus den Einuahmen des Staatshaushalts gemäß vor¬
läufiger Feststellung dnrck, die 88- > uud 2 des Gesetzes vom 8. Juli ,
1875 »die definitive Feststellung erfolgt »ach der Zahlung im Deecmder
1875 durch befondere königliche Verorduuugj........ 1,75'),7 ^i» —

Die Bcrweuduugszwrcke sind in den 85- l uud ,', des Gesetzes
voui 8. Juli I8?5> bestimuit »iit der Äiaßgabe, daß, soweit die Staats-
regieruug zur Ausführung vou Cha:isscebauteu für Neehuuug der Staats-
tafse oder zur lluterstützuug vou andern als Staatschausseebauteu sich
verpflichtet hat, der betreffende Commnnalverband anf verlangen der
Staatsregiernug in diese Verpflichtungen eintreten mnß.

2. Antheil an den etwaigen Ersparnissen bei den ,;n Neu- nud
N u, bauten der S ta a ts >C h a nsse en, sowie zn Prämien für
Chaussee-Neubauten im Staatshaushaltsctat ansgefetzteu Fonds, welche
der Provinz überwiesen lverdeu möchteu.......... nnbe> timmlc

ll?, l letzle^ /Vliu^!, des Gesetzes vom 8. Juli 1875.) uud uusichcre
!, Autheil au den C a pilalbestäudeu der gemäß 8- 5 des (Gesetzes Cin, ahme.

vom !W. April 18?:i gebildeten Fonds.
^!Ä>,<>35 M.^ ( - ü X ^ X ^>8,5I5 Thlr. 8- ^ des Ges.

vom 8. Juli I87'>.)
lDie Effekten dieser Fonds werden i» Anrechnnug ans die für

jeden der betheiligten Commuualverbäude fich ergebende Summe nach
dem Cours der Berliner Börse vom 2. Januar 1870 überwiesen.)

Da der Capitalbestand zur möglichsten Erhaltung vorgeschlagen
wird, so ist er vor der ^iuie vorgetragen nnd mir in Einnahme gestellt. >

1. Muthmaßliche Zinsen dieses Capitals l-ul N, vom
I. Jannar i8?!; bis nil. 1875 nnd zwar i,n 1. Jahre von ^, in.

^

2. Jahre von ^, nnd im !i. Jahre vom ganzen Capitale il .l",^
^ 1^i,Uj<» M. «<» Pfg.

Jahreszinsen dieses gauzeu Capitals
i» 1870 u 1 «>.........^ !»3,<»<l5>„ 40 „ 2?!»,1!>« '^0

2,<»14,! 51 ^0
5 <^ e s a „i m t Zins g e >v iuu der P r o v i nzia l - H n lfs t a f f e z u r

Vcr,vendnug zu gemei uuil tz ig e u Zwecke» im Interesse
des Proviuzial - B er baudes uach deu Refultateu des Jahres

140,000
—

Zu übertragen 2,154,!)51 W
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Marl. M

6.

10

40

Ueberlrag

Der ursprüngliche Dotatiousfouds, rücksichtlich dessen der iu der Äouiglickeu
Botschaft uo>» 7, April 1847 und dem Abschiedau die zum ucreinigtcu Landtage
oerfammelten Stände uoui 24 Juni dess, Jahres gemachte Vorbehalt wegen Zurück-
zielmug desselben bei nicht ftatutcu,»äßiger Verwendung »der »ach erwlgtem Anwachsen
desselbenans das Doppelte durch «. 8 des Ges. vom 8. Juli 1875 aufgehobeu ist,
sowie die demselben bisher zugewachseneu Capitalbestände sind gemäß K. 9 des cilirteu
Gesetzesals Capitalbestaud zur Gewährung uou Darlehn zu erhalte»,

DerEapitalbestand beträgt Ende 1874 dieSumnie von 1,743,905 M.
Pfg. nnd pro 1870 muthuiaßlich rund 1,750,000 M

Der Eiuuahme steht die Ausgabe in ssoige separater Beschlüsse
gegenüber, die theils schon gefaßt sind, theils noch extrahirl werden.
Zinsgcwiun des Meliora tionsfoilds znr freien Berfii-
g ung der Prov in ;ia l B erb ände p ro I 8? <!......

Der bisherige Eapitalbestand beträgt Ende 1874 ^143,99? Thlr.
21 Sgr. 9 Pfg., bleib! als solcher znr Gen'ährnug von Darlehu fort'
bestehen und wird mnthmaßlich pro 1870 betragen: 145,000 Thlr.
-- 435,000 M.

?. Zufchüsse zu Beihülfen uud Prämieu für H cb a mme u
u n d H e b a mm e n z ög I i n g e aus der Staatskasse (8- 12 des Gesetzes
vom 8. Inli 1875)................

Der Einnahme steht die bestimmuugsmäßigc Verwendung durch
deu Provinzial Verwaltnngsrath in der Ausgabe gegenüber.

^- Zuschuß zur Unterhaltung des Provin zia l-H cba mmcn-
^ehriustitnts ;u Eölu (^. 13 des Gesetzes vom 8. Juli 1875.).

(Die Einnahme erscheint bei der Justituts-Verwaltuug wieder iu
Ausgabe.)

9. Zuschüsse zur Unterstützung niederer laudw irth schaft-
lichcr V ehra n stalten l8- 14 des Gesetzes vom 8. Juli 1875) .

(Der Einnahme steht die bestimmungsmäßige Ausgabe gegenüber,
uunf. Borlage des ^andtags-Eommissars vom 29. Aug. er.)
Einnahmen aus Staatöuebeufo ud s, welche der Provinz zur
Verwaltung nnd Verwendung mit allen bisher der Staatsverwaltung
hinsichtlich dieser Fonds zustehenden Rechten und obliegenden Verpflich¬
tungen überwiesen sind ^. 15 des Gesetzes vom 8. Juli 1875).

Die Einnahine ist nach der dein Gesetze bcigegebeueu Uebersicht
aufgenommen nnv wird dnrch die bestimmnngsmäßige Verwendung
Seitens des Provinzial-Vervaltnugsraths in der Ausgabe eompcusirt.

Die geriugeu Differenzen gegen die Mittheilungen des Landtags-
Eommiffars in den Erträgen der Polizeistrafgclder. Fonds sind hier
irrelevant, da sie nnr die Rechnung betreffen.

2,151,951 , 20

1 1,050

930

1,972

12,000

50

Zu übertragen „ 2,184,503 70



94

11

Nebcrtrag
ührcnbreitsteincr allgemeiner Armcu-Fonds
von 15,1',0 Thlr. ^ 45,450 M. Zinsen . .
Polizeistrafgelder-Fouds znr Unterstütznug verlassener
Kindel, nud verwaister5t'inder :c. des rechtsrheinischen
Theiles des Rcgierungs - Bezirks Coblenz; Capital
24.000 M. Iahresstrafgelder nnd Zinsen . .
Desgleichen des linksrheinischen Theiles des Regierungö-
Bczirks Loblenz; Capital 13,500 M.

Laufende Jahres - Einnahmen an Strafgelder
und Zinsen .............
Desgleichen des rheinisch-rechtlichenTheiles des Regie-
rungs-Bezirks Düsseldorf; Capital 22,238 M. 90 Pf.

in Cffetten 14,400 M. — Pfg.
in Aaar 7,»:;« M. 90 Pfg.

kaufende Cinnahmen an Strafgeldern und Zinsen
Desgleichen des landrechtlicheuTheiles des Regie-
ruugs-Bczirls Diisseldorf; Capital 72,042 M. 56 Pf.

in Effekten 05,750 M. — Pfg.
in Baar 0,292 M. 56 Pfg.

kaufende Einnahmen an Strafgeldern und Zinsen
Desgleichendes RegierungsbezirksCöln;
ss^itil ) "' ^lftt'en 39,570 M. - Pfg.
"p ) in Baar 32,906 M. 15 Pfg.

Laufende Cinnahmen an Strafgeldern und Zinsen
Desgleichen des Regierungsbezirks Trier; Capital
67,200 M.

kaufende Cinnahmen an Strafgeldern und Zinsen
Desgleichen des Regicruugs-Bezirts Aachen; Capital
48,900 M.

«aufende Einnahmen an Strafgeldern
und Zinsen ..........

Zur Verwaltung und Unterhaltung der StaatS-
chaufseeu einschließlich der Kosten der Besoldung
und Peusionirung des für die obere Leitung der Rm-
und Uuterhaltungsbauten, sowie für die Bcaufsichtiguug
der Chausseenneu anzustellenden beziehungsweise schon
vorhandenen Beamtenpersonals.
Iahresrente nach 8- 20 ^.liu. 1 des Gesetzes
vom 8. Juli 1875...........
Antheil au den noch nicht definitiv ver¬
theilten 4 Millionen M. nach der Volkszählung
vom December 1871 ..........

Zu übertragen

Mart.

2.18^503

Pfss,

70

2,276,663 23

228,14? 14

2,412,650 84
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Mark.

! 2,276,663

Pfg-
23

29,540

Mark, Pf!,.

2,412,650

2Mll,203

333,411

1,090,233

80,018
40,009

04
32

4,718,854

Neberlrag
(Die definitive Vertheiluug erfolgt nach der

Vollszählung in, December 1875 durch Königliche
Verordnung f8- ^v! und zwar znr Hälfte nach dem
Flächeninhalte znr Hälfte nach der durch die Volks¬
zählung ermittelten Eivilbevölkeruug.)

o. üiuuahmeu aus Nutzungen und Pertineuzicn
einschließlich der Eh ausse cwärter- und
Ein nehm er-Häuf er.

(Grasnntzungen in den Gräben und Böschungen,
Einnahme auö deu Weidepflanzungeu.)

Diefe Erträge, welche nach den Gesetzmotiven
für den ganzen Staat pro 1875 die Summe vo»
,38,000 M. betrage,,,.sind nach deu Erklärungen der
Negieruugsvertretcr der Hauptsache nach zur Bclohuung
und Uuterstützuug der Ehausseeaufseher verwendet
N'orden. Im Verhältnis! der Meilenzahl dnrchlaufeud ea.

Snmma Proviu;ialfouds

L. Krcisfouds.
12. Antheil au der durch die ß§. 1 uud 2 des Gesetzes v. 30.Npril

1873 für die Durchführung der Kreisordnuug uud der
zu erlassenden ähnlichen Gesetze aus den Eiuuahmen des
Staatshaushalts zur Vcrfüguug gestellten Summe von
jährlich 1 Million Thalern (§. 26 des Ges. v. 8. Juli 1875).

-i. Jahres reute vom 1. Iauuar 1876 ab . . -
Diefelbe ist dem Provinzial-Vcrbaud überwiefen,

um bis zum Erlasse weiterer gesetzlicher Bestimmungen
über deren Verwendung dieselbe entweder zinsbar zn, be¬
legen oder zu deu Zwecken der Provinzialrente, für die
Hebammeulehrcmstalt, die niederen landwirthschaftlichen
Schuleu und die Straßeuverwaltuugszwecke (§§. 4, 13,
14 und 20 des Ges. von, 8./?. 75) zu verwenden.

d. Eapitalantheil dieser Rente seit 1873 zu
gleichem Zwecke der Provinz überwiesen

(Die Ueberweisung der bei den Fonds vorhan¬
denen Effekten erfolgt in Aurechuuug auf die für jeden
der Verbände sich ergebenden Summe „ach dem Eours
der Berliner Börse vom 2. Januar 1876.

«.Zinsen.
«. Antheil au den, diesem Eapital bis zum 1.

Januar 1876 zugewachsene» Zinsen zu 4°/« .
1,. Iahresziuseu pro 1876 zu 4«/«.....

Summa im Gauzeu f, <i,1?2,52l»

e;el. des zu 3 vor der Viuie vorgetragen» Kapitals vou 2,326,635 Mark.

84

N
0?

1,453,671 96
03
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Mart.

Ausgaben
pro 18?<> unter Hinzurechnung einzelner Mehrerfordernisse

i» !«?'> gegen die Etats,

^, 1>rlil!in;il!lfl'nds.
Tit. I.

Eentral-Verwaltnug,

1. Laudtagskosteu gemäß dem Etat für die provinzial-
ständische EentralVerwaltnng.......

2. Kosten der Eentral-Perwaltnng, welche bisher umge¬
legt wurden, gemäß Pos. l! der Einnahme des Etat«

:l. Snplementareredite zum Etat der Eentralverwaltnng
mit ^Itücksicht auf dereu Ansdehnnng:
li, ^.l !1! ^. Gehalt des ^andesdirectors gemäß

Beschluß des Provinzial Landtags vom 0, April
I«?5 :

Gehalt 12,000 Marl
Wohmmgseutschädigung 4000 „

Gehalt des 2. Oberbeamten.......

(Einer derOberbeamten soll zugleich "»»stitiarins sei»,)
Gehalt für eine» oberen Bantechnitrr für das

Hochbanweseu u„d die Straßen'Äanverwaltnug
Gehalt für einen 2. oberen Vantechniter . . .

!>, ^,i Hl 1^, ÄüreaU' uud Kasscnbeamte:
Für N Sekrctaire resp. Negistratorcn mit einem

Dnrchschuittsgchalt von 8000 Mart in Abstu^
fnngeu von 2400 Mart bis Ü000 Mart . .

Für 4 Tetretariats-Assistenten mit einem Durch.
schnittsgehaltc vou 2100 Mart.....

Für 4 Hülfstechuiler mit dem Dnrchschuittsgchalt
von 1000 Tblr. ^ 3000 Mark ....

Für einen Nentmeistcr.........
Für einen Nechmiugsrevisor oder einen weiteren

Sceretair............

(Die Hülfsarbeiter zur Ncchnnngsrevision werden
ans der ^ahl der Hülfsarbeiler nach Bedürfniß

zugewiesen,>

Pfg, Mari, M-

3tt,000

78,«00

1 <l,000

6,000
5,400

0,«>l»0
5,400

18,000

«,400

12,000
4,05.0

4,050

Zn übertragen 2M>,500
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Übertrag
^ür einen 2, Boten resp. Bnreandiener und Atteu-

Hefter liä III. Pos. I,j....... .
?,l!r Hütfsarbeiter namentlich für Schreibhülfe,

Vermehrung i» der Kanzlei ;u Diäten n,ä III
P"f, >l . ...........

(Der Etatscredit beträgt 3000 Mark.)
o. ^cl IV I. Zu Diäten und Reisekosten der Be¬

amten .............
(Der Etatseredit beträgt «000 Mark.)

li, ^ii säch<i6)enAusgaben der Ecntral-Verwaltnng
>v .V<i V 2. Für linvorhergesehene Fälle . . .

l'Der Etatseredit beträgt 2400 Mark.)
4, Zu Diäten und Reisekosten der bürgerlichen Mitglieder

der Oder Ersaijeomuiission .......
5. Erste Rate zum Ständchausbau.......

(Kenias; Beschluß des Proviuzial-^andtages vom
8. Inni 1^74 ist das Baucapital eventuell aus der
Dotationsrente zu entnehmen, welche vom I. Januar
1873 ans die Provinz entfällt.

Die erforderliche Ausgabe kann aus der Rente
beziehungsweise aus den Zinsen der aufgesparten Pro-
viu;ialrentr vom 1. Jan. 1373 ab bis incl. 187« von

18«,130 M. 80 Pfg. nnd
93,065, „ 40 „

279,19« M. 20 Pfg.
(omif. Einnahine «ud Pos. 4) gedecktwerden.

Des Weiteren kommt in 18?« zur Verwendung,
der Zuschuß des Staates zum Stäudehansbcm, der
vorerst Seitens der Staatsregierung nur ;nr Höhe
von rnnd 70,000 M. zugesagt ist.

Summa Centralverwaltuug

Tit. II.

Vandarmeuverwaltuug.

1. Bedürfnißzuschüsse an dir ^audarmeuverwaltung laut
Pos. 3 der Einnahme des Spezial-Etats . .

2. Snplementareredite
'l, für Brauweiler

Mark.

200,500

1,000

«,000

12,000

1«,950
2,150

5,000
380,000

Pfss.! Mart. Pfg.

311,100

Zu übertragen !^ 311,10l»

»123,600

«23,000

13
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Uebcrtrag
Ersatz des weggefallenen Staatsznfchusfes von

7875 Thlr. pro 1875 und 1870 mit . . .
Suplemcutarcrrdit zum Etat pro 1875 mit . .
desgleichen „ „ „ 1«76 mit . .

(Laut Specialbcrcchnungsind diese Credite dnrch
das Anwachsen des Personalbestandesauf 704
Köpfe erforderlich).

!,. für das Landarmenhaus in Trier, dessen Uebcr-
gaug in die Verwaltung mit dein 1. Icmuar
k. I. in Aussicht genommen ist, zur Deckung

des Ausfalls in den Anstaltseinnahmc»dnrch
Entziehung des StaatszuschusscS von jährlich
568? Thlr. 15 Sgr. pro 1875 und 1876 .

Snmma Landarmenverwaltuug

Tit. III.
Irreu Anstalten.

1. n,. Irren-Anstalt zu Sicgbnrg, Zuschuß zum Etat,
welcher bisher auf die Provinz umgelegt wurde
(Pos. II. Nro. 6 der Einnahmen) ....

d. Suplemcntarcredite dieser Anstalt:
bei Tit. I. Pos. 1? der Ausgabe für 34 Wärter

und Wärterinnen .........
bei Tit. I. Pos. 1« für Wärter nnd Wärterinnen

der höheren Verpfleguugsclasseu .....
o. Gehaltserhöhung für den evangelischen Anstalts-

Geistlichcn ............
2. Zuschuß zur Irren-Anstalt zu Merzig laut besonderem

Etat mit Motiven uutcr der Annahme der Besetzung
mit 200 Kranken ...........

3. Desgleichen Zuschuß für die ueuc Irren-Anstalt zu
Audcruach...............

4. DesgleichenZuschuß für die neue Irrcn-Austalt zu
Pudlerhof bei Besetzung mit 300 Kraulen ....

Summa Irren Anstalten
Tit. IV.

Hcbammculehr - Anstalt zu Eölu.
1. Zuschußwelcheraus der Staatskasse als Dotations-

reute gewährt wird, seoufr. >>n«. « der Einnahme
dieses General'Etats) ..........

Zn übertragen

Marl.

311^10ss

47,250
32,434
39,17!»

34,125

192,000

042

21«

300

109.000

109,000

.0.000

4,972

4,972

M. Marl.

"«23/sn0

Pfg.

50

l0.l,0««

501,158

1,048,840
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Ueberlrag
2. Bedürfnißzuschnßder Anstalt, welcher bisher auf die

Gemeinden des Bezirk umgelegt worden ist, gemäß
Tit. III. der Einnahme des Tpezial-Etats der
Anstalt ..........30,000 M

Hiervon gehen ab die Kostcnbei-
träge von ca. 50 Schülerinnen, welche
bisher gemäß der Aufstellungdes Etats
auf Kosten der Provinz ausgebildetwur^
den, die fpäter auf Kosten der Kreise
auszubildensiudsconfr. Ges. vom 28. Mai
1875 über die Verpflichtuugzur Unter¬
stützung hülfsbedürftigerHebammen :c.) 15,000 „

Daher würden als Bedürfnißzuschnß erforderlich
blcibeu ...............

8. Suplemeutareredite zum Austaltsetat und zwar:
a. zu I. i,«8. 1 Gehalt des Dircctorö uou 850 Thlr.
K. zui»n8.2OehaltdesOetouomie-Beamtenl>,6500Thlr,
o. zu po«. 4 Rcmnneration der Wirthschafterin acl

130 Thlr.............
cl. fiir eine 2. Hanshebamme beim Wegfall der Re-

pctcutiuucu,ucben freier Station ......
o. zn ^>>«. 5 Lohnerhöhung für die beiden Mägde

(dieselben beziehen 48 Thlr. nach dem Etat) . .
Summa Hebammenlehr-Anstalt

Tit. V.

Provinzial-Älindcn-Anstaltzu Dürcu.
1. Zuschußaus Provinzial-Mitteln aä Tit. I der Ein¬

nahme des Etats ...........
2. Desgleichen Nr. 1 des Nachtrags zum Etat . . .
3. Suplemeutarereditc zum Etat der Anstalt:

u. ad. Tit I. der Ausgaben, Erhöhung des Gehalts
der Schließerin von 52 Thlr. um.....

!i. u,ä Tit. III. für Vermehrung der Bettwäsche,
einmalige Ausgabe vou .........

«. Mehrausgabe für Heizung nud Belenchtuug n,ä
Tit. IVe. einschließlichder Remnneration des Ma-
fchiuistcu .............

(Dampfwasscrheizungund Gasbeleuchtnug der
neuen Anstalt machen einen erhöhten Credit noth¬
wendig.)

Zu übertragen

Wart.

4^972

15,000

1,050
000

00

000

72

30,000
8,280

96

2,000

1,500

41,870

Pf«, Marl.

1^648,846

22,354 50

1,671,200 50
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Ucbcrtrag

,1. Mehrausgabe für die beiden Anstaltsgeistlicheu
ü 75 M.....-.........

«. Mehrausgabe für Musikunterricht .....
1. für eine Wirthschafteriu der alteu Anstalt nebst

freier Station...........
fp. für eine Magd...........
Ii. „ zwei Wärter, nebst freier Station ü 350 M.

(Der Wärter Wollfeifensoll Portier werden,)
i. „ 3,0 Pfleglinge il 7 Thlr. inonatlich. . . ,
Ic, „ Umzug in die neue Anstalt und Bcrsehuug der

Orgel :c. einschließlich des Transports des Möble-
mcnts der Beamte» ans Liquidation.....

I. für Reparaturen im alten nud neuen Gebäude,
Mehrkostengegen den Etatscrcdit von 310 Thlr.

in. für Beschaffung neuer Möbel :c. für die neue
Anstalt ..............

4. Suplementareredit zum Ausbau der Blindenanstalt .

Sniniua Blindenanstalt

Tit. VI.

Taubstnnnueu- Anstalten.

1. Zuschuß ans Proviuzial-Mitteln, soweit die eigenen
Einnahmen nicht reichen. Tit. V. der Einnahme des
Hauptetats.............

2. Suplementareredit zum Anstaltsetat für Kempen pro
1875:

Mehrgehalt des Lehrer Mnnd......
Gehalt des 4. Lehrers.........

3. Suplementareredit pro 1875 für Brühl:
Gehalt eines 4. Lehrers........
Gehaltserhöhung für den 3. Lehrer.....

4. Desgleichen pro 18?i> für Lehrer Mnnd in itempcn,
Mehrgehalt.............

Gehalt des 4. Lehrers sl 1500 M. und 10°/^
Wohnnngsgeld ' ............

5. Desgleichen Gehalt für einen 4. Vehrer in Brühl .
0. Mehrgehalt des 3. Lehrers in bricht.....
7. ssür Umfassungsmauern in Brühl, Mehrloslen gegen

den bewilligten Eredit..........

Zu übertragen

Mark.

41,«?«!

150
150

«00
150
700

7500

1 000

000

7040
80,300

M- Mort. M>
— . 1,071,200 ! 5l»

58,80«»

28«
30«

300
100

195

1«!50
1050

150

1050

110,880

07

07

05,27? 09 1,818,080
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Mail, I Pfc,, Marl. ^ Pf.,,
Ucberlrag

^, Für Einrichtung eines 1. Schulzinnncrs zu Bricht ,
9. Für Zuschüsse zur Unterhaltung der Eholorafonbs-

Freischülerin der Taubstiimmcn-Austaltzu Eölu . .

Summa Tanbstummeu-Austalteu
Tit. VN.

Ausgabennach dem Auszüge der Staatslasteu aus Cap. 102,
Tit. V, »ud (5ap. 125, Tit. 21 des Staatshaushalts
elats, welche der Provinz für die im l>. 1 des Gesetzes
vom >-. Juli l8?5 gewährte Iahresreute übertrage,,,
ge,»>!s! der rem Provinzial'^andtagc genehmigte» be>
sondereuNegierungs - Vorlage vvm 29. August 1875
I.. 0. 5. 219? Thlr. 11 Sgr.

Tit. Vltl.
Neeapitulaliou der, der Dotation bis hierher gegcmiber-

gesteltteu Ausgabe» ...........

!. Eeutralverwaltuug ....
II. Vaudarmeuvcrwattuug . .

III, Irrenanstalten .....
IV. Hebammeulchraustaltiu Eölu
V. Äliudeuaustalt zu Düreu

VI. Taubstummenanstalten . .
VII. Verpflichtungenzu ^astcu der

Iahresreute .....
Summa

Hiergegen balaucirt die Iahresreute
und Ziuseu des Proviuzialfouds i»u«. 1
und -1 der Einnahme

^ 2,014,951 M. 20 P.
Und ^08.8 Zuschuß
'U Hebammeulehr^
""statt 4,972 Ni. 50 P.

Mari. Pfg.
028,600
464,088
501,158

22,354
140,880
07,22?

0,592

50

09

10

1,891,905 > 09

2,019,928 70

Es bleiben zur Disposition . .......

Tit. IX.

Vcrweuvuugdes Ziusgewiuucs der Proviuzialhülfstasse
3" gemriuuützigeu Zwecke» im Interesse des Provinzial-Ver-
b^ndes i„ Folge besonderer bereits ergaugeuer oder uoch

zu übertrage»

05,277
450

1,500

09 , 1,818,080

07,227

50

09

0,592 ! 10

1,891,905 ! 09

128,018 01

2,019,928 70
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Ueberlrag
nahender Veschl»ßfassu»gc» des Provi»zial-«a»dtagcs «onl.
,x>«, 5 der Eimiahmc........... .

Tit. X.

Verwendung des Zi»sgew!uneS des Meliorationsfonds,
welcher znr freien Verfügung steht eunl. pu«. 0. der Ei»-
nähme .................

Tit. XI.

Beihülfen und Prämien für Hebammen uud Hebammen-
Zöglinge 0<ml. i»)«, 7 der Einnahme) dem Provinzialver-
wallungsrath zur Disposition gemäß der Separat-Regie¬
rungsvorlage vom 29. August c. 1^. L. 5......

Tit. XII.
Zur Unterstützung niederer laudwirthschaftlicher Lehr^

anstalten (Ackerban-, Obstbau-, Wiesenbau-, n, s. w. Schule»)
<<>»1. iic>«. 9 der Einnahme und die besondere Negierungs
Vorlage vom 29. August c. N. 70«?.......

Tit. XIII.
Verwendung der disponibel» Erträge des Ehrenbreit-

stcincr Armcnfouds uud der verschiedenen Polizeistrafgelder^
fonds gemäß den stiftuugsinäßigen oder gesetzliche»Zwecke»
durch de» Provi»zial-Vcrwaltungsrath 0011k. pos. 10 der
Einnahme und die besondere Negiernngs - Vorlage vom
29, August c. I.. 0. 4 ...........

Tit. XIV.
Für Unterhaltung lc. der Staatsstraßen ooirt'. z>c)«.

11 der Einnahme .... -........
Ueber die hieraus zu bestreiteudeu Ausgaben für

Organisation einer Verwaltung zur Uebernahme der Stra-
ßeuvcrwaltuug wird eine besondere Vorlage dem Provinziell-
Va»dtage unterbreitet werden.

Summa Provinzial-Fonds

il. Kreisfouds.
Es wird vorgeschlagen, die neue Krcisrente u»d die

Zinse» der aufgesparten Re»te von 1,000,233 M. oonk.
pn«. L. 12 der Einnahme zu capitalisirc» »nd dem Fonds
zuzuschlagen, daher durchgehend in Ausgabe .....

Dazu der Provinzial-Fouds excl. des Eapitalstockes
»ach Vorstehendem .............

Summa Sümmarum

Mark. Pfss. ^ MM.

110,000

11,050

930

12,000

228,11?

2,300,203

4,718,854

1,453,071

4,718,854

0,172,520
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Anlage 6.

otive
zum Etatsvoranschlage pro 1876 für die neuen Provinzial-Irreu-, Heil- und Pflege-

Anstalten zu Pndlerhof, Merzig und Andernach.

Nachdemhcrcits der 23. Rheinische Provinzial-Laudtag in seiner Sitzung vom 3. April
1875 einen Normal-B esoldnn g s-Etat für die neuen Provinzial-Irren-Anstalten berathen und
festgestellt hat, die Förderung der Bauten der vorbezeichuetcndrei Anstalten es auch voraus¬
sehen läßt, daß dieselben im Jahre 1870 in Gebrauchgenommenwerden, handelt es sich darum,
für diesen Fall überhaupt die erforderlichen Betriebsfonds bis zum Beginn der nächsten ordentlichen
Etatspcriode disponibel zu stellen.

Zu dem Ende find die anliegenden drei spceiellen Etatsvoranschlägeaufgestellt worden.^
Da es sich um den Actrieb ganz neuer, zur Zeit uoch uicht vollendeterAnstalten handelt, war es
selbstverständlich unmöglich,georductc Durchschuitts-Berechnungendcu Etats-Aufstellungenzn Gründe
zu lege». Man hat sich vielmehr auf andere Weise helfen muffen und mit Rücksicht auf diesen
Umstand bleibt zn den einzelnenAnsätzen das Nachfolgende zu erläuteru:

Ei» uah m e.

lul I. Nr. 1. Soweit die Anstaltsländcreicunicht vom Baubetriebe direct tangirt werden
oder anderweit Banzwecken dienen, sind dieselben verpachtet. Sie ergeben hierbei zwar nur
geringenErtrag- derselbe wird sich aber steigern, sobald eine Selbstbcwirthfchaftnugnach geregeltem
Cultnrplane eintritt und erst einige Jahre durchgeführt ist. Vorerst erscheint selbst der Anschlag
von 1N00 Mark noch hoch gegriffen.

uä II. Nr. 2 uud 3. Nach den Vcstimmnngcnder 88- 1 und 2 des Reglements vom
20. November 1872 über die ^eituug und Verwaltung der in der Rheinprovinz vorhandenen
Provinzial-Irrenheil- und Pflege>Austaltcn sind diese Anstalten wesentlich Heil-Anstalten. Pfleglinge
Werden nur, soweit es der Raum gestattet, in jeder Anstalt behalten.

Die Aufuahme erfolgt iu Pcusiouärstellen,die nach verschiedenen Classen mit verschiedener
Verpfleguug uud entsprechenden Verpflegungssätzendurch den Provinzial-Landtag ans Vorschlagdes
Provinzial-Vcrwaltungsraths abgestuft werden, oder iu Freistelleu.

Die Freistellen werden mich Bedürfniß, iu der Regel bis auf die Dauer eines Jahres
gewährt nnd nnr ausnahmsweise auf den Autrag des Anstalts-DiretorS bis ans zwei Jahre unter
Umständenanch darüber hinaus, ausgedehnt.

Die Erfordernisseder Aufnahme sind besoudersbestimmt.
Die Anstalt zn Siegburg war bisher nur Heilanstalt, wogegen die neuen Anstalten ge¬

wischte Heil- und Pflege-Anstaltensein werden.
Für die zn Heilv ersuche« aufzunehmendenKranken werden im Allgemeinenauch für

die nenen Anstalten ganz dieselben Bedingungen maßgebend bleiben, welche der 22. Rheinische
ProvinzialLandtag untern, 3. ^uui 1874 für die Austalt zu Siegburg festgestellt hat (S. 270 der
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gedr. Verhandl.), und es liegt auch keine Veranlassung vor, die Pensionssätzefür diese Nranteu zu
ändern. Ein ganz verändertes Verhältniß aber wird mit den Pfleglingen eiütreten, freistellen
werden an die Vetztercn in der Negel nicht, oder doch nur dann ;n verleihen fein, wenn eine
direetc Verpflichtung des Rheinischen Vaudarmcnverbaudcsvorliegt bei uachgcwiefenemMaugel
eines Nnterstützungswohnsitzesder in der Rheinprovin; erkrankten Hülfsbcdürftigen, oder eine in-
direete Verpflichtung auf l^ruud des tz. 3tt des Prensi. Ansführungsgesetzcsvom l</3. ?l bei her¬
vortretenderIusuffizienSdes verpflichteten OrtSarmeuvcrbandes.

Will man nun auch für Pfleglinge der 1. und 2. Classe den für die Siegburger
Anstalt bestehenden Pensioussatzunverändert bestehen lassen, so erscheint derselbe für die :!. Classe
(Normaltrante) doch mit 175 Thlr. viel zu hoch, wenn man erwägt, daß für Pfleglinge diefer
Classe in den verschiedenen Alerianer Anstalten nur ! l0 Thlr. Marimalsatz gezahlt wurdcu, in der
Stadt Eöln'fchcu Anstalt Viudenbnrg100 Thlr., in der Departemental-Anstalt hier 17>l> Thlr. uud
für Äezirtsangehörige nur 120 Thlr., in der städtischen Anstalt zu Aachen 0? Thlr., in der De¬
partemental-Anstalt ;n St. Thomas fogar unr 73 Thlr, für Pflege eines Geisteskrankenvom
Rheinischen ^andanueuverbaude gezahlt werden, während ein solcher Pflegling in der Irren-Station
des ?audarmcuhauses zu Trier jährlich 113 Thlr. tostet. Man wird einen Normalsatz ansetzen
müssen, und als solchen werden pro Jahr und Pflegling 400 Mari vorgeschlagen.

Nach diesem Normalsatze nnd bei sonstiger Berücksichtigungder voraugedcntetenGesichts¬
punkte sind die Vorverauschlagnngender Einnahme-Positionen2 nnd 3 in den Anlagen erfolgt.

Ausgabe.

Die Ausgabe-PositionenTit. I. Nr. 1 bis 19 sind unter Zugrundelegung des Eingangs
erwähnten Normalbesoldungs-Etats dem voraussichtlichhervortretenden Bedürfnisse augrpaßt und
bei den einzelnenBeamten die Marimal-Besoldnngssätzevorgesehen, damit spätere Weiterungen ver¬
mieden werden. Selbstverständlichliegt es nicht in der Absicht, überall auch schon die Marünal-
sätze zu bewilligenresp, zu zahlen uud die Anstellungen zu bewirten, bevor das Bedürfnis; hervor¬
getreten ist.

Bei den Ansgabe-Titclu II. bis iuel. XI s ist das für die Siegburger Anstalt nach genauen
Durchschuittsbrrechuungenermittelte uud vom 22. Rheinischen Proviuzial Landtage dnrch feststellnng
oes Etats (S. 2s2 der gedr. Ltgs.-Vcrh.) genehmigteBedürfnis; zn Grunde gelegt nnd einfach
nach den, Verhältnisse von 270 : 200 resp. 27<» : 300 ermittelt.

Solange die neuen Anstalten nicht voll befetzt sind, werden sieh Ersparnisse ergeben, was
feiner Zeit durch geordnete Nechnungsleguuguähcr klar zu stelle» bleibt.
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I.
II,

Etats-Voranschlag
für die

Provinziul-Irren-, Heil- und Pflege-Anstalt zu Pndlechof pro 187«.

Aulaqe 7.

Tit. jNro.

1U

Nähere Bezeichnung.

^. Einnahme.
Ans der Länderei und Viehstands-Nutznng ....
Beiträge zahlender Kranken in der Heilanstalt, nach den

Sähen, welche für die Siegbnrger Anstalt gelten
! Beiträge zahlender Krauten in der PflegeAnstalt n 400 Äi.

für die Normalklasse(150 Pfleglinge) ....

Summe der Einnahmen . .

N. Ausgaben.

Besoldungen«.
Dem Director 4800—6000 M., freie Wohnung mit Gar¬

ten, Heizung, Licht und Arznei ......
Dem zweiten Arzte 2400—3000 M., Enwlumentewie vor'
Dem eveutl. zn berufendenAssistenz-Arzte 1200 M., sowie

freie Beköstigungin der l. Tischllasse, freie Wohnung,
Heizung,Licht, Wäsche und Arzuei .....

Dem eveutl. zn berufendenAnstalts - Apotheker 1000 M.
Emolumentewie vor ..........

Dem Verwalter (Iuspcctor) 1800—2550 M., freie Woh¬
nung mit Garten, Heizung, Licht und Arznei . .

Dem Rendanten 1800—2550 M., Emolnmentewie vor
Für zwei Hülfsschreiberzur Verwendung in Diätensorm .
Dein Obcrwärter 000—900 M., freie Wohnung, Bekösti¬

gung, Heizung, Licht, Wäscheund Arznei ....
Dein eventl. zu berufenden Vice - Oberwärter resp, einer

Obcrwärterin 600—750 M., freie Wohnung, Bekösti¬
gung, Heiznng, Licht, Wäscheund Arznei ....

WartPersonal (auf je 8 Normal-Kranke ein Wärter) im
Durchschnittssatzevon 240 M. Beziehen außerdem

Latus .

Mart.
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Tit. Nro. Nähere Bereich n l> u g.
^)Ial!. Pfg.

II.
III.

V.
VI.

VII.
VIII.

IX.
X.

XI.

^ 11

12
^ 13

14
15
1«
1?
I«
19

XII.

Transport

freie Wohnung bei den Kranken, sowie Beköstigung in
der III. Tischllasse, sowie Wäsche und Arznei. . '.

Der Köchin; neben freier Beköstigung in der II. Tischllasse,
Wohunng, Heilung, Beleuchtung, Wäsche uud Arznei

Der Wäscherin Emolumeutc wie vor.......
Für vier Küchenmägdc. Dieselben beziehen außerdem freie

Beköstigung am Normaltische, freie Wohnung, Heizung,
Beleuchtung, Wäsche uud Arznei.......

Für drei Wafchmägde, Emolumente wie vor.....
Dem lAärtuer, Verpflegung wie Nr. 11......
Dem Maschinisten, Verpflegung wie Nr. 11.....
Dem Maschinenbeizer, Verpflegung wie Nr°. 15! . . . .
Zwei Knechte, Verpflegung wie Nr. 13......
Zu Remuuerationeu für das Wart^ und Dieust Personal

nach der Vertheilnng des Provinzial Verwaltnngsralhs
auf Vorschlag der Anstalts-Direetion.....

Summa Tit. I.

Für Beköstigung..............
„ Bckleiduug, Tischwäsche, Lagerung nnd Bettzeug . .
„ Hausuteusilieu, Handwerksgrräthe und ärztliches In¬

strumentarium .............
Für Reinigung..............

„ Heizung...............
„ Beleuchtung..............
„ Arznei und Verbandmittel.........
„ Bibliothek..............
„ Uutcrhaltnug der Gebäude.........

insgemein...............
Hieraus sind insbesondere zu bestreiten: Steuern uud Feuer

Versicherungsbeiträge, Kircherbedürfnisse, Porto und Bo-
tenlohn, Ocschente und Zerstreuungen für die Kranken,
kleine Dienstreisen der Beamten, Bureau Bedürfnisse
inel. Zeitungen nnd Drucksachen :c.

^cl l>xtra,nnimli,rm und zur Abruudnng......

Summe der Ausgabe« . . .

ab die veranschlagte Einnahme . . .

mithin bleibt erforderlicher Zuschuß bei voller Besetzung mit
300 Kranken............. 150,000
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Anlage 8.

Til.

I,
II.

1.

Etats-Doranschlag
für die

ProviüMl.Ilreil, Heil- und Pflege-Anstalt zu Merzig pro 1876.

Nro. Nähere Bezeichnung.

H.. O i u n ll l) m e.

, Aus der Väuderei- und Vichstaudsnutzuug......
Beiträge zahlender Kranken in der Heilanstalt nach den

Sätzen, welche für die Siegburger Anstalt gelten .
Beiträge zahlender Kranken in der Pflegcaustalt -l 100 M.

für die Rormaltlassc unter der Annahme, daß die
Hälfte alfo 100 Kraute zahlende Pfleglinge sind. .

Summe der Eiuuahmeu . . .

1^. A « s g a li e n.
Besoldungen«.

Den, Dircetor 1800-6000 M. freie Wohnung mit Garten
.Heizung, Licht uud Arznei. . ./....

Dein zweite» Arzte 2400—3000 M. Emolumente wie vor
Dem cvcut. zu berufenden Affistcuzarzte 1200 M., sowie

freie Beköstigung in der 1. Tischtlasse, freie Wohnung,
Heizung, Licht, Wäsche und Arznei......

Dem event, zu berufenden Anstalt« - Apotheker 1000 M.
Emoluiueute wie vor..........

Dem Verwalter (>,uspector) 1800-2550 M., freie Woh-
uuug mit Garten, Heizung, Licht und Arzuci . . .

Dem Neudanten 1800-2550 Vt., Enwlumente wie vor.
Mr zwei Hülfsschrcibcr zur Verwendung in Diätenform .
Dem Oberwärter 000-900 M., freie Wohnung. Betösti^

guug, Heizung, Licht, Wäsche uud Arznei ....
Dem event, zn berufeudeu ViceOberwärtcr resp, ciuer

Obcrwärterin 600—750 M,, !freie Wohnung, Bekö¬

stigung, Heizung, Licht, Wäsche und Arznei . . .
Latn« . . .

1,200

1,000

2,550
2,550
1,800

000

750

19,750

N"
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II.
I!l,
IV.

V.
VI.

VII.
VIII.

IX.
X.

XI.

XII.

10

11

12
13

14
15
16
1?
I»
IN

Trausport
Warl-Personal (auf je 8 Normallrarle ein Wärter) im

Durchschnittssahe von 240 M., beziehe« außerdem
freie Wohnung bei den Krauteu, sowie Bckösliguug iu
der 3. Tischtlasse, sowie Wäsche uud Arzuei . . .

Der Köchiu, uebeu freier Beköstigung iu der 2. Tischklasse
Wohuung, Heizung, Beleuchtung, Wäsche uud Arznei

Der Wäscherin, Emolumeutc wie vor.......
Für drei Küchcumägde, dieselben beziehen außerdem freie

Beköstigung am Normaltischc, freie Wohnung, Heizung,
Beleuchtung, Wäsche und Arznei......'

Für zwei Waschmägde, Emolumente wie vor.....
Dem Gärtner, Vrrpftcgnug wie Nr. 11......
Dem Maschinisten, Verpflegung wie Nr. 11.....
Dem Maschiucnheizer, Verpflegung wie Nr. 13 . . . .
Zwei Knechte, Verpflegung wie Nr. 13......
Zu Remunerationen für das Wart- uud Dienstpersonal nach

der Vcrtheilung des Proviuzial Berwalluugsralhs auf
Porschlag der AnstallsHirectiou.......

Summe Tit. I. . . .

Für Beköstigung..............
Für Bekleidung, Tischwäsche, Lagerung und Bellzeug . .
Für Haus Utcusilie», Handwerlsgeräthe und ärztliches In

strumeutarium ............
Für Reinigung..............

„ Heizung...............
„ Beleuchtung.............
„ Arznei- und Ncrbandmittel.........
„ Bibliothek..............
„ Unterhaltung der Gebäude....... - -

Insgemein...............
Hieraus siud insbesondere zu bestreiken: Steuern und Feuer-
Versicherungsbeiträge, Kirchenbedürfnisse, Porto und Boten-
lohn, Geschenke und Zerstreuungen für die Kranken, kleine
Dienstreisen der Beamten, Büreau-Bedürfnisse, incl. Zei¬
tungen nnd Drucksachen :c.
^<I extraoi-slinliiill und zur Abrundung......

Snmme der Ausgaben . . .
ab die veranschlagte Einnahme.........

Mithin bleibt erforderlicher Zuschuß bei voller Besetzung
mit 200 Kranken ....,,,.,.. 109,000
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I.
II.

Etats-Voranschlag
für die

Provinzml-Irren-, Heil- und Pflege-Anstalt zu Andenmch pro 1876.

Anlage 9.

Tit. !!?iro. N ä h e r e Bezeichn u I! g.

10

II

^. O i n n u tz m e.
Aus der Länderei nnd Viehstaudö-Nuhnng.....
Beiträge zahlender Kraulen in der Heilaustall, nach den

Sätzen, welche für die Siegburger Anstalt gellen. .
Beiträge zahlender Krauten in der Pflege Anstalt ^ 100 M.
für die ^«'ormalelasse, unter der Annahme, daß die Hälfte

also 100 Krallte, zahlende Pfleglinge sind.
Sumnie der Einnahmen . .

Ij. Ausgaben.
Vefolduuge» :c.

Dem Direetor «800-0000 M., freie Wohnung mit
Garten, Heizung, Licht und Arznei......

Dem zweiten Arzte 2400—3000 M. Emolumenlc wie vor
Dem eveut. zu berufende» Äfsistcuz Arzte 1200 M., freie

Beköstigung iu der 1. Tischllasfe, sowie Wohuung,
Heizung, Licht, Wäsche und Arznei......

Dem eveut. ;u bcrufeudcu Austalts Apotheker 1000 M.,
Emolumente wie vor..........

Dem Verwalter (Iuspector) 1800—2550 M., freie Wol>
nuug mit Garten, Heizung, Licht und Arznei . . .

Dem Rcndanten 1800—2550 M., Emolumcute wie vor .
Für zwei Hülfsschreibcr zur Vcrweuduug iu Diäteuform .
Dein Obenvärtcr 000-000 M., freie Wohuuug, Be¬

köstigung, Heizuug, Licht, Wäsche und Arznei . . .
Dem eveut. zu berufenden Vicc-Oberwärter resp, einer Ober-

wärtcriu, <;00—750 M., freie Wohnung, Beköstigung,
Heizung, Licht, Wäsche und Arznei......

Wart Personal (ans je 8 Normal-Krante ein Wärter) im
Durchschnittssahe von 240 M........
Beziehen außerdem freie Wohnung bei den Kranken,

sowie Beköstigung in der 3. Tischclasfc, Wäsche nud Arznei.
Der Köchin, neben freier Beköstigung in der 2. Tischclasfe,

Wohnung, Heizung, Beleuchtung, Wäsche und Arznei
Trausport

War!.

1,000

0,000

10,000
17.000

0,000
3,000

1,200

1,000

2,550
2,550
1,800

900

750

0,000

300

M.

20,110
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Tit. Nro.Ü Nnhere Bezeichnung.

Transport

12 Der Wäscherin, Emolnmcnte wie vor.......
18 Für drei Küchcnmägde............

Dieselbenbeziehenansierdemfreie Betösligung amNormal-
tische, sowie Wohnnng, Heizung, Beleuchtung, Nasche u. Arzuei.
Für zwei Waschmägde........... .

Emolumcute wie vor.
Dein Gärtner . . '............

Verpflegung wie Nr. 11.
Den, Maschinisten.............

Verpflegung wie Nr. 11.
Dein Mafchinenheizcr............

Verpflegung wie Nr. 18.
Zwei Knechte...............

Verpflegung wie Nr. 18.
Zu Nemnncralionen für das Wart und Dienstpersonal nach

der Vertheilung des Provinzial VcrwallnugSraths auf
Vorschlag der Austalts-Dircetion.......

Summa Tit 1.

Für Belustigung.............
Für Betlciduug, Tischwäsche, Lagerung und Bettzeug . .

„ Haus Nteusilien, Handloertsgeräthe und ärztliches In-
strumeutarium .........- . .

1 „ Reinigung ...............
1 „ Heizung...............
1 „ Beleuchtung.............
1 „ Arznei uud Verbandmittel.........
1 „ Bibliothek..............
I „ Unterhaltung der Gebäude.........
1 Insgemein...............

Hieraus sind insbesondere zn bcstreiteu:
Steuern und Feuerversicheruugsbeiträge, Äirchcnbe^
dürfnisse, Porto und Botenlohn, Gescheute und Ze»
streuuugen für die Krauten, tleine Dienstreisen der
Beamten, Bürean ^Bedürfnisse incl. Zeitungen uud
Drucksacheu :c.

^Vd extriionUnaril!, und zur Abrnudnug......
Summa der Ausgaben

Ab die veranschlagte Einnahme
Mithin bleibt erforderlicher Zuschuß bei voller Be

setznug mit 200 Krauten...........

Mart.

II.
III.
IV.

V.
VI.

VII.
VIII.

IX.
X.

XI.

81,100
86,000
12,000

1,000
3,000
0,800
8,500.
1,350

600
8,000
8,300

1,350

109,000



IN

Anlage 1«', Düsseldorf, den 31. August 1875.

Bericht
des

Momnzial-Mcrwaltnnas-Mtyes an den Aßcinischn H'rovinzial-Landtag
betreffendStändehausbau insbesondere mich den zu beantragenden Staatszuschuß hierzu.

Der XXll. Rheinische Provinzial-«cmdtaghat in seiner Plenarsitzung vom 8. Juni 1874
beschlossen,den Provinzial-Verwaltungsratb zn ermächtigeu:

l' für die Zweckeder Verfammluugdes Provinzial Landtages uud der provinzialständifchen
Verwaltung geeignete'^ealitäten bauen zu lassen, zu dem Ende den betreteuenWeg mit der Staats,
Negierung uud der Stadt Düsseldorfzur Errichtung eiues ausreicheudeuErweiteruugsbaues »eben
dem alten Ttäudebause weiter zn verfolgen event, aber den Aufbau au auoerer Stelle in zweck¬
entsprechenderWeise zn bewirken und bierzu einen angemessenenZuschuß der Staats-Regierung,
welcke vom Wiederaufbau alsdann befreit wird, zu erlangen ;u suchen und ebenso freies Bau¬
terrain Seitens der Stadt Düsseldorf;

->) zur Bestreitung der weitern Ausführungslosteneiue Anleihebei der Provinzialhülfskasse
bis zur Höbe von 25NM» Thlr. zu coutrahireu, welche mit 4^,«"/« zu verzinsen und mit l^"/»

^ 3"die'alljährlich erforderlicheVcrzinsungs-und Amortisations-Quote mit den Kosten der
laufenden Verwaltung auf die Proviuz umzulegen nnd ^ , ,« ,. ^ ... ., , ^

4) eventnclldas erforderliche Bancapital :e. aus der nach dem Gesetzevom 30. April 1873
ans die Nheinproviuzvom 1. Jannar 1873 ab eutfalleudenJahresrate von 25.8,5,15Thlr., falls
das vorbehalteneUeberiveisnngsgesetzinzwischen ergehensollte und dies nicht hindert, zn entnehme,,,
beziehungsweise später die noch restirende ungezählte Schuld bei der Hnlfslasse aus der Rente

"'Nach diesem Bcschluße des Proviuzial-Vandtages erschien es geboten, baldmöglichstdie
Entscheidungder Königl. Staats-Negiernng darüber zn erfahren, ob die Knnstatademie au der
alten Stelle nicht wieder anfgebant würde, resp, ob durch Ueberweisuug des ausreichendenTerrains
neben dem abgebrannten Ständehause Seitens der Staats-Negiernng die Möglichkeit für die Pro-
vin- bestände 'einen ausreichendenErweiterungsbau für die ständifcheu Verwaltuugözwecke mit dem
Wiederaufbau des alten Gebäudes, auf Kosteu der Proviuz, zu verbinden, oder ob auf Erlang»,,«,
eiues andern Terrains für eiueu auf alle ständische Vcrwaltuugszwecke be,nessenen Nenban Bedacht
genommenwerden müßte uud eudlich, welche Zuschußsuu.n.efür den Neubau die König!. Staats^
Neqieruug bei der dadurch eintretenden Befreiung von dem Wiederaufbau des alten Gebändes
und der Disponibelstellnngdes vorhandenen Gebäudes nebst Terraiu zu gewähren bereit sei.

Die Königl Staats-Regieruug gab uuterm !3. November v. I. zn crkeunen, daß zwar
für die Kuustakademie eiu „euer Bauplatz iu Aussicht geuounnensei, daß aber das bisherigeTerrain
derselben nicht dergestalt disponibel sei, daß im Verein mit dem Terrain des abgebrannten ^tcmde-
hanses eine ausreichendgeräumige Baustelle für ein neue's Ständehaus sich gewinnenKeße.
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Auch von technischer Seite wurde der erwähnte Bauplatz zu dein angegebenen Zwecke als
unzureichend erkannt, uauieutlich aber auch hcrvorgebobeu, daß die llcberrrstc des alten
Ztändehauscs zwar zum Theil verwerthbar seien, indessen ein geeignetes uud harmonisches
Ganze sehr schwer erreichen ließen. Es schien daher angemessen, die zweite Alternative zu ver¬
wirtliche» uud das von der hiesigen Stadtverordnetenversammlung unterm 7. Juli vorigen Jahres
beschlossene wiederholte Auerbieteu, „dcu Stauden der Nheinprovinz die behnfs Errichtung eines
„Stäudehauses erforderliche Baustelle auf dem Lohhofe unter der Vorcmssctzuug auzuweise», daß
„das ueue Gebäude iu einer, den bort bereits vorbandcucu Bauten, sowie den Garteuaulageu
„entsprechenden Weise aufgeführt werde" zu aceeptireu, uachdcm durch den Äaubeamten der Cen-
tralverwaltung eine Uutersuchuug des Baugrundes an der offerirtcn Stelle vorgcuommcn worden
und dabei tciurrlei Bedeuten bezüglich der solide» Fundamcutiruug zu Tage getreten waren.

Die Königliche Regierung, welche als Aufsichtsbehörde dem Beschlusse der Stadtverord¬
neten-Versammlung vom ?. Juli v. I. Bedeuten bezüglich der llebcrlassuug eiues freie« Platzes
zur Errichtung des Ttänoehauses eutgegeuhielt, ließ, nachdem die Stadtverordneten-Versammlung
ihre» Beschluß vom 7. Juli iu der Versammluug vom 27. Oktober v. I. erucuerte, diese Bedeute,!
falleu und genehmigte unter dem 1.">. Dezember 1874 den Beschluß und damit die uueutgcldliche
lleberlassuug des Bauplatzes. Nur der Restaurateur iu den ueue» Ä«lagcn war Seitens der
Verwaltung für das Aufgcbeu seines Pachtverhältnisses zu cutschädigcu, durch die Seitens des
Oberbürgermeisteramts mit demselben vereinbarte Entschädigungssumme von <!NN<» Thlru., abzüglich
eines seit der Geuehmignug und Vollziehung der Abfiudnugsvcreiubaruug durch den Restaurateur
zu zahlenden erhöhten Miethe.

Zur Beschaffung der Baupläne schien das Eoucurrenzverfahren die meiste Garantie zu
biete». Dasselbe erfolgte unterm :>I. Dezember vorigeu Jahres in folgender Weise:

„Für den beabsichtigten Bau des Ständehauses der Rheinvroviu; in Düsseldorf soll das
Bauprojeet gemäß Beschluß des Provinzial-Verwaltuugsrathes im Wege der öffentliche» Eoncnrrenz
beschafft werden.

Daß Banprogramm und der Situatiousplau cuthalten die gestellten Bedingungen und
Anforderungen und werden den Eoncnrrenten auf Vcrlaugeu sofort übersaudt.

Nach dem Programme ist bei ^>er Eoncnrrenz an Zeichnungen mw Berechnungen nicht
mehr verlangt, als die klare Darlegung des Entwurfs einschließlich der Eoustruction der Art, daß
auf Grund des Entwurfs die sofortige Ausarbeitung der speziellen Pläne nnd Kostenanschläge
bewirkt »'erden kann.

Der Maßstab der geforderten Skizzen wird anheimgestellt nnd nnr gewünscht, daß für die
Grundrisse der Maßstab 1 : ll>0, für die Facadrn und Durchschnitte 1 : 75 angewendet wird.

Für die drei besten Entwürfe find Preise von l2NN Thlr., 5.0« Thlr. und :lNN Thlr.
ausgesetzt.

Die Prüfung der eingehende» Entwürfe nnd die Znerkennnng der Preise erfolgt durch
den Provinzial-Verwaltnngsrath.

Zur Einreichnng der Entwürfe an den Unterzeichneten ist eine Präelusivfrist von 3
Monaten von heute ab festgesetzt."

Das der Eoncurrenz znGrnnde gelegte Bauprogramm lautet:
1. Situativ«.

Seitens der ZtadtverordnetenVersammlung zu Düsscldorf ist den Släüdc» der Rhein¬
provinz das zum Neubau eiues ständischen Versammlungs. uud Verwaltungsgebäudes erforderliche
Bauterrain in den städtischen Anlagen auf dem Lohhofe unter der Bedingung zugesagt, daß das
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neue Gebäude iu einer den dort bereits vorhandenen Bauten, sowie den Gartenanlagen entspre-
cheudeu Weise ausgeführt werde. Die proviuzialstäudische Vertretung hat diese Offerte aeeeptirt.
Demgemäß wird beabsichtigt, das ständische Vcrsammlungs- und Verwaltungsgebäude ans dem iu
dem beigefügte» Situation^ und Nivellcmeutsplan roll, augelegten Vierecke ll n. ^ ^ zu erbaue».

Kleine Abweichuugen in den Fangseilen der Figur des Aauterraius sind nicht ausgeschlossen,
dagegen darf zur Erbauung der Gebäude, zu deu Hof- und Gartenanlageu, sowie Vorplätzen des
Gebäudes nur ein Terrain bis zu einem Preußischen Morgen herangezogen werde».

Das Bauterraiu liegt zwischen der Elisabcthstraße, der Reichsltraße, der Wasserstraße und
dem sogenannten itaisertciche in der Nähe der hier die Stadt durchschneidenden Schieueusträuge
der Bergisch Märlifchen Bahn. Auf dem Situatious- und Niuellementsvlau liegen die einnivel
lirten Puulte drei Ruthen von einander entfernt. Als Nullpunlt für das Nivelle,»eut ist der
mittlere Wasserstaud des au die Baustelle angrenzende» Kaiserteiches angenommen worden. Die
eingetragenen Ordinate» sind iu Dceimeter ausgedrückt; für die vier Eudpuutte u -l «, l». der
Baufläche ergebe» sich die Ordinate» 10,37, 18,72, 12,91, 19,53. Es sind dies die Ordinate»
Nr. 96, INI, INI uud 166 des Planes.

Der Plau selbst ist im Maaßstabe 1: 5>«^N angelegt, eine demselbcu liuls am Naude bei
gegebenen Situation im Maaßstabe >:10,NN0 zeigt die weitere Umgebung, namentlich anch die
Ansmnndnugen des mnlicgcnden neuen südwestlichen Stadttbeils in das unbebaute Feld.

Die das Bautcrrain umschließenden Straßen, Elisabethstraße, Reichsstraße, Wasserstraße,
zählen zn den neueren uud schönste« Straßen der Stadt T üsseldorf, weisen schöne und geschmack
volle Bauten auf uud bieten mit den von ihnen umschlossenen Anlagen und dem davor liegende»
Kaiserteiche einen schönen Platz, dessen GcsammteindruÄ sich das ncn zu erbauende Ständeba-us
cmsebließeu uud deuselbeu erhöhen soll.

In dem schwarz schraffirteu, mit dem Namcu „Vohhofc" bezeichnete,, Gebäude befindet
sich das Cürten'sche Wirthschaftsloeal, welches durch den Bau beseitigt wird.

Der Kaiserteich selbst bleibt vou dem Neubau „»berührt, so daß die dort eingerichtete
Gondelfahrt nicht gestört, nnd nur eventuell deren Aulandestclle verlegt zu werden braucht.

Da das Ständehaus uach allen Seilen frei in den Anlagen liegen soll, sind angemessene
architeetouische Ausbildungen nach allen Seiten erforderlich.

Nach den Terrainverhältnisfen dürfte indessen der Seite nach dem Kaisertciche die Haupt,
facade zuzuweisen sein nnd nach den Raumvcrhältnisse», die erfordert werde», der Earreeba» noth¬
wendig werden.

II. Ranmmlsordcnmgen <m das Gebäude.

Das neue Ständehaus muß drei geforderten Zwecken dienen;
Es muß abgeben:

a. ein Vcrsammluugs-Loccil für die Stände der Nhcinprovinz bei den periodisch abzuhaltenden
ProvinzicMandtagen,

b. ein Verwaltungs-Gebäude für den Provinzial Verwaltnngsralh uud die gesammtc stän¬
dische Eeutralbchördc. Der Ausdehuuug, welche der stäudischcu Selbstverwaltuug durch
Ueberweisuug einer Reihe nencr iltcssorts, insbesondere der Verwaltung der Bezirks nnd
Staatsstraßen PP, bevorsteht, ist in der nnten folgenden Aufzähluug der erforderlichen
Räume Rechuung getragen;

u. eine Dienstwohnung für deu ersten Beamten der Vcrwaltuug uud eiue solche für den
Castellan (Äotenmeister).

1ü
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ll. V ersammlungölocal.

Für die Zwecke des Provi»zial Landtags und dessen Plenar-Sitzuugeu wird es der nachfolgendelt
Nänme bedürfen:

Ein Ständesaal (Sitzuugssaal) für ea. 1!»N Vtitglieder nnd !!—1 Kommissare der
Staatsbehörde und ^l—4 Oberbeamtc der proviu',ialständischen Zentralbehörde, sowie Zubörerramn
(Tribüne für Zuhörer).

N Ausschußzimmer für 15—20 Personen,
1 Erholnugs- und Büffet-Zimmer,
2 Oarderobczimmer,
2 Zimmer für deu Vorsitzenden der Versammlungen des Landtages,
1 Zimmer für Landtags Registratur,
! Zimmer für Vandtags-Bibliothet,
4 Arbeitsziinmcr für die Referenten,
1 Canzleizimmer,
! Botenzimmer.

d. V erwaltungs - Gebäud e.

Fiir die Verwaltung sind folgende Nänme erforderlich, wobei darauf gerücksicktigetist, daß
aus der Abtheilung ll N'ährend der ganzen Zeit, während welcher der Proviuzial Landtag nicht
versammelt ist, ein Theil der Räume zu Zwecken der Verwaltung mit benutzt werde» kann:

1 Üonfcreuz Saal,
2 Arbeitszimmer für deu erste» Beamte», in Verbindung mit der Wohnung desselben,
8 Arbeitszimmer für Räthe iuel, der technischen Räthe,
2N desgleichen für Hülfsarbeiter, Secretaire und Calculatoren,
6—8 Registratur-Zimmer,
4 Kanzler Arbeitszimmer (geräumig),
1 feuerfester Casseuraum,
?» Arbeitszimmer für Üassenbeamte,
! feuersicheres Archiv für Aufbewahrung von Urkunden und Rechnuugsbeläge pp.
I Bibliothetzünmer,
3 INaterialien-Aufbewahrungs-Zimmer,
l> Botmzimmer,
1 Zimnier für lithographische Anstalt.

c. Dienstwohnung en.

für den ersten Beamten der Verwaltung eine angemessene Dienstwohnnng mit Repräsentations-
Räumen, Pferdestall, Wagenremise und kleineren Oeeonomieräumen,
für den Castellan (Botenmeistrr) entsprechende Dienstwohnung.

Die gleichartigen Räume der Abtheilung u dürfen mit denen der Abtheilung !' im Zu¬
sammenhange stehen, da sich die Räume ergänzen.

Ans Einrichtung von Gas- uud Wasserleitung, Lentrnlheiznng, galvanischen Haustele-
grapheu PP. ist zu rücksichtigcn, anch ein entsprechender Vorplatz und Hosraum vorzusehen, nament¬
lich aber dafür zu sorgru, daß die Oecouomicräumr, die Wagenremise und der Pferdestall so unter^
gebracht werden, daß sie nach Anßen hin nicht ins Auge falle», und den guten Gesammteindruck
des Gebäudes nicht schädigen.



N5

Alle weiteren Modalitäten der Ausführung siud zunächst dem Urtheile der concurrirenden
Techniker überlassen, Bemerkt wird nnr noch, daß bei Prüfung der Concurrenz-Projectewesentlich
auf die praclische Brauchdarteil des Projectes mit Rücksicht auf deu Zweck uud das Nanmbcdürfniß
des Gebäudes gcrückfichligt wird.

!!l, .«ltosteu.

Die Kosten der Auöführuug des Projectes sind auf ca. 300,000 Thlr. incl. innerer Eiu-
richluug fixirt. Die Projccte müssen sich daher innerhalb der Grenzendieses Kostenaufwaudes halten,

I V. Beschaffnnssder crsordcllichrllProicctstilckr.
Zur Beschaffungder erforderlichen Projcctstücke ist der Weg der öffentliche» Eoncurrcuz

gewählt worden.
Bei der Coucurreuzfind wcuigsteusfolgende Projcctstücke einzureichen:
1. Grundrisse zu alleu Etagen und für das Souterrain,
2. Anficht der Hauptfront, fowie der Seite», uud Hiuterfrout,
3. Dnrchfchnittdurch den Sitzungssaal uud das Hauptvestibül,
1. Kostcnübcrschlag,
5. Pcrspectivische Ansicht über den Kaisertcich hinweg.
Für die Eiureichnugdieser Skizzen auf Grund der vorstehendnäher dargelegtenErforder¬

nisse ist vom Tage der öffentlichen Eoncurrenz-Ansschreibung ab eine Präclusivfrist von 3 Monaten
bemessen

Für die 3 besten Entwürfe werden Prämie» von 1200 Thlr., 500 Thlr. uud 300 Thlr. ge
währt und die Enlscheidnng hierüber der Persammlung des Provinzial-BcrwallnngSrathesvorbehalten.

Die prämiirten Projecte werden Eigenthum der Provinzial Berwaltnug."
kleben dem öffentlichenEoncurreuzverfahreu, welches durch 10 verschiedene Zeitungen

bekannt gemacht worden, wurden noch verschiedene namhafte Architekten Deutschlandsdurch per.
fönliches Anschreibe» zur Betheiliguug a» der Eomurreu; emgeladen.

Beim Ablauf der Präclusivfrist für die Einreichung der Plane waren 20 Entwürfe
eingegangen. . „. , ^ ,, ,^

Der Proviuzial^Verwaltuugsrath hatte sich m dem erwähnten Eoucurrcuzausschreibeu
die Prüfuug der eiugeheudeuEutwürfe uud die Zuerleuuuug der Preife als Bauherr iu sach¬
gemäßerWeise vorbehalten, iudem er bei der Eoucurrcuzden Zweck vor Augen halte dnrch dieselbe
Skizzen behnfs Ausführung durch Prämiirung als Eigenthum zu erlange». Zur Herstellung
seiues Urlheils hatte er indesse» beabsichtigteine Eommissio» von hervorragendenÄrchilellenmil
der Vorprüfnng nnd Begutachtungder eingegangenen Eoncurrenz-Eutwnrfczu betraue».

Die Herre»
Bauiufpector a. D. Pflaume in Eölu,
Direktor der konigl. Bau-AkademieGeh.-Äaurath ^ucae m Äerlm,
Baurath Hase iu Hcmuover,

halleu eiue Einladung ;n dem besagten Zwecke, die Vorprüfung uud Begutachtung der Eoncurrenz-
Entwürfe vorzunehmen angenommennnd waren znm Zusammentritteals Eomuüssiona». 12. Apr.l
cr hier erschieue» Ungeachtetdie Eiuladuug keiue» Zweifel darüber ließ, daß es fich nur um
die Vorprüfuug und Bcgutachtuug dcr Plä»e handele, daß der Proviuzial-Berwaltungs-
rath sich oie Auswahl und Prämiirnng der 3. besten Projecte vorbehalten habe, daß aber von der
Einsetzungeines Preisgerichtes bei der Eoncurrenz nicht die Rede sei, haben die zn,amme.M-
troffeueu genannten Architekten erklärt, daß der vorausgcführtegewählte EntscheidungSmodns aller
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diugs ganz eorrect den Bedingungen des Eoncurrenz Ausschreiben« entspricht, daß sie in die Prüfung
der Entwürfe aber nur eintreten würden, wenn ihnen den auf der XV. Versammlung deutscher
Archieteeten und Ingenieure zu Hamburg im Jahre 1868 aufgestellten Normen entsprechend die
Hucrteunuug der Preise überlassen oder für die Beurtheilung der Entwürfe ein Preisgericht, ein-
gesetzt würde, das in seiner Mehrheil aus Architekten besiehe.

Der Provinzial Verwallnngsralh hal geglaubt hierauf nicht eingehen zn können, einmal,
weil das Programm und das Eoneurrenzansschreiben, auf deren Grundlage die Einlieferuug der
Projeetc erfolg! und ein Vertragsverhäliniß begründet war, dadurch in einem wesentlichen Punkte
verlassen worden wären und Nellamalionen nud Entschädigungsansprüche Seitens der Eoueurreuleu
zu erwarten standen, sodann aber anch, weil man an sich nicht die Entscheidung bei der eigenen
Verantwortlichkeit glaubte aus den Händen geben zu dürfen. Die Conenrrenzenlwürfe wurden
daher durch eine andere Kommission, zn welcher anch zwei Königl. Baumeister zugezogen wäre»,
einer eingehenden Vorprüfung und Begutachtung unterworfen und sodann au der Hand dieses Gut
achtens in der demnächst staltgehablen Sitzung des Provinzial-Verwaltnngsraths vom 8. Juli, an
welcher auch der Herr Obcrpräsident Theil nahm, nochmals genau durchgeprüft nud der l. Preis
dem Projeete mit dem Stadlwappen, als dessen Verfasser sich demnächst Bauraih Nasch dorf in
Coln ergab, der !I. Preis dem Projeet ,,K1ocknm!wnu«'« !x>i>,t,i" «om Archilclt L i ck, < iu
Berlin und der III. Preis dem Projeetc „vom Fels zum Meer", von den Architekten Schlic-
mann und Eisenlohr in Berlin verfaßt, zuerkannt. . ,

Das au erster Stelle prämiirte Projekt von Nasch dorf schien am geeignetsten zur
Ausführung und um die Idee des Architecten einheitlich zur Durchführung zn bringen, mußte es
für zweckmäßig erachtet werden, den Äaurath Nafchdorf für die vollständige Durcharbeitung
des Projeeles, sowie die demuächstigc Leitung der Bauausführung zu gewiuueu. Dies ist durch
den i'iit Herrn Nasch dorf unter dem AI. Juli c. abgefchlosseucu Vertrag geschehen, Inhalts
dessen Baurath Naschdorf seinen Entwurf mich Maßgabe näherer Weisungen der Proviuzial-
Verwaltung behufs Ausführung mit den gewünschtenAenderungen durchznarbciten, also ausführlichen
Eulwurf iu Grundrissen, Ansichten und Durchschuitten nebst speziellen, zur Bauausführung im Aeußern
und Innern erforderlichen Arbeitsrissen und Detailcutwürfeu, sowie alle construktivcu uud Ornamental-
zeichnnugen, endlich einen speziellen Kostenanschlag zn liefern und zur Feststellung vorzulegen, die
Vcraeeordirnng der Arbeiten vorzubereiten nud die obere Leitung der Bauausführung zu üben hat
uuv dafür sowohl als persönliches Honorar, wie für Beschaffung des uöthigeu Hülfspcrsonals uu
die erforderlichen Hülfsmittel ,!"/l« °/o des Kostenanschlags erhält.

Die Proviuzial Verwaltung schließt alle Verträge ab uud stellt eiueu nach Anhörung des
Bauraths Nasch dorf anzunehmenden Techniker zur Spezialaufsicht der Arbeiten an. Der Eut-
wnrf des Banraths Nasch dorf nebst den Aeuderuugen, welche in Folge der ausgesprochenen
Wüuschc der Baulommissiou bereits aufgestellt worden sind, ist zur Einsicht der Herreu Mitglieder
des Landtages aufgelegt.

Bezüglich des Staatszuschusscs zum Bau eines eigenen Stäudehauses war bereits unterm
18. Mai 1872 schon damals der Königl. Staatsregiernng die Bitte vorgetragen worden, „eine
Beihülfe zu gewähren, welche wenigstens soviel bclrage, als die Benutzung des abgebrannten
„Gebäudes zu ständischen Zwecken der Provinz werth gewesen."

Der Herr Finauzministcr hat sich unterm 23. August 1873 bereit erklärt, eine Beihülfe
vo,n 23,000 Thlr. zu gewähren und anheimgestellt, wegen des Neubaus des Ständehauses eine
entsprechende Beschlußfassung des Proviuzial Landtages herbeizuführen. Nachdem Letzteres wie Ein¬
gangs erwähnt, geschehe», ist untern, 16. Inui vorigen Jahres der Staatsregiernng weiter vor-
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getragen wyrden, daß der Zuschuß sich am besten nach der Entlastnng der Staatsregierung vom
Niederaufbau, beziehungsweise nach den Kosten richten dürfte, die der Staat hierfür aufzuwenden
entschlossen war, sowie nach dem Vortheile, der ihm dadurch erwächst, daß er den alten Bau resp-
das Terrain disponibel erhält, und entweder zu anderen Zwecken verwerthen oder zur Erlangung
eines geeigneten Bauterrains für die Knust Akademie als Anslanschmittel benutzen taun. Der
Provinzial Verwaltnngsralh gab fich der Erwartung hiu, daß die tönigl. Staalsregicrnng »ach
diesen Gesichtspunkten den Zuschuß für den beabsichtigten Zweck augemessen und entsprechend den
eigenen Opfern der Provinz normiren werde, nachdem die Provinz aus eigenen Mitteln ',4 Million
Thaler disponibel gestellt hatte.

.Nieraufhin hat zufolge Nescripts des Ministers des Innern von, l", August er, der
Finanzminister sich nur wiederholt bercil erklärt, der Rheiuproviuz bchnfs Verwendung zu dem
Bau ciues besondern Ständchanscs in der Stadt Düsseldorf diejenigen 2^,000 Thaler oder ruud
70,000 Mark erstatte» zu lasse», welche sie seiner Zeit zum Aufbau der im Jahre 1872 nieder¬
gebrannten Räume hergegeben habe Der Betrag sott, foferu die erforderlichen Deckungsmittcl
verfügbar find, auf den nächstjährigen Staatshaushalts-Etat übernommen werden. Der Finanz,
minister geht bei diesem Anerbieten vou der Voraussetzung ans, daß dem Fiskus die freie Ver¬
fügung über das ihm eigenthümlich gehörige Gruudslück, auf welchem der niedergebrannte Schloß»
fliigel mit den Geschäftsräumen der Stände erbaut war, uueiugefchräutl vorbehalten bleibe.

Der Provinzial Vcrwaltuugsrach kann sich der Ansicht nicht verschließen, baß diese Eul-
schcidnng der Billigkeit gegenüber der Provi»; nicht Rechnung trägt und beantragt daher, der
hohe «audlag wolle wiederholt die Anfielst verlreteu, daß die Slaalsregicruug billiger Weise ciueu
Beitrag gcbeu müsse, um welchen sie durch die Entlastung von dem Wiederaufbau des alten
Ständchauses finanziell entlastet wird und wolle diese Ansicht in einer Adresse an Seine Majestät
den Kaiser nnd König niederlegen.

3er provinMl VrrlUtllwllgLlNlh:
Wilhelm, Fürst zu Wied.

Anlage 11.

Düsseldorf, den 9. September 1875.

Allerdurchlauchtigster Oroßmächtigster Kaiser und König!

Allergnädigster Kaiser, König und Herr!

Ew Majestät wagen die zu dem XX lV. Provinzial^andtage versammelten Stände der
Rheinproviuz' sich mit der nachstehenden Bitte Alleruuterthäuigst zu uaheu.

Ew Majestät ist es betauut, daß im März 1872 das hiesige Stäudehaus ciu Raub
der Flammen geworden ist. Dasselbe war im Jahre 1845 aus dem durchras Bombardement
im Jahre 1794 zerstörten nördlichen Flügel des alten Schlosses zu Düsseldorf Lettens der Staats¬

regierung erbant worden, wozn die Stände, wie die Stadt Düsseldorf, je einen ^itrag von
20,000 Thlr. hingegeben hatten, welche Summe beinahe einem Drittel der auf c.rca „8.000 Thlr.
veranschlagten Bantosten gleichkam.
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Nach dem Brande bestand zunächst die Absicht, das Ständehaus auf der alten Stelle
wieder zu erbaue», wozu der Herr Fiuauzmiuisler gemäß Mittheilung des Hcrru Ministers des
Innern vom 2'!, August 1873 eine Beihülfe aus Staatsfonds in Höhe von 2!i,080 Thlrn,
zusagte.

Es war hierbei darauf gerechnet, daß von dem ncbcnanlicgcuden Terrain der Kunst-Ata
demic, welche ebenfalls abgebrannt war, ein Theil fiir den Neubau des Ständehauses werde ad
getreten werden, damit dieses in derjenigen größeren Ausdehnung aufgebaut werde» könne, welche
durch die in Aussicht stehende neue Provinzial Ordnung geboten war. Diese Voraussetzung wurde
indessen hinfällig. Die Staatsregierung übertrug nämlich der Stadt Düsseldorf das Terrain der
abgebrannten Kunst Akademie, iu Auslanfch gegen einen ander» Bauplan, zum Eigenthum und gab
dcu Ständen anheim, sich nach eiucm andern Bauplatze umzusehen, wobei die Frage, ob uud
welcher Staatsznschnß zu gewähren sei, bis nach Lösung der Terrainfrage vorbehalte» wurde.

Nach viele» Verhandlungen aeeeptirten die Stände einen ihnen von der Stadt Düsseldorf
uucntgcldlich angebotenen Banplatz am «aiserteiche dafelbst, beschlossenzur Ausfühnmg des Baues
eine Anleihe von 2,'i«»,000 Thlr. und veranlaßte!, eine Eoncurrenz für die Bauvrojeete. Ans der
Eoueurrenz ist der Baurath Naschdorf zu Eölu als Sieger hervorgcgaugeu und ist demfelbeu zugleich
die Leitung des Baues übertrage» werde».

Wir dürfe» »»»mehr der baldige» A»fführ»»g eines fowohl architellouisch schöne», wie
alle» Zwecke» entsprechende» Gebäudes i» herrlicher ^age e»tgege»sehen.

Unter so verä»derte» Umständen glaubten wir erwarten zu dürfen, daß die hohe Staats-
.regicruug n»s eiue» weit erheblichere» Zuschuß aus Staatsfonds zu dem vollständigen Neubau
würde gewähren, als dieselbe für einen Wiederaufbau au der altcu Stelle zugesagt hatte. Gemäß
Mittheilung des Hcrru Ministers des Innern vom 10. Augnst d. I. ist dies leider nicht der Fall;
hiernach soll der Zuschuß wie früher auf Höhe von nur 2!i,00«> Thlr. oder ruud 7<»,<»0<) Mart
normirt bleiben.

Wir erlauben uns Alleruutcrthänigst hiergegen an die Gnade Ew. Majestät zu appcllircn
und zur Begrüuduug unseres Allergrhorsamstcu Gesuches Folgendes anzuführen.

Indem wir den Beitrag von 2U.0UU Thlrn. znm Wiederaufbau des nördlichen Flügels
des alleil Schlosses bewilligten, durften wir hoffen, uns für alle Zeiten uuscr Stäudehaus gesichert
zu haben, wenngleich wir nicht Eigenthümer des Gebäudes wurdcu. Eigenthümer war ohne
Zweifel der Staat, aber damit zugleich Verwalter eines Gebäudes, woran wir mit einem großen
Beitrage uuö das Nutzungsrecht erworben hatten.

Wir glauben, daß es nur der Billigkeit entspricht, wenn der Staat uns nunmehr iu Be-
rücksichliguug unseres Nutzungsrechtes entschädigt uud daß es uicht ausreichend sein dürfte, wem»
derselbe uns annähernd nur diejenige Summe erstatten will, welche wir seiner Zeit zu dein Auf¬
bau beigetragen haben. Ganz abgesehen davon, daß mit solcher Summe heute bei weitem nicht
das Nämliche erreicht werden kann, uud daß auch der gleiche Beitrag der Stadt Düsseldorf haupt¬
sächlich in unserem Interesse votirt worden ist unter der Erwägung: „daß sie das größte Interesse
daran habe sich den Sitz der Stände zu erhaltcu," tauu die von den Ständen damals hingegebene
Summe uicht maßgebeud sein.

Der Staat hat das Gebäude uicht gegen Feuersgefahr versichert, iudem er bei allen
Staatsgcbäudcn Telbstvcrsicherer ist; wäre dasselbe versichert gewesen, würde er die BcrsicheruugS-
summe doch zum Wiederaufbau iu unserem Interesse zu vcrweuden oder dieselbe uns in Oemäßheit
unseres Nutzungsrechtes z» überweisen haben. Da er nn» die Versicherung unterlasse!,, so tritt
der Staat uns gegenüber gleichsam an Stelle der Versicherungsgesellschaft uud dürfte es der Bil-
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ligteit entsprechen, wcnil er uns eine Smnme gewährt, welche sich nach seiner Entlastung von dem
Wiederaufbau richtet. Als wir den Beschlußfaßten, den voraussichtlich theuren Neubau ans dem
uns von der Stadt Düsseldorf angebotenen Terrain aufzuführen, glaubten wir uuS in Erwägung
der vorstehenden Darlegung eines Staatsznfchusses von 150—200,000 Mark versichert halten zu
dürfen uud war diese bei uus wohlbegrüudeteHoffnung wesentlich mitbestimmend.

Es lounut als schwerwicgrudeSMoinent hium, daß der Platz und der Nest der Oebäulich'
leiten nunmehr dem Staate zur freien Verfügung anheimfallen.

Sicherem Vernehmen nach hat die Köuigl. Negierung den Werth des Bodens sowie der
noch vorhandenen Gcbäulichteitenabschätzen lassen nnd steht mit der Stadt Düsseldorfwegen Ueber
nähme in Unterhandlung. Diese Tare ist weit höher als der uus zugesagte Zuschußvou 70,000
Marl. Der Fistns würde daher durch deu Brand uoch Vortheile habe», während die Provinz
zu der großen Ausgabe vou 750,000 Marl für den Van des Ständehauses und weiterer l 50,000
Marl für die innere Einrichtung desselben übergehenmuß.

Nach obigen Gesichtspunktenuud uach dem Vorgänge der Stadt Düsseldorf,welche uns
einen wcrthvolleuBauplatz vou 1 Morgen Größe in schönster Lage unentgeltlichüberlassenbat,
wagen wir zu hoffeu, daß die hohe Staatöregierung deu zugesagten Beitrag entsprechend erhöhen
und uus iu den Stand setzen wird, die Provinz in etwa zu rutlasteu. Wir bitten Ew., Majestät
alleruuterthänigst, Ällerguädigstverfügen zn 'vollen, daß der Provinz ein solcher größerer Zuschuß
von der Staatsregieruug gewährt werden möge.

In tiefster Ehrfurcht ersterbe»

Ew. Majestät allernnterlhänigst treugehorsamste Vandtags-Marschall
nnd Stände der Nheinprov inz.

Anlage 12.

Düsseldorf den 9. September 1875.

Ueferat
des H'rm,inzl<ll Meru,<iltttn.qs-Matyi;

betreffendReglement zur Ueberleitungder Verwaltung des ^andarmenhausesin Trier
in die ständische Verwaltung.

Referent: Freiherr von Sole m a ch e r.

In der Plenarsitzungvom l!. September cr. wurde das Reglementzur Ueberleituugder
Verwaltung des ^andarmeuhauseöiu Trier iu die proviuzialstäudischc Vcrwaltuug nach der Vorlage
«»verändert, jedoch mit der Maßgabe augemmnueu,daß dasselbe erst iu Kraft treteu folle, nachdem
der Uebergangdes Eigenthums des Vaudarmeuhausesauf die Provinz erfolgt sein werde. Diese
zusätzlicheBedingung macht das In!raft!re!e» des Reglements au sich zur Unmöglichkeit, denn sie
ruft die Fragen hervor, wer ist Eigenthümer der Anstatt, wer ist competent und tann berufen
werden, die Eigenthumsfragezu entscheiden uud den Uebertrag zu bewirken.
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Nach den bisherigen Verhandlungen ist nur von einer Seite die Behauptung aufgestellt
worden, daß der RegierungsbezirkTrier oder die Gemeiudeu des Bezirks Eigenthümer seieu. Dies
ist jedoch, abgesehendavon, daß bisher für diese Behauptung keinerleiBewcismaterial beigebracht
und die Führung eines Beweises nicht versucht wordeu ist, uach der Stiftuugsurkunde, dein Kaiser^
lichen Dekrete vom 9. Oktober 181« nicht anzunehmen. Darin heißt es wörtlich: ,,^slinc,1sou,
l^mnsrunr ds« 1?ran«.'ai«, rni d'Itlllis sto.

^nn« «.von» orss et orsnn» nnr Is8 urs8snts8, dn,n8 1e8 l'ütiinsnt» st ds^sndanss«
ds 1'nnsisn snuvsnt d^s» tüllnnoin» 6s l'rsvsg, nn ds^ot ds nrsndioits rwur Is dspar-
tsinsnt ds In. ßnrro. Vn enn8s<iu«nss nun» «von» dssrsts st. dssiston« 1s« di8ns8itic>n8
8nivli,nts8:

H,rt. I. I^s» I^ntiinsnt» ds I'nnsisn snnvsnt ds» tülrnnsii^» ds ^'rsvs», dsnu.rtsmsnt
,1s Isl 3lirrs »srnnt d>8no»s8 »nn» dslni st ini» sn stnt ds rsssvoir trai» u «.nutrs csnt»
insndian» ds I'nn st, ds 1'n.ntrs »sxs; ü 1'stlst d <> s^nni, nun» sn ka,i»nn» 1»
oc»nos88ic>n st 1'nlinndnu, n,in»i c^ns ds »s» dsnirndanss» nonr sstts ds«-
tinntinu.

Nachdemim Art. 2 und ^ die Mittel zur ersten Einrichtung und zur Unterhaltung an
gegeben sind, auf die es hier uicht weiter autommt, bestimmtArt. 4 :

i>aur ^rsvsnir d'untnnt I», nrsndisits, ii »sra, k-ut sn nutrs sl^acins nnuse, »nr 1s»
ntlona^s» sjui »s dslivrsnt anx luiuitant» ds8 enminuns8 uns rs»si-vs d'nn dixisnis, dant 1s
nrodnit «sin, vsr»s dan8 In, s,lU88s du dsnot, stkormsrn. un tond» sominnn ds nrsvovnnss st ds
slmrits, ds»tins «>, nrnsursr nnx ^nnvrs» ds I'nn st ds I'nutrs »sxs, 8ur 1s« lrntmi»li,tinn» d>>
»s>trs inini»trs ds 1'Intsrisnr, ds8 »esour» st du trnvli.il dnn» 1s« ninrts»-»ni»on8, st sn sn»
d'sni'lsiuis, iussndis, ^rsls, innndntiou st nntrs» nssidsnt» iinnrsvu».

Seit dieser Zeit sind zwar mannigfacheVeränderungen in der Art der Benutzung, in den
Beiträgen durch Neguliruug der Gruudsteuer, in der Art und den Organen der Verwaltung
uameutlich nach der preußischenBesitzergreifungder französischen Departements eingetreten, die
jedoch auf die Eigeuthumsfragenicht von Belang erscheinen. Nach dem Stiftungsbriefc ist wohl an-
zunehmen, daß das Institut selbst Eorporntiousrechtehat und eine dritte Person, welche Eigenthums
rechte darau iu Auspruch uehmen tonnte, uicht vorhaudcu ist. Eiueu gesetzliche«Modus, wie dies
sx nt'lisio festgestellt werden könnte, gibt es aber'nicht, namentlichwürde der Provinzial-Lcmdtag
weder nach Lage der allgemeinenGesetzgebung noch auch durch irgend ein Specialgcsetz für berufe»
erachtet werde» tonnen, hierüber Entscheidung zu treffen, nnd damit die ordentliche» Berichte iu die
Prüfung der Eigenthnmsvcrhältnisfeüberhaupt eintreten können, ist es erforderlich,daß irgend Je¬
mand mit Aufprücheuhierauf hervortritt.

Aber selbst in diesem Falle wird nur Demjenigen gegenüber eine Entscheidung veranlaßt,
der mit Ansprüchenauf das Eigenthum hervorgetretenist.

Dem Provinzial-Landtageist nach dieser Sachlage in der Allerhöchsten Verordnung über
die Einrichtung uud Verwaltung des Laudarmcnwesensin der Nheinprovinzvom 2. Oktober 1871
bei Zusammenlegungder bisher bestandenen5 Bezirts-Landarmen-Verbändedamals anch nur die
Entscheidung über dcu Umfang nnd die Art der Benutzung des Landarmen^
Hauses in Trier für die Zwecke des Landarmenwesens für den Fall übertragen
worden, daß eine Vereinigung zwischen der Verwaltung des La ndarmenhauses und dem
Provinzial VcrwalUingSrathenicht erzielt wird.

Bezüglich der Staatsregiernug, als Rechtsnachfolgerdes französischen Kaiserreichs,hin¬
sichtlich der abgetretenenDepartements sei noch bemerkt, daß sie es gerade ist, welche den Ueber-
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gang des Laudarmenhauses in die provinzialständische Verwaltung angeregt und beantragt hat, daß
sie sonach eiueu Anspruch au die Stiftung nickt macht.

Nach diesen Darleguugeu beantragt der ProvinziabVerwaltuugsratl», den bei Feststellung
des Reglements in der Sitzung vom 3. d. Mts. gemachten Vorbehalt für erledigt zu nackten
daunt die Verwaltung übergehen und die damit erreichbare,, allseitige,, Vortbeile, dir iu dem
1',^ inf>,um-ili weiter entwickelt N'areu, in's Leben treten können.

Ver P> oniliMl-Vnwnlluilgs, lllh:
Wilhelm, Fürst zu Wied,

Entwurf
Anlage 13.

Wir Wilhelm ?e. verordnen auf Grund und zur Ausführung des Fischerei-Gesetzes vom
30. Mai 1«?4 (G. S. S. 19? ff.) für die Rbeinproviuz nach Anhörung des Provinzial-Laub'
tages, was folgt:

8- 1- (Zu z. 22,

Beim Fischsaug iu „icht geschlossenenGewässern finden folgende Vorschriften Anwendung: 3'f'" ' )
1. die Fischerei auf Fischbrut und Fiscksamen ist verboten;
2. Fische der nachbenannten Arten dürfen nicht gefangen werden, wenn fie, von der Kopf»

spitze bis znm Schwanzende geinessen, nicht mindestens folgende Länge haben:
Stör (^ei>»m,5!<'!' ^turin) ...............
Lachs (^lm, f-lnimo 8a>!ir)...............
Aal (^n^ulllu, vol^liri«)................
Hecht <Mnx Inein»).................
Karpfen (^ypi-i»« (,'ll,-^io)...............
Barbe (lillrdu« lkuvilltili«)...............
Blei sBrachsen, Brasse, ^dr^mi« Z,n,m»).........-
Lachsforelle (Meerforelle, Silberlacks, Strandlachs, Trump, «»Imn ^rntta)
Maifisch (Alse, (Aupin ^l<,«ll)..............
Finte (<ÜI,^»6n, !?int,ll) .................
Aland (Nerfling I<l>i« in?1ln>nt,i»).............
Schleiche ^lineg, vnl^n,ri«)
Makrele (Nase (^!iun<1rn«t,<)MH ^n,»u«) ...........
Münne (Döbel ft^ulliiu,« ^piiatu»)............
Forelle (Nl>,!masü,vi<>) ................
Asch (Aesche 'I'Iiymnün» v„!^l»ri«> .,...........
Karausche (<!llrn,88iu8vui^ari») :.....,.......
Plötze (Rotbauge l^eiioi^ous rutiluZ)............
Krebs .....................

150 Cmtr.

50 ..

30

20

15

10
16
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5). Fischbrüt nud Fischsaamen ingl. Fische der unter Ziffer 2 bezeichnetenArten, welche
daß daselbst vermerkte Maaß nicht erreichen, find, wenn sie lebend in die Gewalt des Fischers
fallen, sofort mit »er zu ihrer Erhaltung erforderlichenVorsicht wieder in das Wasser zn fetzen.

5. 2.
Vorbehaltlich der in tz. 27 des Fischereigesetzes zugestandenenAusnahmen dürfen Fisch-

brüt nnd Fischsaameuingl. Fische der im ß. l Ziffer 2 bezeichnete!. Arte« uutrr dem daselbst au-
gegebenen Maaße weder feilgeboten,noch vertauft, noch versandt werden, obue Unterschied ob sie
aus geschlossenenoder nicht geschlossenenGewässern gewonnensind.

(Zu Z. 22, tz. 3.
ZM« 2.) Geschlossene Gewässer sind einer Schonzeit nicht unterworfen. Alle nicht geschlossenen

Gewässer uuterliegen einer wöchentlichen uud einer jährlichen Zchonzeit,

Die wöchentliche Schonzeit erstreckt sich anf die Zeit vom Sonnabend Abend um 6 Uhr
bis zum Moutag Morgeu um l> Uhr.

Während der Dauer der wöchentliche» Schonzeit ist jede Art des Fischfanges in nicht
geschlossenenGewässern verboten.

8- 5.-
Die jährliche Schonzeit tritt entweder im Winter oder im Frühjahr ein und erstrecktsich

im Winter ans die Zeit vom 1.',. Oktober bis zum 15. Dezember und im Frühjabr auf die Zeit
vom 1. April bis znm l. Juni.

Ein uud dasselbe Gewässer soll nur eiuer jährlichen Sckouzeit uuterworfeu sei».

Die Friihjahrszcit findet Anwendung anf folgendeGewässer:
1. anf den Rhein, 2. auf die Mosel, 3. auf die Saar, 4. aus die Lippe.
Alle Nebengewässerdieser Flüsse, sowie alle übrige» nicht geschlossenen Gewässer der

Provinz unterliegen der Winterschonzeit.
8- 7-

Für die Dauer der jährliche» Schouzrit ist in den derselbennnterworsenm Strecke der
Gewässer jede Art des Fischfangesverboten,soweit nicht die nachfolgende Ausnahme ciutrit!.

Nach Herstellung ausreichender Tchonreviere ist die Bezirksregicrung ermächtigt, den
Betrieb der Fischerei in deu der Frühjahrsschouzcituutcrworfeuen Gewässern an drei Tagen jeder
in die Schonzeit fallenden Woche zu gestatten, soweit nicht dringende Rücksichten anf Erhaltung des
Fischbestandes entgegenstehen.

Zu Gunsteu des Fanges der Maisische und der Finten kann die BczirköRegirrnng unter
denselben Voraussetzungennoch weitergehendeAusnahmen gestatten.

Bei jeder ausnahmsweise!!Gestattuug ist jedoch die Verweuduug solcher an sich erlaubten
Fcmgmiltel auszuschließen, welche vorzugsweisegeeiguetsind, die junge Fischbrut zu zerstöre«.

Die nähere» Vorschrifteu hierüber sind eintretendenFalles im Wege der Polizei-Verord-
nung zu erlassen.

Der Betrieb der Fischereivermittelst ständiger Vorrichtungen (Wehre, Zäune, Selbstfänge
für Lachs und Aal, feststehendeNetzvorrichtnugeu, Sperrnetze ?e), ingleiche» vermittelst schwim¬
mender oder am Ufer oder Flußbette befestigteroder verankerterNetze, darf während wr jährlichen
Schonzeit in keinem Falle gestattet werden.
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Während der Dauer der in den 88- l und 6 vorgeschriebenen wöchentlichen und jähr»
lichcn Schonzeiten müssen die durch da« Fischereigesetz vom l',0. Mai 1«?4 nichl vcsciliglen stau-
digen Fischercivorrichlnngcniu nichl geschlossenen bewässern hinweggeräumt oder abgcstclllseiu,
(8- 28 d. Gesetze«,)

8, 9.

Die M 3 — ? finden auf den KrebSfaugkeine Anwendung. In der Zeit vom 1. De¬
zember bis zum 1. Mai ist der Faug von Krebseuiu allen nicht geschlosseuenGewässern verboten.
Mit Eiern verseheneMulterlrcbsc dürfen auch iu der Zeit vom I. Mai bis 1. August uicht
gefaugeu werden; gelangen Krebse während der augcorduetcu Schouzeilcu lebend m die Gewalt
des Fischer«, so sind dieselben mit der zu ihrer Erhaltung erforderlichenVorsicht sofort wieder iu
das Wasser zu setze».

8. IU.
Beim Fischfauge iu uicht geschlossenenGewässern ist verboten:
1. Die Anweuduug schädlicher oder cxplodirenderStoffe (giftiger Köder oder Mittel zur

Veläubung !oder Vernichtung der Fische, Sprengpatronen oder andere Sprrugmitlel u. s. w.)
(8- 21 des Gesetzes).

2. Die Anwendung von Mitteln zur Verwunduug der Fische, als: Falleu mit Schlag¬
federn, Gabel», Speere, Slechciscu, Stangen, Schicßwaffen u. s. w. — dagegen ist der Gebrauch
von Angeln gestattet.

!!. Das Znsauimcutreibcu der Fische durch Schlagen in das Nasser oder auf das Eis.
4. Das Aulocken uud Aufsuche» der Fische mittelst Auweuduugvon «cuchtcn oder Fackel».

8- 11-
Fischwehre, Fischzäuue und damit verbuudcuesogeuanuleSclbstfäugc für Vachs uud Aal

dürfen nicht neu angelegt werden, wo sie noch nicht vorhandcu siud.
Äercns besteheude Fischerei ^ Vorrichtungen dieser Art müssen beseiligl werden, sofern

nicht »m denselben eine auf dies besondere Fangmittel gerichtete Fischereibercchtignug vcrbuudeu ist.

8. 12.
Das Einhängen oder Einlegen von Neuseu, Körben oder Netzen in Mühlcngcriune oder

Wasserdurchlässe,an Schleuse», Wehre», Stau-Vorrichtungen oder Wasserfälleu für Zwecke des
Fischfangs ist Verbote».

8- 1^- ^u s- 22,
-l.'ach Ablanf von 2 Jahren vom Erlaß dieser Verordnung au gerechnetdürfen beim ^" ^^

Fischfangeiu uicht geschlossene», (bewässernvorbehaltlich der nachfolgende» Ausnahme leine Fang«
geräthe (Netze, Fangvorrichtungen uud Geflechte jeder Art uud Benennung) augeweudet werden,
deren Oeffnung oder Maschcu im nassen Zustande an jeder Seile (von Kuolcu zu Kuoleu) uicht
mindestens ciue Weite von 2,5 Emeter haben. Diese Vorschrift erstreckt fich auf alle Theile oder
Abtheilungender Fauggcräthe.

Die Bezirks Regierung ist ermächtigt Ausuahmeu vou dieser Vorschrift im Falle des Ae-
dnrf»ifses für bestimmteArten von Oanggera'thenzuzulassen.

8. 1-1-
Ohne Erlaubniß der Aufsichtsbehörde (8- 46 d. Gesetzes) dürfeu am Flußufer oder Fluß¬

bett befestigte oder verauterte Fifchereivorrichtungenoder schwimmende Netze sich niemals weiter,
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als über die Hälfte des Wasserlaufs in seiner Breite bei gewöhnlichem niedrigen Wasserstande vom
Ufer aus gemessen, erstrecken.

Mehrere derartige Fifcherci-Vorrichlnngen dürfen gleichzeitig anf derselben oder auf der
entgegengesetzten Uferscite nur in einer Entfernung von einander ausgeworfen oder angebracht sciu,
welche mindestens das Dreifache der Längcnansdehnnng des größten Netzes beträgt.

8- 15.

Der Betrieb der Fischerei iu schiffbare» Gewässern muß der Schifffahrl ».'eichen.
Feste oder schwimmende Fischcreivorrichlnngcn und alle sonstigen Fanggerälhe müssen so

aufgestellt und eingerichtet sein, daß die freie Fahrt der Schiffe nicht behindert würd.

8- 16.

Fuwiderhaudluugcu gcgeu die Vorschriften dieser Verordnnug werden insoweit dieselben nicht
den Slrafbestiminnngen des Fischereigefctzeövom .^0. Mai l«7>1 (88- 19 u. f. f.) unterliegen, mit
Geldstrafe bis zu 15« Mail Neichsmüuze oder Haft bestraft.

Zugleich ist anf Einziehung der bei der Ausübung der Fischerei verwandten unerlaubten
Fanggcrälhe zu erkennen.

8- 1?,

Alle auf deu Gegenstand dieser Verordnung bezüglichen, auf Gesetz oder Vctoronuug beru¬
henden Vorschriften treten, fowcil fie den Vorschriften dieser Verordnung cnlgegeusteyen,
außer Kraft.

Anlage 14.

Antrag
des H'l.ovinzial-Verwuitul«,,s-Flutl)s,

betreffend Remuneration für die Beamten der Rheinischen Regicrungs-Haupltasscn für Mitwirkung
bei den Kassengeschäften der Provinzial-Feuer-Societät.

Die Mitwirkung der Regicrungs Haupttasseu bei oeu Easseugeschäfleu der Provinzial-
Feuer-Soeietät ist in deren Allerhöchst gcnehmiglen Reglements -^ sowohl in dem 8. 95 vom
5. Iannar I83U, als in dem 8- 88 vom 1. September 1852 - vorgeschrieocn. Demgemäß hat
die Societät ein Recht ans diese Mitwirkung, und hat diese letztere seil dem Bestehen der So¬
cietät auch stallgefunden, ohne daß jemals dafür Beiträge zu den VerwallnngSloslen der Regierungs-
Haupttasseu beansprucht worden wären. Daß solches auch ursprüuglich uichl iuleutirl gewesen,
geht zur Genüge aus einer von dem Herrn OberPräsidcnlen von Bodelschwingh mit Genehmigung
der Königlichen Ministerien des Innern und der Finanzen erlassenen EassenInstrnelion vom
6. Mai 1610 hervor, in welcher derselbe die Haupttasseu als zu der Mitwirkung für das Pro-
vinzial-Iustilut ux ui't'j cio verpflich tc t bezeichnet uud uur iu billiger Berücksichtigung
der denselben dadurch erwachsenden Belästigung fich bereit erklärt, den mit der Buchführung
beauftragten Beamten eine Remuneration aus dem Soeictcits-Foudö zu erwirken.
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In Folge dieser Anregung ist zu jener Zeit diese Remnnerati on denn auch beschlossen
dieselbe seitdem in den Elals der Socielul vorgesehen, und durch das Königliche Oder Präsidium
an diejenigen Beamten, welche diese Geschäfte wahrgenommen haben, ans den Vorschlag der König
licheu Negierungen jährlich vertheilt toorden und zwar im Verhältniß des Versichcrnngscapilals in
den einzelnen .Rcgieruugsbezirteu,

Es war daher im hohe» Grade befremdend, als cie hohe Königliche Staatsregierung
Plötzlich im Oktober vorigen Jahres, — unter Aufgabe ihres bisherigen Standpunkts nud im
Widerspruch mit fast einer »«jährigen PrariS, - - einen Beilrag zn den lassen Verwaltnngstosten
von der Societät forderte, dagegen aber die Remuucratiouen au die betreffenden Regierungs Haupt-
lassen-Bcamtcn fernerhin nicht gewährt wissen wollte. — Auf Gruud eines Erlasses vom I I.
Oclober 18,!'i, betreffeud die Erhebung von Vcrwaltungskostenbeiträgen für die bei den Regieruugs.
Hauptkasseu der Rheiuproviuz verwaltete» Eommunal- und Iustiluten-Fonds, deanspruchteu die
hohcu Köuiglichcu Miuistcrieu desIuncru und der Finanzen in ihren, Erlaß vdiu 1. Oclober 187<
den jährlichen Beitrag der Societät sogar in Höhe von 2",„ der Einnahme, was einer jährlichen
Beisteuer vou ca. 15000 Thalern gleichkommt.

Selbstverständlich tounteu weder die Socictäts Direction noch der ProvinzialVerwallnugs-
rath sich verpflichtet erachten, diesen, so sehr das Interesse der Societät schädigende!,'Anforderungen
nachzulommeu. Dieselben hielten vielmehr in ihren Gegenvorstellungen den Standpunkt fest, das,
die Societät nach den Bestimmungen des Reglements ein wohlbcgründeleS Recht ans »nenlgeld-
lichc Verwallnng habe, welches in jahrelanger Praxis anerkannt und niemals vorher bestritlcn
worden sei; daß die Remnneration au die Beamten lediglich als eine ans Billigteitsgriinden
beruheudc, vou dem Herrn OberPräsioenten von Bodelschwingh ursprünglich angeregten Eulschä-
digung für die, diesen Beamten erwachsende Mehrarbeit anzuscheu sei, welche zur Höhe von
730 Thalern in den, Etat der Feucr^Socicläl aufgenommen, anch für diesen Zweck verwendet
werden dürfe.

Hierauf erwiederte,, die Minister des Innern uud der Finanzen in einen, am 8. Inni
d, I. au den Herrn Ober-Präsidenten gerichteten Erlaß:

„daß es bei dem bisherige,, Enlschädigungsbelrage, welchen die Rheinische Feuer-Societäl
für die Mitwirkung der RegicruugsHauptlassen bei den Kassengeschäften entrichtet hat, bis auf
Weitere« sein Bewenden beHallen könne, daß dieser Betrag jedoch nicht an die Regiernugschaupl
lassenAeamlen zn vertheilen, sondern zur Staatskasse zn vereinnahmen sei." ^

Obwohl nun der Provinzial^Verwallungsrath in dieser Entscheidnng erkannte, daß von
dem Verlangen eines Kostenbeitrages von 2«o der Ist-Einnahme abgesehen worden, so konnte er
sich doch nichl dazu verstehen, die ihm nunmehr zur Vcreinnahmung iu die Sla als lasse, anstatt
zur Rcmnucralion an die Beamten angesonnenc Auszahlung zn leisten; nnd zwar einmal, weil die
Verpflichtung zn einem Kostcnbeitrage überbaupt nicht anerlannl werden tann, diese Verpflichtung
jedoch durch Zahlung der 730 Thaler qu^i zugestanden worden wäre, uud zum Andern, weil
diese Summe "einzig uud allein zur Nemuncralion für die Beamten in den Etat der Feuer-Sociclät
Pro 1871/70 Tit. V. aufgenommen nnd vom Landtage bewilligt worden ist, daher auch »ur zu
diefcm Zwecke ausgezahlt werden darf. —

Prouiuzial Ver.valtuugsraih mußte deshalb nochmals vorstellig werden, uud au die hohe
Slaalsregieruug die Bitle richten, den Beamte» der RegicrungöHauptlassen auch forlau die bis-
herigc Remnneraliou belasten nnd die entgegenstehende Eutscheiduug demgemäß abändern zn wollen

Solches geschah am 8. August d. I. unter ausführlicher Darlegung aller für dic Bei¬
behaltung des bisherigen Verfahrens sprechenden Gründe.
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Wenn jedoch die Staatsregierung, welcher zweifellos vas Recht zusteht, ihren Beamten
die Aunahme irqend welcher, und so auch der in Frage stehenden Reimmeraüon z» untersagen, bei
ihrer Entscheidung beharren sollle, dann sieht nach ^!age der Hache der Provinzial Verwallnngö,
rath zn seinem Bedauern sich genölhigl, dem hohen Randlage den Wegfall der zn ^mnstcn der
Beamten so lange bestehenden Bestimmung zu empfehle» uud zu beantragen:

„Der Landtag woüe beschließe!,, das; in dem Falle die hohe Staalsregiermig
dabei beharre, die im Titel V des Elals der ProvinzialFener-Soeieläl pro 1874/7»)
für Remuneration der Negierungs-Hauptlassen Beamte» bcnnlligteu 73«) Thlr., oder
2l'.1(» Mark, ui6)t an diese Beamlcn feruerhi» «ertheile», sonder» zur Slaalslasje
vereinnahme» zu wolle», ^ dieser Belrag überhaupl nichl gezahlt, sondern als erspart
verrechnet werde.

Der PromuM! - VerwallunggNath:
Wilhelm, Fürst zu Wird.

Anlage 15,

Motive
zum Entwurf eines Reglements für die Zusammeulegmig der Fonds und der Verwaltung des

Provinzial Slraßenwesens i» der Rhei»provi»z.

Durch das besetz vom 8. Juli 1875 (88- 18, 1U, 20, 21, 22 und 23) ist den Pro-
vinziabVerbäudcu die Verwaltung und Unterhaltung der ausgebaute!« Staatsstraße» gleichzeitig mit
dem Eigeuthum au denselbeu uud alle» Rntznngcn und Perlinenzicn übertragen und zwar vom
1. Januar 1876 ab mit der Maßgabe, daß, soferu die erforderlichen administrative» uud lechüischen
Organe von den betreffenden Verbänden bis zum 1. Januar I87U uicht beschafft wcrdeu tonnten,
die Verwaltung der Ehcmffecn einstweilen, jedoch längstens bis zum 1. Jaunar t8?8 durch de»
Staat fortgeführt werde.

Inglcichen sind die der Staatsbauverwaltung »ach den gesetzlichenBestimmungen obliegen-
den Verpflichluuge» z»r Veitung der Reu- und Untrrhaltuugöbautcn hinsiehtlich der chaussirten oder
unchaussirten Straßen außer deu Staatsstraße» deu Provinzial-, bczw. EommnnalVerbäuden über¬
trage», sowie eudlich die der Staatsbau-Vcrwaltnug den Provinzial- und Bezircsstraßen gegenüber
obliegenden Vcrpftichtungc». Die Motive zn diesen Bestimmuugen betonen die Rolhwendigkeit,
daß die Veitung des Wegebaues iu einer Hand bleibe, von denselben Organen und »ach einhcil-
lichen Prinzipien erfolge, weil ein Dualismus in dieser Beziehung, abgesehen von der Aufwendung
von Mehrkosten, schädlich Wirte. Für die Folge ist demnach auch, da deu Provinzial Verbänden
die Uutcrstützuug des Gcmeindewegcbaueö auhcimfalleu soll, die techuischc Mitwirümg beim Ban
solcher (Hcmeindewegc, soweit sie bisher deu Staatsbeamten oblag, von den anzunehmenden tech¬
nischen Orgauen der Provinzial-Vcrbände zn leisten.

Für die Uebernahme der Verwaltung nnd U»tcrhallu»g der Staatschaussec» sind den
Provinzen Iahrcörentc» ausgesetzt, aus welchen auch die Kosten der Besoldung und Pensionirung
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des für die obere Veituug der Neu und Unterhaltungsbantcn, sowie für die Beaufsichtigungder
Chausseenueu anzustellendenbezw. schon Vorhandenen Bcamtenpersonals ,zn bestreiten sind

Bei Regelung der Art uud Weise, iu welcher die Ehausseevcrwaltungin der Rheinprovinz
hiernach zn gestalten sein wird, bedarf es einer geeigneten Verschmelzung der schon in der Provinz
bestehenden Einrichtungenmit der ins Leben zu rufenden Organisation uud namentlich einer Ver<
schmelznng des Bezirtsstraßeubauweseusder Provinz mit derselben,worauf die Gesetzes-Motive gauz
speziell hinweisen nnd dabei darlegen, daß die schon lange als dringendes Bedürfniß ancrtannte
Umgestaltung des Bezirtsstraßenwesens in der Rheinprovinz nur mit Rücksicht auf die jetzt
erfolgende Nebertraguug des Vegebanwesens an die Provinzial-Vcrwaltnng verschoben worden fei.

Der vorliegendeEntwurf zu einem Regulative soll die Verschmelzung der Straßenverwal-
tung in der Rheinprovinz bewirten, die Regeln bestimmen, wie Provinzialstraßen entstehen nnd
diese ibre Eigenschaft verlieren, welche Anforderungen an sie in technischer Beziehung zu stellen
sind, welcherOrganismus zu ihrer Verwaltung eingerichtet werden soll uud wie die fehlenden
Kosten auszubriuge»sind. Die Vorlage soll das dem Provinzialvcrbande zuertauute Selbstvrrwal-
tungsreebt in bestimmte formen bringen uud die Eompetenzen der einzelnenOrgane in großen
Zügen, soweit dies von vornherein erforderlichist, ordnen und dadurch wie §. 2,', des Dotations¬
gesetzes verlangt, die näheren Bestimmungen über die Verwaltung dieses Verwaltuugszweigestreffen.

Zu den einzelnenParagraphen der Vorlage ist Folgendes besondershervorzuheben.

Z" 5. 1.

Es werden die (Gründe,welche für die bereits wiederholt früher vorgeschlagen Zusammen«
leguug der Brzirlsstraßenfouds in den Motiven dieser Vorlagen und in den Anssckmßberichten
geltend gemachtworden sind, als bekannt vorausgesetztuud hier nur darauf verwiesen. Dieselben
treffen im Allgemeinen anck gegenwärtig noch zu und sind nur durch den Erlaß des Dotation«'
gesetzes ganz wesentlich verstärkt. Das DotationSgesetzverpflichtetzur Uebernahmedes Gesammt-
Straßeuweseus der Provinz, soweit es nicht bei den Gemeindenverbliebenist. Es verpflichtet ins¬
besondere zur Einrichtung einer Organisation der Verwaltung nud Unterhaltung der Straßen und
zur Gewährung von Beihülfen uud Prämieu zum Straßenban, sowie zur Uebernahmeder hiermit
iu Verbinduug stchendeu techuischeu Arbeite».

Bei dieser Sachlage ist cineötheils eine rechnungsmäßigeAuseiuaudcrhaltung der einzelneu
Fonds nnd der Einnahmen und Ausgaben derselben bei gemeinschaftlichen Organen für alle Fonds
und Zweige kann, zu ermöglichen, andcrntbeiw aber auch eine Ausgleichungder Lasten der einzelnen
Fonds, der nothwendigen Umlage zur Deckung ihrer Bedürfnissedadurchangezeigt, daß den Pflichieu
in. Einzelnen gemeinschaftliche Einnahme» in den beiden Provinzial-Rcntcn gegenüberstehenund
somit das Mittel znr Nivellirung der Lasten nicht blos gegeben ist, sondern cmch nach der Natur
der Sache zur Auwenduug gebracht werden muß, weil die Zuschüsse und Aufweudnngeuaus den
Renten sich doch immer nur nach dem Bedürfnisse richten können. Die Auscinanderhaltuug der
Verwaltnngswsten würde insbesondere äußerst mühevoll sein nnd eine Arbeit uud Schwierigkeit
neuer Art darstellen, dir bisher nicht einmal bestandenhat, indem die Staatsregierung für alle
übertrageneu Wegcvcrwaltuugszweigrdie Verwaltungsorgane gleichmäßig stellte und daher in dieser
Beziehung nicht zn unterscheiden brauchte, welcher Kostenantheil anf den einen oder andern Ver-
waltungölheil entfällt. Es erscheint daher zweckmäßig,alle für das Straßeuwesen bestehenden
Fonds zusammenzulegennnd alle Pflichten für Rechnungdieser Fonds durch gemeinsame Organe
W üben, wonach es künftig einer Uu«e,scheiduug der Straßen anch nicht mehr bedarf, fondern
lediglich die BezeichnungProvinzialstraße ausreicht.
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Zu 8. 2.
Dies« Paragraph disponirt ganz in der früher vorgeschlagenenWeise über die Art, wie

Provinzialstrnßen entstehen und diese ihre Eigenschaftwieder verlieren könne». Die Entscheidung
ist dein Provinzial Randlage vorbehalten, weil es sich hierbei in jedem einzelnenFalle um Ueber¬
nahme einer ueucu Vast bezw. nm Abwälzung einer selchen handelt nnd die Bestimmung hierüber
ein Ansslnß des Etalsfeststellnngsrcchtesist. Abweichendvon der früheren Vorlage ist hier nur
der Vorbebalt der Oenehmignngder Aufgabe einer Provinzialstraße durch den Oberpräsidentenbei
behalten, soweit es sich nm bisherigeStaatsstraßen handelt, im Uebrigen aber fortgelassen, nachdem
das Dotatiousgesetz auf eine derartige Beschränkungder Äeschlnßfassnng des Provinzial Landtages
verzichtet bat.

Zu ij„ 3.
Dieser Paragraph stellt in ähnlicher Weise wie die früher dem Drovinziali'audtage

gemachte Vorlage die Anforderung an Proviuzialstraßeu in technischerHinsicht fest. Dabei ist nur
das Metermaas; au Stelle des früher geltende»Maaßsyslems zur Anwendung gebracht und um
möglichst ganze Zahlen in Meter zn erhalten, sind andere Verhältnißzahlen gewählt, welche die
Anforderungenan sich niebt wesentlich veräuderu.

Zu 8. 4.
Daß zunächst nicht daran gedacht werden kann, die geltenden Aestimimmge» für die

Staatsstraßen aufzugeben, ohne daß in eine genaue und eingebende Prüfnng eingetreten wird, ist
selbstverständlich,daher die hier vorgeseheneBestimmung geboten. Nur die Beibehaltung der
Ehansseegeldcrhebnngans den Äezirlsstraßen erscheint unzweckmäßig, nachdem dir Staatsregierung
bereits die Aufhebuugdieser Abgabe für die Staatsstraßen bewirkt hat und die Straßen künftig
zusammenverwaltet werden sollen. Für Beibehaltung des Ehansseegeldrsans den Bezirtsstraßen
sind Momente nach diese»! Vorgänge »icht mehr aufzufinden. Dagegen würden die Bewohner in
liegenden, die nnr Bezirtsstraßen habe», nnr zn gerechten tÄrnnd zu Beschwerde»uud Älagen über
Beeiulrächliauug habeu, wrun sie iu gleicherWeise wie die übrige» z» de» allgemeinenBeiträgen
herangezoge»werde», aber die besondere ^haxsseebenntznngsgebnhrfortbezahle»muffe», wäbre»d die
Bewohner solcher (legenden, die durch Staatsstraße» durchzöge»sind, vo» dieser O?bühr befreit
worden sind.

Zu 8. 5>.
Die Uebernahmeder Ttraßenverwaltnug zum I. Januar 1.^?«; erscheint mit Rücksicht auf

die Stürze der Zeit znr Vorbereitung des Eintritts i» die Perwallimg von zu erhebliche» Schwierig-
keile» begleitet »nd die übereilte Uebernahme ohne gehörige Organisation so unzweckmäßig, inSbe-
sondere auch mit Rücksicht auf die uumitlelbar »ach der Uebernahme bevorstehende Finalabrechnnng
der Chansseebanverwaltnngdes laufenden Jahres, daß es angemessen erscheint, von der Bestimmung
im 8- 2!! des Dolalionsgesetzes jedenfalls Oebranch zn mache», «ach welcher die Verwaltung
der Chausseeneinstweilen,jedoch läugsleus bis zum I. Januar Itt?« durch den Staat für Nechnnug
der Proviuzen fortgeführt werden foll, soser» die erforderliche» administrativen und technischen
Organe bis ,znm l, Januar 187<i nicht beschafft werden können. Andererseits erscheint es zweck¬
mäßig und dringlich, die Uebernahmedes Straßenwesens nickt nnnöthiger Weise lange anstehen zn
lassen, da nickt anzuuehmeu,daß die Organe des Staates diesen Verwaltnngszweig, dessen Ueber»
gang in die Provinzial Verwaltung in sichererAussichtsteht, trotz alles Pflichtgefühls des Preußi¬
sche« Beamten, mil besonderer viebe weiter führen werden. Es erscheint daher augemessen, den
Proviuzial-Verwalluugsrath zur Uebernahmein einem näher zu vereinbarendenTermin und zwar,
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Wo möglich innerhalb des Jahres 1«7tt zu ermächtigen. Voraussichtlich wird die Uebernahme ohne
Schwierigkeiten schon am l. Juli t, I. stattfinden tonnen.

Die Uebernahme macht die Anstellung einer Anzahl ^'otal Wegban-Inspeetoren neben der

Anstellung der nöthige» technischenBeamten bei der Zentralstelle nothwendig. In Hannover, auf
dessen Organisation das Ministerium bezüglich der Straßcnverwaltnug besonders hingewiesen' hat
sind 12 solcher Inspeetoren angestellt, so das? auf Jeden durchschnittlich»ach den vorhandenen Straßen-
strecken Ü^/2 Meilen chaussirter und unchaussirtcr Wege und darunter ea. l5 Meilen der erstere»
Art kommen, (5s muß hiernach augeuommcu ,vrrden, das; auch in der Rheinprovinz ca. 5,0 bis
«>0 Meilen Straßen durch eiueu Vezirtsbcantten uebeu der Besorgung der bantechnischen Arbeiten
der in den, Bezirke bclcgenen Proviuzial-Institute verwaltet werden können. Um die „öchiae
Garantie in der technischen Vorbildung der Beamten zu haben, wird es geboten erscheinen niir
solche Beamte als Äezirts-Technitcr anzunehmen, welche nach den Anforderungen des Staates als
Baumeister ausgebildet sind.

Die übrigen Bestimmungen dieses Paragraphen sind zum größten Theile mit den Be¬
stimmungen für die Beamten der übrigen Provi»;ial-Verwaltungsz,veigc gleichlautend und bedürfen
einer besonderen Erläuterung nicht mehr.

Z« 5- N.

Das Recht des Landtags zur Feststellung des Etats führt selbstverständlich das Recht der
Festsetzung der Verwendungen für den Wegebau mit sich, sowie das Recht der spezielle»Äewilliauug
für einzelne Zwecke, soweit sie in den Vorlagen behandelt werden können. Weiterhin wird es'zur
Aufgabe des Provinzial-Verwnltnngsralhes gehören müssen, im Einzelnen die Bewilligung von
Neubau uud Unterhaltungskosten nach dem Bedürfnisse beschließenzu können, weil dies eine eigent¬
liche Verwaltungsthäligteit darstellt nnd hierzu die eingehendsten allseitigen Erhebungen erforderlich
erscheinen, andererseits aber, weil die Bedürfnisse vielfach dringlicher Ratnr sind, und ei» läügerer
A»fsch»b bis zum Zusammentritt des nächsten Proviuzial Landtages nnthunlich erscheint. Daß die
vor Erlaß des Dotationsgesetzes von der Staatsregierung bereits zugesagten Bewilligungen berück^
sichtigt werden sollen, bedarf einer weiteren Begründung nicht. Darüber hinaus wird aber nur
das Bedürfniß des Verkehrs nnd das Bedürfniß für die einzelnen Straßen naturgemäß entscheidend
sein können.

Zu 8- ?-

Der Wichtigkeit der Vertheilnng der Beihülfen zum Wegebau entspricht die Vorschrift
daß auch der Provinzial Landtag hierüber nachträglich und eingehend iuformirt werde» muß- die
Bestimmung ist gleichzeitig eine Ausgleichung der Bestimmung des vorhergehende,, 8. i» den Com-
Petenzveruältnisscn. ,

Zu 8- 8.

Die Bestimmungen dieses Paragraphen hängen innerlich zusammen mil den Motiven zum
8- 1. Daß die Aedarfssumme über die Verwcuduug der Renten für die Staatsstraßen Ber>oaltuna
hinaus, soweit sie nicht ans der Provinzial-Rcute gemäß den §8- 1 und ^ des Gesetzes disponibel
gestellt werde» kann, nach dem Maßstabe aufgebracht wird, welcher für die Bedürfnisse der Provinz
für andere Zwecke geltend ist, erschein! nicht blos der Einfachheit halber zweckmäßig, sondern auch
billig uud geradezu gebolen, weil sonst a»f eine mi»utiöse Weise anseinandrrgehalten werben müßte,
welche Quote stets für einen Vcrwaltnngszweig ans der Rente entnommen „nd welche Restquoten
nach verschiedenen VerlheiluugsmaMben nniznlegen sind. Angemessen erscheint es dabei und auch
dem Vorgange bei der Znsammenlegiiug der früberen landarmen Verbände entsprechend, den ein-

17



zelnen bisherigen Bezirtsstraßen^Verbäudei!ihre augesammelteuBestände und beziehungsweiseihre
Schulden zu Gunsten resp, zu tasten aufzurechnen.

Die Belastung der Provinzen über 25°/,, der direktenStaalssteueru ist in der für die
östlichen Provinzeil geltendenProvinzial-Orouung an die Genehmigung des Ministers des Innern
und des Finanzmimsters geknüpft; es erscheint daher geboten,diesen durch die Gesetzgebung bereits
festgestellte» Maaßstab auch hier anzunehmen.

Zu ß, !'.

Die ständische Hauptkasse wird die Eentralverwaltnng des Fonds führen, zur Erledigung
der Geschäfteim Einzelnen aber die Mitwirkung von ^okalkasseu uicht entbehren können, die nöthigen
Einrichtungen derselben event, durch Vereinbarurg uüt Gemeinoe und Staatskassen Neubauten wird
als , Gegenstand der Verwaltn»/! sachgemäßdem Provi»zial-Verwaltu»gsrath überlassen werden
müssen.

Zu 8- '0
findet sich Besonderes uicht zu erinnern. '

Zu 8 11.

Bei den frühereu Vorlasse» über die Züsammleguug der Bezirksstraßeufouds ist der
für den Kreis Wetzlar durch das Regulativ vom 17. September 1855» eingesetzteBezirtsstraßen-
fonds von der Verschmelzung mit dem Provinzial-Straßenfonds ausgeschlossen worden, da in diesem
iireise ein Bezirks Straßeufonds im Sinne jenes Reglements thatsächlich nicht zur Existenzgelangt,
vielmehr von der ,^reisvertretung bezüglich des Straßenbauwcsens eine abweichende, jedoch dem Be¬
dürfnisse zur Zeit ausreichende entsprechende Einrichtung getroffen ist. Das Dotationsgesetznnd
gegenwärtigesRegulativ finden nun auf den Kreis Wetzlar bezüglich der Staats straßen-Nnterhaltnng
nnd der Gewährung von Beihülfen und Prämien für Wegebau gleichmäßig,wie auf die andern
Kreise Anwendung, Zweifelhaft ist zur Zeit mir, ob der Straßenbau- und der Fonds des
Kreises bei seiner Eigcnartigteit mich hier in dir Zusammenlegungder Fonds einbegriffenwerden
sollen uuo ob dies von der Kreisvertretnng gewünscht wird. Dies muß besonderer Negnlirnng nnd
Verhandlung daher vorbehalten bleiben und bis dahin aber auch Billigkeit gegenüberdem Kreise
bezüglichder Straßcubeiträge dahin geübt werden, daß der Kreis von den Straßrnbaubeiträgeu
nach 8- ^ befreit bleibt.

Zu ß. 12.

Das Reglement muß iu Kraft treten, sobald es die Genehmigungder Nessort-Miuister^
welche im Dotatiousgcsetzevorbehalten ist, erhalten hat, damit die Vorbereitung der Uebernahme
der Verwaltung des Straßenwesens auf Grnud desselben ungesäumt stattfinden tan».

Die Fortführung der Verwaltung der Straßen dnrch dir Staatsorgane bis zu diesem
Zeitpunkteist gesetzlichzulässig uud für die Uebergangsperiodegeboten.
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Anlage 16.

Regulativ

e

betreffend die Vereinigung der i» der Rheinprovm; bestehende!, Bezirlsstraßenfouds und der Fonds
znr llnlcrhalluug der Staatsstraße,, zu Einem Proviuzialstraßenfonds.

^. 1.

Die seither nach dem revidirten Reglement vom 15. September !855 verwalteten Bezirls¬
straßenfouds der Rheiuproviuz, sowie die nach dem Gesetze über die Dotation "der Proviuzial- und
Krcisverbändc vom 8. Juli 1875 für die Verwaltung und Unterhaltung der Staatschaussecn ein-
schließlichder Kosten der Besoldung und Peusiouiruug des für die obere Leitung der Neu- und Unter
Haltungsbauten, sowie für die Beaufsichtigung der Ehaussceu um anzustellende!,, beziehuugsweis,
schon vorhandenen Beamtenpersonals gewährten Fonds werden vom 1, Januar l«?<! ab, mil
Attivis und Passivis, unter der in t?. « Aliuea 3 dieses Regulativs vorgesehenen Einschränkung
zu einem Proviuzialstraßcufouds vereinigt. In diese Fonds fließen auch die von den Proviuzial-
straßcn aufkommenden Rutzmlgen.

Von demselben Zeitpuuttc ab erfolgt die Unterhaltung
1) dcrjeuigeu Straßen, welche bisher für Rechnung der Bezirksstraßenfonds uulerhaltcn

worden sind;
2) derjenigen, welche die Provinz zufolge des Dotationögesctzes zu unterhalten hat;
IN der Reu- und Umbau solcher Straßeu;
,l) die Gewähruug von Beihülfe» und Prämieu zum ^traßcuba» iu der Proviuz,

einschließlich der dem Staate bisher obliegendenLeitung der Reu- uud Unterhaltung«,
bauten hinsichtlich der chanssirten uud uuchaussirteu Straßeu außer den Staatsstraßen

für Rechuung der Provinz aus dem Proviuzialstraßcufouds.
Die von der Provinz zur Unterhalt»»« übernommenen Straßen heiße» fortan Proviu-

zialstraßc».

Die Aufnahme einer Kuuststraße unter die Zahl der Provinzialstraßeu erfolgt durch Be¬
schluß des Provinzial-Vandtags.

In gleicher Weise tan» die Eigenschaft einer Provinzialstraße wieder aufgehoben werden,
bei den bishige» Staatsstraßen jedoch nur mit Genehmigung des Oberpräsideuteu.

Dauert das Bedürfniß znr Erhaltnng der aus der Zahl der Provinzialstraßen ausgc-
schiedcucu Wege oder einzelner Theile derselben für den öffentlichen Verkehr fort, so tritt die
gewöhnliche Wegcbaulast nach den hierüber bestehenden allgemeinen nud besonderen Bestimmungen
wieder ein.

5 3.

Die Provinzialstraßen erhalte» der Regel nach eine Breite von ?,5 Meter, ausschließlich
der Gräben, uud eiue Befestigungsdccke vou 5 Meter Breite. Die Steigungen derselben dürfen
nicht mehr als 50 Ecntimeter auf 10 Meter ^«äuge betragen nnd müssen bei längeren Höhcnzügen
auf je -W0 Meter -.'äuge nm einen Theil dieses Marimums bis zu 10 Ecntimetcr vermindert werden.

Abweichungen hiervon tonnen unr unter außergewöhnlichen Umstände» durch Beschluß des
Provinzial Landtages zngelasfeu werden.

17'
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Auf die Provinzialstraßcn finden alle gesetzlichenVorschriften Anwendung, welche für die
Staatsstraßen der Provinz bestehen.

Die Erhebung von Chausseegeld findet vom l. Januar 1870 ab auf den sännnllichcn
Proviuzialstraßen nicht mehr statt.

8- 5.

Die Verwaltung der Proviuzialstraßenfonds geht am l. Iannar !«?<!, die Verwaltung
der Straßen- und Wcgebanangelegcnheiten ail einem von der Staalsregiening und dem Provinzial-
Verwallungsrath näher ;n vereiubareude« Zeilpnntle, womöglich innerhalb des wahres !8?0 an
den Provin;ial Vcrwaltnngsrath und sciue Organe über und erfolgt nach Maßgabe der für die.
selbe erlasseneu Geschäfts-Instrnctioncn. Behufs örtlicher oberer Leitung nnd Verwaltung des
Straßeuweseus wird die Proviu; nutcr möglichster Berücksichtiguug der Kreis-Eiulheiluug derart in
Inspcctions-Bezirlc getheilt, daß der Regel nach 50 bis <>0 Straßemucileu auf einen Fnspeciions
Bezirk lommcn. Den Inspeetions-Bezirteu werden technische Beamte vorgestellt, welche nach den
Aufordernngen des Staates als Baumeister ausgebildet siud. Dieselben werden gleichzeitig mil der
bautechuischeu Beanfsichtiguug und Verwaltung der in dem betreffenden Bezirke befindlichen Pvo-
vinzial ^nsiilnte beauftragt.

Die Stellen der für die Wahrnehmung der Straßen Verwaltung erforderlichen Beamten
werden »ach Zahl, Diensteinnahme nnd Art der Besetzung (auf Lebenszeit, Zeit oder Kündigung)
auf Vorschlag des Provi»;ial'Verwaltungsraths dnrch den HanshaltsEtat bestimmt.

Die Besetzung der Stelleil erfolgt durch den Provinzial-Verwaltungsrath auf Vorschlag
des Landes-Dircctors, beziehungsweise dnrch Letzteren in Gemäßheit der Geschäftsordnung silr den
Provin^al. Vcrwaltnngsrath nnd den LandesHireelor. Ingleichen werden die Ehansscewärter
angestellt.

Für die Pensioniruug der Beamten gelten die Bestinimnngeu des Pensious-Reglenients für
die provinzialsländischen Beamten.

Die Beamten werden von dem Landes-Direclor oder einem von ihn, hierzu bcanftragten
anderen Beamten in ihre Aemter eingeführt uud ucreidel. Sie erhallen ihre GeschäftöInstrnctiouen
durch den Provinzial-Verwaltuugsrath.

Hinsichtlich der Dienstvergehen der Beamten und dercu Bestrafung findet das Gesetz über
die Dienstvergehen der nicht richterlichen Beamten vom 21. Juli 1852 Anwendung. Bis zur
gesetzlichenanderweiteu Regelung der DiscipliuarBcfuguissc der ständischen Behörden ist den Be-
amten die vertragsmäßige Verpflichtung aufzuerlegen, sich für den Fall der Verletzung der Dienste
pflichten die Festsetzung von Geldbußen bis zu 30 Mark sciteus des Proviuzial Vcrwallnngsraths
uud Landcs-Directors und bis zu U Mart seitens der WegebamInspeetoren uud die Einbehaltung
olcher Geldbußen von dem Gehalte gefallen zu lasse».

Der Gesammtbctrag der jährlichen Verwendungen für die im 8- 1 bezeichneten Zwecke
wird vom Provinzial-Landtage mittelst des Finauz>Etatö bestimmt.

' Innerhalb dieses Ocsammlbetrages erfolgt die Bewilligung der Neubau- uud Unter-
haltungstosteu, beziehungsweise der Beihülfe» nnd Prämien an die einzelnen Gcmciudeu uud Cor-
poratioucn, sofern der Proviuzial-Landtag nicht einzelne bestimmte Bewüliguugeu selbst beschließt,
durch den Proviuzial-Verwaltuugsrath uutcr Berücksichtigung der von der Staatsbehörde vov
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Erlaß des DotaliouSGesetzes ertheilten Zusagen von Zuschüssen und Prämien, sowie nach dem
Bedürfnisse des Verkehrs, beziehungsweise für die einzelne!, Proviuzialstraßen nach Maßgabe des
Bedarfs.

8- ?-

Ueber die sämmtlichen in einer Etatsperiode aus den Provinzialstraßen-Fonds gewährten
Beihülfen und Prämien zum Straßenbau hat der Provinzial-VerwaltiingSralh den, Provinziab
Landlage eine Nebersicht vorznlegcu, welche den Fortschritt des VaneS und die Aufwendungen resp.
Leistungen der Gemeiudcu neben den Zuschüssen aus deu Proviuzial Foude, ersichtlich macht.

Die Koste» der Erfüllung der Verpflichtungen der Provinz im Straßenweseu <5. I)
werden zunächst aus deu Einnahmen des Fonds bestritteu. So>veit diese Eiunahmen nicht zu
reichend sind und auch eine ausreichende Quote der nach ^. l des Gesetzes vom «. ^nli l8?5
gewährten Proviuzial Dotations-Nente zur Fürsorge für den Neubau von ehaussirtcn Wegen und
Unterstützung des Gemeinde uud KreiSwcgebaueS niebt verfügbar ist, wird die BedarfSsnmme nach
Maßgabe der dirrctcn Staatssteuern uud zwar »ach der Grund-, Gebäude-, Klassen, elassisieirlen
Eintommen nud Gewerbe Steuer, jedoch mit Ausschluß der Steuer von dem GewerbeBetried im
Umherziehe» auf die Kreise uud Gemeiudm vertheilt uud letzteren die Aufbringung durch Aufnahme
in den Gemeinde HaushaltS'Etat überlassen.

Die am 1. Januar 1870 vorhaudeueu ttapitalbestäude und Uebcrschüsse der einzelnen
Bezirlsstraßenfonds, beziehungsweise die Schulden derselben verbleiben den Kreisen nud Gemeinden
des betreffcudeu Bezirks dergestalt zur Eutlaftuug beziehungsweise zur Last, daß die Bestände uud
Zinsen der etwa beibehaltenen Kapitalien dem betreffenden Bezirke anf die Umlage anfzurechueu,
die znr Verzinsung nnd innerhalb 10 Jahren zu bewirtenden Amortisation der Schulde» erfordcr-
lichcn Sulmnen dagegen der Umlage zuzusetzensind.

Eine Belastung der Provinz für Straßen nud andere Zwecke der Verwaltung über 25°/«
der gefammtcu dircclcu StaalSstcueru uulerliegl der Genehmigung der Minister des Innern nud
der Finanzen.

8. "-

Die für die Verwaltung des ProviuzialstraßeufoudS, insbesondere auch die für das Eassen-
und Rechnungswesen bei deu Lolalstettcn erforderlichen Einrichtungen werden d^irch den Provinzial-
Verwalt migsrath getroffen.

Die Eeutralverwaltuug der FoudS erfolgt durch die proviuzialständische Haupltasfc nach
dem für dieselbe erlassenen Eassen-Neglemcut.

l?. 10.

Ueber die Eiunahmen und Ausgaben des StraßcufoudS ist eine jedes Kalenderjahr um.
fasfeudcNechmmg »ach deu bestehendenVorschriften durch die Eeutrattassc zu legen, vom Provinzial.
Vcrwaltuugsrathe vorznrevidiren nnd dem Provinzial^andtage zur Schlußprüfuug und Decharge
vorzulegen.

Die Uebernahme der Krcisstraßen des Kreises Wctzlar auf deu Proviuzialstraßeufouds
bleibt tüustiger Regnlirnug vorbehalten. Bis zur Uebernahme werden die Gemeinde» des Kreises
Wetzlar vo» der im t?. « vorgesehenen Umlage zum Provinzialstraßrufonds befreit.
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!. 12.

Gegenwärliges Reglement tritt mit dem Tage der Genehmigung der Nessort-Minister
mit der Maßgabe in Kraft, daß die Straßen Verwaltung der Provinz bis zu dem in tz. 5 ange¬
gebenen Zeitpunktedes Ucbergangesin die provinzialstäudische Vcrwaltnug durch die Organe der
SlaatsVerwaltung in bisheriger Weise fortgeführt wird.

Ais zur Aufstellungneuer Straßeu-UulcrhaltuugöMats :c. bleiben die bestehenden Etats
in Kraft.

Für die behufs Ncbcruahmc der Verwaltung des Slraßcnwcsens anzustellende»oberen
Beamten zur örtlichenTeilung uud Verwaltung der Straßen-Angelegenheileuwird ein besonderer
Besoldungs-Elat aufgestellt.

Anlage 1?. > Düsseldorf, den 8. September l8?5.

ericht
betreffend den Erlaß eines Rcglemenls für Gewährung von Entschädigungfür polizeilich angeordnete

Tödlung rotztranter Pferde nnd lungenkrankenRindvieh's in der Rheinprovinz.

In Folge Veranlassuug des Herrn Vandtags-Eommissarsbeehrt sich der Proviuzial Ver«
waltuugsralh dcu ihm Seitens der Staatsrcgieruug mitgetheiltenEulwurf eiues Reglements zur
Aueführung der Vorschriftenim H. <i<» des Gesetzes vom 25. Iuui ^875, betreffend die Abwehr
und Unterdrückungvon Viehseuchen zur Prüfung nnd Beschlußfassungin der Anlage vorzulegen.

Der Proviuzial-VerwaltungSrath stimmt dem Entwurf im Atlgemeiueu zu und hat nur im
Einzelnen folgendeAeuderuugeusich vorzuschlagen erlaubt.

Zunächst dürfte der Ueberschrift folgende Fassung zu gebeu sein:
„Rcglemcut über Gewährung von Entschädigung für polizeilich augeorduete Tödlung

rotztranlcr Pferde und lungenkrankenRindviehs in der Rheiuproviu; zur Äusführuug der Vor¬
schriften im H. 60 des Gesetzes vom 25. Juni 1875, betreffend die Abwehr nud Untcrdrücknug
von Viehseuche»."

Diese Bezeichnung des Reglements dürfte dem Publikum sogleich besser den Inhalt des
Reglements in kurzen Worten vorführen, und auch die Annahme ausschließe», als ob das Gesetz
vom 25. Juni er. nur für die Rheinprovinz gegeben sei.

llä 2.

Als Entschädigung wird ack 1 für rotztraute Pferde die Hälfte uud <lck 2 für lungen¬
krankes Rindvieh vier Fünftel des ermittelten 'gemeinen Werthes vorgeschlagen, also die nach
dem Gesetze zulässige höchste Entschädigung, weil es angemessenerschien, dem Beschädigtenbei der
zwangsweise»Assekuranz, die möglicherWeise eine andere Versicherungausschließt,eine möglichst
»olle Entschädigungzu Theil werden zu lasse», soweit polizeiliche Rücksichten nicht cntgegeustehru.
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uc! 4.

Bei Nr. 2 dürfte der Wortlaut des 8- ^ aufzuführensein, uiu dein Leser sogleichzu
zeige», uiu welche Bestimmung es fiel» wandelt,wenn er das Gesetz nicht zur Hand hat. Dem
Reglemcut dürfte hier folgende Fassung zu geben sein:

„2. wenn Thiere, welche bestimmte«Verkehrs oder Nutznngsbcschräukuugenoder der Ab-
sperrung unterworfen sind, iu verbotwidriger Benutzung oder außerhalb der ihueu zugewiesenen
Räumlichkeit,oder au Ortcu, zu welchen ihnen der Zutritt verboten ist, betroffen werden" iß. 23
des Gesetzes vom 25. Inni 1875) oder wenn :c.

Die einfache Abgabe für jedes Pferd wird ans 10 Pfg. zu normiren sein und die einsacke
Abgabe für jedes Stück Rindvieh ans 5 Pfennige, denn es erscheint einestheils bei dem Mangel
ausreichender Erfahrungtu zweckmäßig, die einfache Abgabe für die Berechnung nnd Erhebung
Möglichst abgerundet nnd bequem festzustellen, andrerseits sie mit Rücksicht auf die vorgeschriebene
Erhebung nach dem Bedürfnisse, und die Möglichkeit sie iu einem Jahre mehrfach zu erheben,
uicht zu hoch zu bemessen.

lld 8. '

Bon der Abgabe sollen befreit bleiben, die Besitzersolcher Thiere, welche der Militair-
Verwaltung oder dem preußischenStaate gehören; daß die Offizierspferde hierunter nicht zu
rechne« find, welche Privatbesitz siud, habeu wir nach dem Wortlaute des Entwurfs zwar ange-
nommcu, nus aber durch die Einholung der Erklärung des Ressortministers in der Meinung
bestärken lassen, daß die Privatpfcrde der Offiziere zur Abgabe herauzuzieheu,aber auch iu dein
Falle der Tödtung auf polizeilicheAnorduuug bei constatirtcr Rotzkrankheituach der Norm des
Reglements zu vergüten sind.

aci 9.

Die Marunalhöhc der beiden Reservefondsdürfte auf 2N0MN M. auznnehmensein, um
im Falle nmfaugreichercuAuftreteus der Krankheiten uud euergiscken Uuterdrückungsmaßuahmen
durch Tödtung bereite Mittel zur sofortige»Entschädigungzu haben.

aä 10.

Iu diesem Paragraphen dürften die Worte von „welcher die Genehmigung" bis zum
zweitenAliura „Ihre Erhebung" ganz zu streichen sein, weil in dem §. 9 des Regulativs für die
Organisation der Verwaltung des provinzialständischcu Vermögens vom 27. September 1871 die
ständische Verwaltung bereits gesetzlich geregelt ist und somit ein genügenderAnlaß zu Separat-
bestimmuugeu iu eiuem Ausführuugörcglcmcntnicht ersichtlich ist.

Die mehrmaligeAusschreibungder einfachen Abgabe in einem nnd demselben Kalenderjahr
an den Provinzial Landtag zn verweisen, erschien unzweckmäßig, nachdem der Landtagzur Feststellung
der Eiuheitsabgabeuud zur Rormiruug des Marimal Reservefonds berufen, andererseits die Aus¬
schreibung nach den, Gesetze vom 25. Juni cr. und uach Bedürfniß statthaft ist. Eine Nothwew
bigteit zur weitereu Beschränkungdes Provinzial Verwaltnngsrathes scheint somit nicht geboten und
die Berufung des Landtages zur Festfetzuugder mehrmaligenAbgabe andererseits zu umständlich
und geschäftshindernd.

zr.i 11.

Am Schlüsse dieses Paragraphen können dir Worte „mit Genehmigung des Ober-Präsi»
deuten" aus den bereits erörterten Gründen fortfallen.
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u,ä 12.

In dem ersten Satze wird anstatt „dein ^andcsdireclor" zu setzen sein „der Provinzial-
Verwaltung".

Ferner wird hinter den Worten: „nach den 8§- 3 und 4" die Worte „dieses Reglements"
einzuschalten sein zur bessern Unterscheidung von den in demselben Paragraphen vorher angezogenen
Bestimmungen des Gesetzes.

kd 13.

Auch hier wird an Stelle des Vaudesdircctors die Provinzial-Verwaltung zu setzen sein.
Der Landtags Commissarius hat hierauf im Einverständnis; mit deu Herrn Ressort

minister» gemäß dem angeschlossenen Schreiben vom 7. d. M. erklärt, daß von den Seitens des
Provinzial Verwaltnngsrathn beantragten Aenderungen, der zn dem H. tl gemachte Vorschlag,
wonach am Schlüsse desselben die Worte „mit Genehmigung des Ober-Präsidenten" fortfallen sollen,
nicht annehmbar sei, da dem Provinzial-Verwaltnugorathc nicht die Befngniß zugestanden werden
könne, ohne Mitwirkung einer Staatsbehörde Porschriften zn erlassen, deren Ausführung von den
ihm nicht untergeordneten Gemeindevorständeu nnd deu Aufsichtsbehörden der letztere» zu bewirten
ist, daß daher au der im 8, 11 des Entwurfs vorgeseheucn Genehmigung des Ober-Präsidenten
Seitens der Staatsregiernug unbedingt festgehalten werde, daß aber im Uebrigen sich gegen die
Vorschläge des Proviuzial-Verwaltungsratheö Nichts zn erinnern fände.

Der Proviuzial Vcrwaltnngsrath erkennt dir Wichtigkeit der Vegrüxdung für die von der
Ztaatsregiernng geforderte Beibehaltung der Obcr-Präsidial-Genehmigung am Schlüsse des ß. I I
au uud fiudet dagegen Weiteres nicht zu erinnern, beehrt sich demnach den Antrag zn stellen:

„seine übrigen Anträge anzunehmen nnd dem darnach geänderte!! Entwurf nach
der Anlage die Zustimmung zu ertheilen."

Der ProvinMl Utrwnlluttgsralh:
Wilhelm, Fürst zn Wird.

Anlage 18.

Reglement
über Gewährung von Entschädigung für polizeilich angeordnete Tödtnng rotztranker Pferde nnd
lnugeukrauteu Rindviehs iu der Rbeiuproviuz zur Ansführnug der Vorschriften im l?. <!t» des

Gesetzes vom 25». "uiui 1875, betreffend die Abwehr nnd Unterdrückung von Viehfeucheu.

Zur Ausführung der Äestimnmugen im ß <!<» des Gesetzes vom 25. Inni l«75. betreffend
ie Abwehr nnd Unlerdrücknng von Viehseuchen, treten für die Rheinproviuz die nachfolgeuden
^'rfchristen in straft.

die
V

8, '
Ist dnrel» die im ^ <i? des (Gesetzesvorgeschriebene Untersuchung der auf pvli;ei!icl>e A»^

?rdnnng getödtetcn Thiere bei Pferden ein Fall der Rotzlranlhcit oder bei dem Rindvieh ein Fall
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der Lnngcnseuche festgestellt, so wird für die damit behaftete»Thiere von dem Provinzial-Verbande
eine Entschädigungnach folgendenGrundsätzengewährt.

Die Entschädigungbeträgt einschließlichdes Werthes derjenigenTheile, welche dem Besitzer
nach Maßgabe der polizeilichen Anordnungenzur Verfügung bleiben:

1. bei den mit der RotztrankheitbehaftetenPferden die Hälfte;
2. bei dem mit der Lungenseuchc behafteten Rindvieh vier Fünftel des nach Vorschrift

der 88- l52 ff. des Gesetzes ermittelten gemeinenWerths.

8. 3-
Keine Entschädigungwird geleistet:

n.. für solche Thiere, welche mit Rotz oder Lnngcnsenchebehaftet, in das diesseitige
Staats.Oebiet eingeführt sind, oder bei welchen nach ihrer Einführung in das dies-

seitige Gebiet innerhalb 3 Monaten die Rotztrankheitoder innerhalb 6 Monaten die
Lungenseuche festgestellt wird;

!i. für Thiere, welche der Militär-Verwaltung oder den: PreußischenStaate gehören-
0. für das in Schlachtviehhöfenoder in öffentlichen Schlachthäusern aufgestellte,auf

polizeiliche Anordnung geschlachtete oder gctödtete Schlachtvieh.

§. 4.
Es fällt feruer jeder Anspruchauf Eutschädigungweg:

1. wenn der Besitzer des Thieres oder der Vorsteher der Wirthschaft, welcher das
Thier angehört, oder der Begleiter der auf dem Transport befindlichen Thiere die
im § 9 des Gesetzes vorgeschriebene Anzeige wissentlichunterläßt oder länger als
24 Stunden, nachdemer von dem Ausbrucheder Seuche oder dem Seuchcuverdachte
Kenntniß erhalten hat, verzögert;

2. wenn Thiere, welche bestimmten Verkehrs- oder Nutzuugsbeschräukungeuoder der
Absperrungunterworfensind, in verbotwibriger Benutzung oder außerhalb der ihuen
angewiesenen Nänmlichkeitoder an Orten, zu welchen ihnen der Zutritt verboten
ist, betroffen werden (§. 23 des Gesetzes), oder wenn dem Besitzer oder dessen Vertreter
die Nichtbefolgnngoder Uebertretung der polizeilich angeordneten Schutzmaßregeln
zur Abwehr der Seuchengefahr zur Last fällt.

ß. 5.
Zur Bestreitung der zu leistenden Entschädiguugeufür die mit der Rotzkraukheit behafteten

auf polizeiliche Anorduuugeu getödteten Pferde und zur Bestreituug der Verwaltnngstostrn, wird für
sämmtliche in der Provinz vorhandenenPferde, einschließlich der Fohlen, von den Besitzern derselben
nach Bedürfniß eine Abgabe erhöbe».

Die einfacheAbgabe beträgt 10 Pfennige für jedes Pferd.

ß. 6.
Zur Bestreitung der zn leistenden Entschädiguugeu für das mit der Lungeuseuche behaftete

cmf polizeiliche Auordunng getödtcte Rindvieh und znr Bestreitung der Verwaltungskostenwird für
jedes in der Provinz vorhandene Stück Rindvieh (Ochsen, Bullen, iiiihe, Rinder und Kälber) von
dem Besitzer desselben nach Bedürfniß eine Abgabe erhoben.

Die einfacheAbgabe beträgt 5 Pfennige für jedes Stück Rindvieh.
18
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5- 7.

Bei eintretendem Bedürfnisse taun die mehrmalige Erhebimg der Abgaben ll?. 5 nnd <">)
in einein nnd demselben Iabre angeordnet werden.

Die Abgaben l^ß. 7> und l>) werden nicht erhoben:
1, Für Tbierc, welche der Militairverivaltnng oder dein Preußischen Staate geboren,
2, Für das in Schlachtviehhöfen oder in öffentlichenSchlachthäusern ausgestellteSchlachtvieb.

8- ".
Ans den Ucberschüssen jeder der beiden Abgaben soll ein Reservefonds angesammelt werden,

dessen Zinserträge znr Bestreitung der laufenden Verwaltungskosten uud der Entschädigungen be
stimmt sind.

Hat der eine oder der andere der beiden Reservefonds die Höhe von 2W,U00 Mark
überschritten, so ist die Erhebnng der Abgabe erst dann gestattet, wenn die Zinserträge der Reserve
fondS nnd die den vorstehenden Betrag überschreitenden Mittel derselben zur Bestreitung der oben
erwähnten Ausgaben nicht ausreichen.

Die Ausschreibung der Abgaben erfolgt auf den Beschluß des Proviuzial-VerwaltuugsratheS
>U)re Erhebung erfolgt nach den für die Erhebung von Proviuzialabgabcu bestehenden Borschriften.

8. 11.
Behufs Erhebung der Abgabe foll in jeder Stadt nnd Landgemeinde ein Verzeichnis; des

abgabepflichtigen Pferde- nnd Viehbestandes aufgenommen, nnd fortgeführt werden, ans welchem sich
die Namen der Besitzer und die Stückzahl der Pferde und des Rindviehs ergeben müssen. Vor
Erhebung der Abgaben müssen die Verzeichnisse zu etwaiger Berichtigung 14 Tage lang offene
lieh ausgelegt werden.

Art, Zeit lind Zweck der Auslegung ist durch öffeutliche Bekanntmachung auf ortsübliche
Weise zur Kenntniß der Betheiliglen zu bringen. Innerhalb dieser Frist können Anträge ans Berich¬
tigung des Verzeichnisses, bei dem betreffenden Gemcindcvorstandr eingebracht werden. Ueber die¬
selben entscheidet der Bürgermeister nach Anhörung des Gemeindevorstehers. Rcclamationcn gegen
diese Entscheidung müssen binnen 10 Tagen bei der vorgesetzten Aufsichtsbehörde angebracht werden,
welche über dieselben endgültig entscheidet.

Nach crfolgtcr Auslegung beziehnngsweife nach Erledignngder eingebrachten Reklamationen
sind die Verzeichnisse mit der Bescheinigung des Gemeindc-Vorstaiides versehen, der vorgesetztenAuf'
sichtöbchördc einzureichen, welche dieselben festzustellen und auf Grnnd derselben die Erhebung der
Abgaben anzuordnen hat.

Die Beitreibung der Rückstände erfolgt auf dem für die Beitreibuug rückstäudiger Gemeinde'
abgaben vorgeschriebenen Wege. Die näheren Vorschriften über die Aufnahme nnd Fortführung
der Verzeichnisse und über das bei der Feststellung derselben nnd bei der Erhcbnng der Abgabe"
zn beachtende Verfahren, werden von dem Provinzial-Verwaltnngsrath mit Genehmigung des
Obcr-Präfidcuten getroffen.

8> 1^-
Die Ortspolizcibchörde oder eintretenden Falls der bestellte Senchen-Eominissariuö hat der

Proviuzial Verwaltuug von jedem Falle ciuer auf polizeiliche Anordnung vollzogenen Tödtnng vo»
Pferden oder Rindvieh, welcher die Enlfchädignngspflicht des Provinzialverbandes begründet, unter
Mittheilung des sachverständigen Gulachleno über den Krankheitszustand des Thieres (8- «? des
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Gesetzes) und der über das Ergebniß der Schätzung aufgenommenen Urkunde (ß. 65 des Gesetzes)
Kenntnis; zu geben.

Ungleich habeil dieselbe» zn bescheinigen, das; keiner der Mle vorliege, in welchem nach
den 5Z, ^ nnd 1 dieses Reglements leine l5!,lschäbig»»g geleistet wird oder sedcr Anspruch ans End
schädignug wegfällt.

>?, l^>.

Die Ails;ahlu»g der Entschädiguugen erfolgt durch die Provinzial-Verwaltnng, welche dazu
die Vermiltel»»g der Kreis- öder Gemeindebehörden in Anspruch nehmen sann.

Die Verwall»»g der Reservefonds nnd das gcsammle Nechuuugsweseu erfolgt nach den
für die Verwallung des provinzialsläudischc» Vermögens bestehenden Vorschrifien.

Alljährlich ist eine Uebersicht der Einnahmen und Ausgaben des ^onds von dem Provinzial-
Vcrwalllingsralhe dnrch die Anilsblätler zur öffentliche» Kenntniß zu bringen.

Anlage 19.

Motive
z»m Besoldnngs-Elal für die provinzialständischen Wegebau-Technitcr Megeba»^»speetore»',

Die
cu

Der Herr ^tinister hat bezüglich der für die Provinzialstraßc» der Nhcinprovinz anzn
stellenden technischen Äeamteu auf die in Hanuover bestehenden Verhältnisse hingewiesn. Di
Provinz Hannover hat ?««> Meile» chaussirte u»d »icht chaussirte Straße» und znr örtlichen obere,
Verioallimg l^ Tcchniler, (Wegeban Inspektoren, angestellt von deue» hiernach Jeder durchschnittlich
.!-",« 'Neue aller vorhandenen Straßen nnd, da hiermtter »»r .-.:'," Meile» >»it Steinbah» ver-
fehe» si»d, cirea ^1.'. Meile» der letztere» Art z» verwalte» hat.

Nir die Rheinprovinz, welche nach den zum Dotation« - Gesetze gegebeueu t^rlanternugen
^1? Meilen Straßen besitzt, 'bürden bei der Uebertragnug vo» 59^.!9 Meile» auf jede» Techniker
cine A»zahl vo» 16 Technikern erforderlich fein, die vorläufig der Etats-A»fstellu»g auch ;» ^r»»de
gelegt ist Selbstversläudlich haben die ^nspectore» auch die bautechnischen Arbeiten der m ihren
Bezirken beslebeuden Proviuzial - Iustitute zu erledigen. Bei Abgrenzung der Bezirke werde» d.e
^'renzen oer bestel,e»de» Kreise möglichst zu berücksichtige»sein.

Die «reisbanbcamten des Staates beziehen aus ^taalssonds e>» Minunalgehati von
"IM. Mark, ei» Marimalgehalt vo» -!909 Mark, durchsch»ittlich :li.'.9 Mark.

Die Erhöhm'g des D»rchschuitt°Gehalts a»f 1209 Mark gründet sich darauf, da,; emmal
in vemsclbe» der von der Staalsregierung neben dem Gehalte gezahlte Woh»»»gsgeld ^»schnß e»t.
halten sein m»ß so wie darauf, daß die Staats - Vanoeamleu R'ebeubeschäftignuge» eixträglicher
Art namentlich auch die Kesselrevisioueu gegen besondere Vergütung vorzunehmeu habe.., dergleichen
besonders vergütete Arbeiten aber den StaatsHaubeamten verbleiben »nd den Provinzial-Veamle»
die Uebernahme von remunerirten Rebmbeschäftig.mge» >i»r n>it besonderer Genehn.igung des prob»,
zial-Verwaltuugsrathes gestattet werden taun.
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An Fuhrkosten«Entschädigungbeziehen die Staatsbeamten 1050 Mark. Die Erhöhung
auf 1500 Mark ist mit Rücksichtauf den von deu Baubeamtcn zu bereisenden größeren Bezirk
nothwendig;die wirkliche Ausübung der Reisen aber dadurch gesichert, das; deu Beamten die Pflicht
auferlegt ist durch Tagebücher die Mininial Reisetage uachzuweiseu.

Die Entschädigung für mechanischeArbeilshülfe, Unterhaltung der Invcnlarienstücke,
Schreib- und Zeichnen-Materialien von 900 Mark lehnt sich in Berücksichtigung der erweiterten
Bezirke an die gegenwärtigeEntschädigungdes Staates an, da für ersteren Zweck den Kreisbau»
beamten 240 Thlr,, für letztere» 25—30 Thlr. gezahlt werde». Bei Rciseu über 2",2 Meile»
werden den Staalsbaubcamlcn neben den ^nhrlosten anch Diäten gezahlt. Der Diäten-Satz fü.r
dieselben belrägl nach dein Regle,neul für die ständischen Beanilen 9 Mark pro Tag.

Bei Bereisnng eines Bezirkes von 50 bis 60 Meilen wird bei einer täglichenEnlfermmg
von 5 bis 0 Meilen eine Zeitdauer vou circa 10 Tagen zur Bereifung der ganzen Strecke er-
forderlich sein.

Die 10malige Bereisnng eines jeden Bezirks nimmt somit ca, l00 Tage in An>prnch,
Die Diäten betragen hiernach für 100 Tage n 9 Mark für den einzelnen Inspectionsbczirl jährlich
900 Mark, es sind daher erforderlichfür 16 Inspccloren circa 14100 Mark.

Anlage 20.

Spesial-Besoldungs-Gtat
für die N ezirts-W cgcb au-Tech uikcr der Rheinprovinz.

Von dem noch näher m bestimmenden Tage des Uebcrganges der Provinzialstraßen in die
obere Leitung und Verwallnng des ProvinzialVerwaltungsralhs uud seiner Organe ab tritt nach-
stehenderBesoldungsEtat für die BezirtS'Wegebau<2echnilerder Rhcinprovinz in Ärasl.

16 WegebauInspektoren mit einem Minimalgehalle von 3000 Mark
und einem Marimalgehalte von 5100 „
durchschnittlich..... 4200 „
oder zusammen ..... — 67200 Mark

Dieselben erhallen keinen WohnnngSgeldznschus; nebcu dem Oehaltc.
Fuhrtosten derselbenbis zu 1500 Mark zum Nachweis der Verwendung 24000 „
Zur Gewähruug mechamscher Arbeitshülfe, Unterhaltung der Inventarien-

stücke ercl. Renbeschasfmig, sowie zu Schreib- n»d Zeichnen- Materialien 900 Mark 14400 „
Außerdem erhalten dieselben bei Reisen von 2^/2 Meilen Entfernuug vom

Wohnorte und weiter au Diäte» pro Tag 9 Mark (ca. 100 Reisetage jährlich
für Jeden) ..................... 1<<4<)0

Summa 120,000 Mark.
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Anlage 21.

Düsseldorf, den 16, September 1875.

Allerdnrchlanchligster,GroßmächtigstcrKaiser und Köuig!
AllergnädigsterKaiser, König nnd Herr!

Ew. Majestät alleruntcrlhänigstc, zu,n 21. Rheinische»Proviuzial-Vaudlagc versammelten
Stande der Rhcinproviuz, erlauben sich Ew. Majestät die nachfolgende AlleruulcrlhäuigstcBille
ehrfurchtsvoll vorzulegen. Nach dem Wortlaute des ß. 25 des Gesetzes betr. die Dotationen oer
Proviuzial uud Kreisvcrbäudc voin 8. Juli ds. Is., werden die nähereu Bestimmungen über die
Verwaltung der in diesem Gesetze genannten Proviuzial-Institute uud Verwaltungs - Zweige dnrch
besonderevon deu Vertretuugeu der betr. Eommunalverbändezu erlassendenReglements getrosfeu.

Diese Reglements bedürfen zwar der Genehmigungder zuständigenMinister nach Maß-
gäbe der Bestimmung des ß. 12N der Provinzial-Orduuug für die Provinzen Preußen, Branden-
bürg, Pommeru, Schlesien und Sachsen; sie nuterliegrn nach diesem Paragraphen indessen der
Genehmigung nur insoweit,als sich die Bestimmungendes Reglements beziehen:

«,. bei Irren- Taubstummen nnd BliudenAnstalleu auf die Aufuahme, Äehaudluug nnd Eul-
lassung der Irreu, Taubstummen und Aliudcu, beziehungsweise ans den Unterrichtderselben -

!>. in Betreff der Hebammen ^chraustalten auf die Aufnahme, den Uutericht und die
Prüfung der Schülerinnen.
Imgleichen bedarf nach dem Schluß - Aliuea des tz. 120 das im 8- W bezüglich der

Proviuzial - Institute nnd der Ehaussee- und Wegeverwaltung vorgeschriebeneReglement über die
dienstlichen Verhältnisse der Provinzialbcamtcu der Geuchmiguug des Munsters des Innern mir
in Betreff der Gruudsätzc über Anstellung, Entlassung nnd Pensiouirung der Beamte». Da«
Dotalionsgesetzverlangt demnach nicht, daß die Anstellungder Beamten und Directorcu der In-
stilule einer besonderen Genehmigung der Staatsbehörden oder des Staatsoberhauptes vorbehalten
sein solle, wie dies bezüglich des ^andes-Dircctors <M,deshauptmauus) iu §. 8? der Proviuzial-
Ordunng nnd in dem von uns vorgeschlagenen Rachtrage zum Regulative für die Organisation der
Verwaltung des proviuzialstäudischeuVermögens und der proviuzialständischenAnstalten in der
Rheinprovinz allerdings vorgesehen ist, da die Wahl der Bestätigung Ew. Majestät bedarf.

In der bezogenen neuerm Gesetzgebungist somit der Rahmen der Selbstverwaltung er-
weiter! und seitens der Staats-Rcgierung ans die Mitwirlnng bei der Anstellungder Dirctorcn und
Necnnten der Proviuzial Institute verzichtet, soweit es sich nicht um die allgemeiucuGrundsätzeder
Anstellung handelt. — Ein solcher Verzicht ist aber auch bereits vor Erlaß des Dotatiousgesetzcs
'n deu Reglemeuts benachbarter Eomnmualuerbäude,iusbesoudereiu deu Reglements der Eommunal-
verbände Hessen und Rassan thatsächlich geleistet worden, indem denselben die staatliche Genehmigung
ertheilt wurde, obwohl iu deu Reglements die in den Regierungsvorlagen vorgesehene Mitwirkung
der Regierung bei der Stcllcubcsetzung, bei deren Berathung in den Landtags - Versammlungen,
beseitiget worden war.

Von dem Wunscheerfüllt, die Reglemeuts für die Verwaltung der Provinzial-Institute
der Nheiuproviuz, welche vor Erlaß des Dotationsgesetzesfestgestellt würden, den neuen Gesetzen
und dem durch sie erweiterten Rahmen der Selbstverwaltung anzupassen,zugleich aber auch den
benachbarten Eommnnalverbändcngleichgestellt zu werden,erlauben sich Ew. Majestät trengehorsamste
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Stände, Ew. Majestät Allcrunterthänigst zu bitten, den nachstehenden Reglements-Aenderungen
die Allerhöchste (Genehmigung Allergnädigst erlheilen zn wolleil:

1. der zweile Absatz des tz, 7> des Reglcmeuls für die in der Rheinprovinz vorhaudeueuProviuzial-
Irren- Heil« und Pflegeaustaltcu, nach welchen, die Directoreu ans Vorschlag des Ministers der
Medizinal-Angelegenheiten nach Anhörung des Proviuzial-Vcrwaltuugsraths vom Könige
ernannt werden, wird aufgehoben.

An dessen Stelle tritt folgende Bestimmung:
„ Die Directoren werden nach Anhörung des ^audes-Directors durch den Proviuzial
Verwaltungsrath auf Zeit, höchstens 12 Jahre, ernannt; die Anstellung ans Lebens-
;cit unterliegt der Beschlußfassung des Provinzial-Landtags." —

2. Der t>. 10 des Reglements über die Leitung uud Verwaltuug der HebammcwLchranstall zu
Eöln, nach welchem die Ernennung des Austalts-Direetors durch deu Minister der geistlichen,
Nulerrichts und ÄiedizinalAngelegcnhciten, diejenige der Obcrhebamme durch den Äustalts-
Dircetor, in beiden Fällen nach Anhörung des Proviuzial.Verwaltuugsrathö, crfolgl, wird
aufgehobcu.

An seine Stelle tritt folgende Bestimmung:
„tz. t<». Die Eruennuug des Austaltö-Direciors erfolgt auf Zeit durch de» Proviuzial-
Verwaltuugsrath auf Lebenszeit durch deu Proviuzial, Laudtag. Die Oberhebammen
werden durch deu ProviuzialVerwaltuugsrath nach Anhörung des Direclors'angestellt.
Zu Dircctoreu sind nur Personen wählbar, welche nach den Anforderuugen des Staates
als Aerzte ausgebildet siud."

:;. Im 8- 11 des Reglements über die Leitung und Verwaltung der Rheinischen Proviuzial-
Blindenanstalt zu Düreu wird der 2, Absatz, welcher lautet:

„Insbesondere erfolgen die Anstellung des Directors nnd der Lehrer der Anstalt nach
vorheriger Anhörung des Proviuzialschulcollegiums uud die Feststellung des Lehrplaucs
uud der Lehrmethode im Einverständnis; mit demselben"

aufgehoben.

An seiner Stelle tritt folgende Bestimmung:
„Insbesondere erfolgt die Feststellung des Lehrplaneö uud der Lehrmethode im Eiuver<
ständniß mit demselben."

Den, 8- l2 des Reglements wird zugesetzt:
„Der Director und die Lehrer der Anstalt müssen mindestens die Qualifikation zum
Elemeutar-Lehramte uach deu Auforderuugeu des Staates habe»,"

4. Im 8- 5 des Reglements betreffend den Nebergaug der iu der Rheiuproviuz vorhandenen
Taubslummeuschulcu zu Brühl, Äempen, Moers und Reuwied iu die ständische Eenlralver
waltuug und deren Leitung und Verwaltung wird der 2. Absatz, welcher lautet:

„InSbesoudere erfolgt die Anstellung der Lehrer der Anstalten nach Anhörung des
Provinzial-Schulcollegiums uud die Feststellimg des Lehrplaucs und der Lchrmelhodc im
Einverständnisse mit demselben"

aufgehoben.

An dessen Stelle tritt folgende Bestimmung:
„Insbefoudcre erfolgt die Feststellung des Lehrplanes nnv der Lehrmethode im Ein¬
vernehmen mit dem Provinzial-Schuleollegium.
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Die Lehrer der Anstalten haben vor der definitivenAnstellung die vorschrifts¬
mäßige Ableistung uack deuÄufordrruugcu des Staates
uachzuwciseu."

Eiuer weiteren Bestimmung über den Anstellnngö Modus der Direetoren und Lehrer wird
es nach Nufbebuug der Mitwirkung der Staatsorgane bezüglich der Blinden und Taubstnmmen°
Anstalten niebt bedürfen, da tj. 10 11^. 4 des Blindeu-AnstaltsNeglemeuts uud ß, 4 i>n«. 2 des
Neglemeutsfür die Taubstummenanstaltendie Anstellung '^nr Eompeten^ des ProvinM Verwaltungs^
raths verweisen nnd die Bestiminungen, deren Aufhebnug die trengehorsamstenStände bei Ew.
Majestät hierdurel» Allerunterthänigsterbitten, hierin nur Beschränkungenfestgesetzthatten.

In tiefster Ehrfurcbt ersterben:

Ew. Majestät aIIerun tert h äui g ste, tre n g eh orsa mste Vand tags-M arsch a ll
uud Staude der Nbei np r ovinz.
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